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Stenographischer Bericht
über

die Verhandlungen
des dritten

allgemeinen Landtags des GroHerzogthums Oldenburg.

Einundzwanzigfte ordentliche Sitzung.
Oldenburg , den 4. April 1850.

Tagesordnung : Bericht des Ausschusses über Revision des Wahlgesetzes.

— - S '- —

Vorsitz: Präsident Kitz

^ ) ie Sitzung beginnt 10Uhr  mit Verlesung des in der
letzten Sitzung aufgenommenen Protokolls durch den Schrift¬
führer Tappenbeck.

Abg. Tappenbeck (Schriftführer) : Zch habe noch eine
Abänderung im Protokoll vorgenommen, indem der Antrag
hinsichtlich des Zusatzes zum Staatsgrundgesetze nicht vom
Abg. Mölling,  sondern vom Ausschuß gestellt ist.

Ich habe vorher gesagt: „der Antrag des Abg. Möl¬
ling ." Es muß richtiger heißen: „der Antrag des Aus¬
schusses in Beziehung auf den Antrag des Abg. Mölling ."

Präsident : Sind Erinnerungen gegen das Protokoll?
Abg. Mölling : Wenn ich recht gehört habe, so ist

noch ein Schreibfehler im Protokoll, nämlich es heißt darin,
ich hätte eine Interpellation begründet über den Antrag des
Abg. Böckel.  Ich habe aber eine Interpellation über mei¬
nen Antrag in Beziehung auf die Eivilstaatsbeamkcn und
über den Antrag des Abg. Böckel in Beziehung auf die
Militärbeamten begründet. Zch habe mich verpflichtet gehal¬
ten, in Beziehung auf die Richtigkeit des Protokolls darauf
aufmerksam zu machen.

Präsident : Darnach wird das Protokoll berichtigt
werden.

Da sonst keine Erinnerungen gegen das Protokoll ge¬
macht sind, so erkläre ich dasselbe für genehmigt.

Zch habe zunächst folgende Eingänge anzuzeigen: 1) ein
Schreiben des Großherzoglichen StaatsministcriumS, betref¬
fend die Grundsätze für die Stärke des Militärs.

Es lautet wie folgt:
„Zn Erwiederung der Mittheilung des Protvll -Auszu-

21 .

gcs der 15. Sitzung des allgemeinen Landtages, wonach be¬
schlossen wurde, auf Antrag des Finanzausschusses:

„Die Staatsregierung wird ersucht, darüber sobald als
möglich eine Erklärung abzugeden, welche gesetzliche
Bestimmungen sie als für unsere Militair-Verfassung
bindend erachten wolle?"

beeilt sich das Staatsministerium von Neuem auszusprcchen,
daß die Großherzogliche StaatSrcgierung nicht blos die be¬
treffenden gesetzlichen Bestimmungen bis zur Auflösung der
deutschen Bundes-Versammlung, sondern auch alle dahin ge¬
hörigen späteren Verfügungen der kompetenten Bundes-Cm-
tral-Gewalt als rechtliche Grundlage anzucrkennen sich ver¬
pflichtet hält und ihnen deshalb nach Möglichkeit Folge ge¬
leistet hat, und ferner auch hier wie in den übrigen Richtun¬
gen der durch das Bundes-Lerhältniß auferlcgten alten und
neuen Verpflichtungen, wie Flottenstcueru. s. w. so lange
treu zu erfüllen suchen wird, bis etwa diese Verpflichtungen
auf bindende Weise eine Aenderung erleiden, daß deshalb der
Beschluß der Nationalversammlung zu Frankfurt vom 15.
Juli 1818 und die daran geknüpften Ausführungsverfügun¬
gen bis zu ihrer förmlichen Aufhebung die rechtliche Grund¬
lage der Vorlagen bilden, muß hier ausdrücklich wiederholt
werden, wenngleich die Staatsregicrung, wie sie es bereits
zum Oeftern ausgesprochen, die daraus erwachsenden Lasten
zu mindern und abzuwenden nach Möglichkeit bemüht ist,
indem sie sich dabei der Hoffnung einer baldigen Verände¬
rung der Grundlage hingeben zu können glaubt. Daraufhin
ist nicht allein die Vergrößerung der diesseitigen Militärfor-
mation auf 2"/o ganz eingestellt, sondern auch bei der In¬
fanterie und Artillerie nur das bestehende in den Cadres con-
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servirt , und der Organisationsplan für die Reiterei inner¬
halb der Grenzen der alten Bundesverpflich¬
tung  gehalten.

Oldenburg , den 27 . März 1850.
Staatsministerium

v . Buttel.
v. Grün . "

Ferner folgendes Schreiben , betreffend die Anträge des
Abg . Linde mann  wegen der Militäreduction.

Dieses Schreiben lautet:
»Durch Iw. m . mitgetheilten Protocoll - Auszug der 15.

Sitzung des allgemeinen Landtags sind dem Staatsministe¬
rium die ursprünglich vom Abg . Lindemann  gestellten drei

Anträge mitgetheilt.
Die Antwort auf die Anträge 1 und 2 sind in dem

wahrscheinlich den einzelnen Abgeordneten noch nicht bekannt

gewordenen Schreiben des Staatsministeriums vom 11 . d . M.
vollständig enthalten , bis auf den Schluß der Frage 2 . —
Zu deren Erledigung erfolgen hienebcn nachfolgende Zahlen¬
angaben:

Die auf unbestimmte Zeit beurlaubte , aber zum Wieder¬
eintritt bei der Fahne theils länger thcils kürzer verpflichtete
Mannschaft der Infanterie und Artillerie beträgt nach Abzug
der Trainsoldaten und der für die freien Städte Geworbenen

im , gegenwärtigen Augenblick pl . w . 79 Unteroffiziere und
3020 Gemeine , von denen jedoch einige hundert abzuziehen
sind , welche theils auSaewandert , theils zur See oder sonst
ohne Erlaubniß das Land verlassen haben oder dienstuntüch¬

tig geworden sind.
Die Frage 3 anlangend , finden sich die Begründungen

derjenigen Mittel , welche die Staatsregierung für die Reite¬
rei im Haushaltsjahr 1850 verlangt , thcilweisc unmittelbar

in den Beilagen deö Voranschlages , theilweise in der Anlage
2 . des Schreibens des Staatsministeriums vom 11 . d. M .,
worin die Motive entwickelt sind , welche auf den Etat der
Reiterei für 1850 eingewirkt haben . Indem die Staalsre-

gierung einerseits bemüht ist , die Reiterei so kriegstüchtig
auszubilden und statt der geliehenen mit eigenen Ehargen zu
versehen , daß damit ein Theil der Bundesverpflichtung als¬
dann erfüllt werden kann und nicht mehr die dreifache Kopf¬

zahl an Infanterie erfordert , hat sie sich andrerseits , von der
Buntes -Central - Gewalt augenblicklich nicht gedrängt , in Be¬
zug auf die Starke  der Reiterei diejenige Grenze gesetzt,
welche in der alten Bundesverpflichtung zur Scllung von
l '/r "/o der alten Bevölkerung liegt , daß dabei die Mann¬
schaft der Reiterei auf die wehrpflichtigen Zahresklassen ver¬

theilt werden muß und ein entsprechendes Recrutenquantum
der Einstellung von 1850 an dre Reiterei abzugebcn ist , liegt
in der Natur der Wchrpflichtigkeits -Gesetze . Eine weitere Be¬
gründung ist enthalten in der Anlage 2 . des Schreibens deS

Staaisministcriums vom 14 . d. M . und in der Anlage 2 des

Schreibens vom 13 . d. M . betreffend die Präsenzzeit der
Reiterei.

Indem die Staatsregierung für diese dort nachgewiesene

haushälterische Verwendung der Reiterei zur Erfüllung der

dem Lande obliegenden Bundcsleistungen die Verständigung
mit dem allgemeinen Landtage heibeizuführen sucht , lebt sie
der Ueberzeugung , dadurch der am 30 . August 1819 ertheilten
Zusage ganz zu entsprechen.

Oldenburg , den 27 . März 1850.
Staatsministerium,

v . Buttel.
v . Grün ."

Ferner folgendes Schreiben des Staatsministeriums , be¬
treffend die Hanseatische Militärconvention . *)

Ferner folgendes Schreiben des Staatsministeriums betr.
den Verkauf von Artilleriepfcrden . Dieses Schreiben lautet:

»In dem Veranschlag der Central - Ausgaben des Groß¬

herzogthums Oldenburg für das Jabr 1850 , H . 3 . Cap . III.
der Militär - Einnahmen , wurde der Verkauf von 26 Artillerie-

Pferden gegen Ende des Monats März vorausgesetzt . Die
Staatsregierung glaubte damals , auf den Abschluß des Frie¬
dens mit Dänemark bis zu der angenommenen Frist rechnen

zu können , desgleichen darauf , daß mittelst der Verwendung
dieser Pferde bis dahin die nölhigen Arbeiten auf dem Artil-
lerie -Erercierplatz vollendet sein würden . Da nun aber beide

Voraussetzungen , unter welchen der Verkauf der Pferde ge¬
gen Ende März angesetzk worden , nicht eingetroffen sink , in¬
dem bis auf den gegenwärtigen Augenblick der Friede mit
Dänemark nicht abgeschlossen , der strenge Winter mit seinem
lange anhaltenden Frost die Beendigung der Arbeiten auf
dem Artilleric - Ercrcierplatz verhindert hat : so sieht die Staats¬

regierung sich genökhigt , den Verkauf der mehrerwähnten Ar¬

tillerie - Pferde noch vorläufig , und zwar bis zum 1. Juni,
aussetzen zu lassen , wodurch sich also die betreffenden Ansätze
des Voranschlags der Militär - Ausgaben pro 1850 ( tz. 2.
«üb 0 ., § . 9 . sub §. 10 . »ub A., H. 35 . sub b .) — um
403 Rthlr . 52 gr . erhöhen werden . Das Staatsministerium

hat nicht unterlassen wollen , den allgemeinen Landtag hier¬
von ergebenst zu benachrichtigen.

Oldenburg , 1850 März 30.
Staatsministerium.

v . Buttel.
v . Grün ."

Diese 4 Schreiben sind sogleich nach ihrem Eingänge
zur vorläufigen Einsicht dem Budgekausichuffe mitgetheilt und
gehen an beneiden wieder zurück . Ferner ist folgern es Schrei¬
ben des Staatsministeriums vom 30 . v. M ., betreffend Mit-

the ^ ung der Erlasse des Staatsministeriums wegen des po¬
litischen Verhaltens der Staatsdiencr und Militärpersonen **) ,

eingegangen.
Dieser Gegenstand ist früher auf Veranlassung der des-

fälligen Anträge der Abg . Mölling  und Böckel  von den
Abthcilungen berathen worden und ich glaube , daß es zweck-

Wird später mit abgedruckt werden.

' *) Wird später mit abgedruckt werden.
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mäßig ist , auch dieses Schreiben wieder an die Abtheilung gehen
zu lassen.

Abg . Mölling : Ich möchte nur hinzufügen , daß die
Sache mir im höchsten Grade dringend und bedeutend er¬
scheint . Ich kann freilich nicht anerkennen , daß der Art . 44.
keine Anwendung leidet . Er leidet volle Anwendung , in¬
dessen möchte ich sehr wünschen , daß die Abtbeilungen die Sache
beschleunigen möchten , damit noch dieser Landtag darüber
Beschluß fassen könne.

Präsident : Es war auch die Absicht. Wenn sonst
gegen die Verweisung an die Abtheilungcn kein Einspruch
erhoben wird , so habe ich die Vorstände zu ersuchen , daß sie
diesen Nachmittag den Gegenstand zur Beraihung bringen

und dann heute Abend 8 Uhr die Berichterstatter nach dem
Ritterhofschcn Gasthof absenden , um zum Zentralausschuß
zusammenzutrcten . — Abg . Wibel  hat das Wort.

Abg . Wibel : Ich kann aufs Wort verzichten.
Präsident : Ich will demnach dieses Ersuchen an die

Vorstände gestellt haben . Ferner ist folgendes Schreiben deS
Herrn Reg .-C. Bucholtz an mich eingegangen:

„Dem Herrn Präsidenten des allgemeinen Landtags habe
ich das nach dem Protokolle der 14 . Sitzung des allgemeinen
Landtags gewünschte Verzeichniß der zur Zeit auf Wartcgeld
stehenden Staatsdiener in der Anlage *) ergebenst zuzustellen.

Oldenburg , den 31 . März 1850.
Bucholtz ."

*) Verzeichniß derjenigen Personen , welche zur Zeit Wartcgelder beziehen:

Namen. Datum der

Bewilligung.
Fungirte zuletzt

in

Betrag reducirt
auf Courant.

L . Aus der Central - Casse.

1 . Geheimer - Hofrath Starklos.

3.
4 .

5.

6.
7.
8.

9.
10.
11.

L. Aus der Landes - Casse.

2 . Deichconducteur Hullmann I
Landgerichts -
Landgerichts -

Secretär von Halcm
Secretär von Lowtzow

Landgerichts - Assessor Wicrichs.

Pastor Zwerg . .
Professor vr . Stahr .
Steuer - Einnehmer Schade .

Abthetlung L. 3061 Rt . 30 gr.

6 . Aus der Birkenfelder Landes - Casse.

Rcgierungs - Copiist Brenner.
Amtmann Engel.
Geheimer - Staatsrath Fischer.

Abtheilung 6 . 2848 Rt . 48 gr.

v . Aus der Lübecker Landes - Casse.
Keine.

L. Aus der Militär - Casse.

12 . Oberarzt vr . Wardenburg.
13 . Assistenzarzt Rolfs.
14 . „ Nölting .
15 . „ Ruete.
16 . „ Sauer.
17 . „ Daniel.
18 . „ Rautcnbcrg.
19 . „ Rosenbcrg.
20 . „ Boldcmann .
21 . „ Seemann.

Diese 10 Aerzte erhalten bis zum Jahr 1851 beziehungsweise
1854 nach Contract jährlich 200 Rt . ; einer derselben erhält die¬
selben aus dem vacantcn Arzt - Gehalte des Friedens - Etats , blei¬
ben hier . .

b . Aus dem Jnvaliden - Fonds.

22 . Major Burmester .
23 . Auditeur Schmedes

11846 Febr . 28 . /
-1849 Apr . 23J

Oldenburg 1080 —

1843 Janr . 3. Elsfleth 666 55

1831 Juli 17. Reuenburg 222 18

1838 Febr . 3. Cloppenburg 444 37

1842 Mai 30 . -
1844 Jan . 22Z

Jever 666 55

1830 Aug . 16. Hasbergcn 450 —

1847 Juni 3 ./14. Oldenburg 500 —

1841 Juni 19. Cloppenburg 111 9

1837 Juni 12. Birkenfeld 320
1839 Rov . 30. daselbst 1028 48

1848 Juli 10. daselbst 1500

im Jahre 1848 im Felde
desgl. —

desgl. —

desgl. —

desgl. —

desgl. —

desgl.
- .

desgl. —

desgl. —

1849. Oldenburg

— — 1800 —

8 . Octbr . 1849. Oldenburg 1012 36
9 . Janr . 1850. desgl. 800 —
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Dieses Verzejchniß ist angelegt , es wird als Anlage zum

Prrtocoll gehen , und im übrigen zur vorläufigen Einsicht der

Herren hier ausgelegt werden . Es ist mir heute Morgen fol¬

gendes Urlaubsgesuch eingegangen von dem Abg . Roth  aus

Herrstein:
„Herr Präsident!

Mehrere Umstände machen es mir unmöglich , nach Ab¬

lauf meines Urlaubs , also am 4 . April d . Z . , sofort in

der hohen Kammer zu erscheinen . Indem ich davon dem Herrn

Präsidenten die Anzeige mache , erlaube ich mir zugleich die

gehorsamste Bitte , mir von der hohen Ständekammer einen

ferneren Urlaub bis zum 18 . oder 20 . Apr . d . I . erwirken

zu wollen.
Herrstein , den 31 . März 1850 . W . Roth . "

Ich werde jetzt die Versammlung fragen , ob sie diesen

Urlaub bewilligen will ? —
Wenn kein Widerspruch erfolgt , nehme ich denselben als

bewilligt an . —
Demnach würde der Urlaub als bewilligt anzusehen sein.

Es ist ferner eingekvmmen eine Bitte der Interessenten

der Dorfschaften Neuenhuntorfer Moor , Backe , Buttel und

Kötcrcnde , worin sie bitten:
„Ein hoher Landtag wolle dahin wirken , daß die Ho¬

möopathie in unserm Lande rechtlich zur Geltung

kommen und daß besonders dem Aug . Plate zu Grü¬

nenburg bei Berne die Ausübung der Homöopathie

hochoberlich gestattet werde ."
Die Medizinalpolizei gehört nicht zu den Gegenständen,

womit sich der allgemeine Landtag zu beschästgen hat und

wird diese Sache für den Provmziallandtag zurückzulegen

sein . —
Wir gehen jetzt über zur Tagesordnung . Auf der Ta¬

gesordnung steht der Bericht des Ausschusses zur Begutach¬

tung der Revision des Wahlgesetzes.
Ich darf wohl den Herrn Berichterstatter ersuchen , zu¬

nächst den Vortrag auf den vorausgeschicklen allgemeinen

Lheil zu beschränken , indem ich dann die Frage darauf rich¬

ten werde , ob Jemand im Allgemeinen über diesen Bericht

das Wort haben will.

Abg . Niebour II . ( Berichterstatter ) : Der Bericht lau¬

tet wie folgt:
"Nachdem die unterm 17 . Decbr . v . Z . von der Staats-

regierung einseitig erlassene Abänderung des Wahlgesetzes

vom Landtage genehmigt worden , ist dem Ausschüsse die Auf¬

gabe gestellt , wegen Revision des Wahlgesetzes , wie cs jetzt

nach jener Abänderung besteht , zu welcher Revision die Etaats-

regierung mitzuwirken sich im Voraus bereit erklärt hat , die

nöthigen Vorschläge zu machen.
Bei dieser Revision , wo es sich besonders um die zu bil¬

denden Wahlkreise , also um die Anlage K der Vorordnung

vom 17 . December v. I . handelt , hat der Ausschuß , ohne sich

an starre Grundsätze zu binden , allgemein die Zweckmäßigkeit

und Angemessenheit im Auge gehabt , sich dabei aber doch von

folgenden Erwägungen leiten lassen:

1 . Es ist nicht zu leugnen , daß bei den großen  Wahl¬

kreisen , wie solche früher nach dem vereinbarten Wahl¬

gesetze vom 18 . Februar 1849 bestanden , wenn und

wo  diese Kreise aus zu verschiedenartigen Theilen be¬

stehen , — leicht ein zu heftiger und nicht immer ehr¬

licher Streit der verschiedenen Theile und Parteien

entbrennt , welcher Streit zu erheblichen Unzuträglich¬
keiten führen kann.

Es ist daher dahin zu streben , daß die Wahlkreise

nicht so groß werden , daß nicht immer noch eine ge¬

wisse Gleichartigkeit und Gemeinsamkeit der Interessen

und derLebensverhaltniffe im ganzen  Kreise vorhan¬

den ist.
2 . Auf der anderen Seite stehen den kleinen  Kreisen,

in welchen nur ein Abgeordneter gewählt wird , gar

große Bedenken entgegen.
Dieselben können Abgeordnete in den Landtag

bringen , welche von nur 11 Wahlmännern des Lan¬

des gewählt sind , und welche vielleicht allen

übrigen Wahlmännerndes Landes völlig un annehm¬

bar  gewesen wären , was in diesem Maße bei großen

Wahlkreisen nicht möglich ist.
Außerdem aber möchte es ein in der menschlichen Na¬

tur begründeter Satz sein , daß je enger der Wahlkreis,

je enger auch der Blick der Wähler sein muß , welcher

Blick stets zunächst  auf einen Abgeordneten aus dem

eignen Wahlkreise gerichtet sein wird und muß.

Wahlenaber , aus einem so engen Gesichtspunkte her¬

vorgegangen , sind gewiß nicht die besten und dem

Lande nützlichsten.

3 . Der Ausschuß hat sich ferner bei seiner Revisionsar¬

beit von der Ansicht leiten lassen , daß die natürlichen

Einheiten (man gestatte diesen Ausdruck dafür zu ge¬

brauchen ) , wie solche geschichtlich oder nach den glei¬

chen Interessen oder nach der gleichen Verwaltung im

Lande begründet sind , bei Anordnung der Wahlkreise,

so weit möglich,  sestzuhalten sind , so daß

». eine Auseinandertrennung eines Kirchspiels in der

Weise , daß die eine Hälfte zu dem einen , die an¬

dre Hälfte zu dem anderen Wahlkreise gelegt wird,

völlig unzulässig scheint;
b . daß auch im Uebrigcn ohne gewichtigen Grund eine

Zerschneidung eines Amts nicht vorzunehmen , und

auch die hergebrachte Eintheilung in die Landgerichts-

krxise nach Möglichkeit zu berücksichtigen ist.

4 . Auf die völlige Gleichheit der Seelenzahl der einzel¬

nen Wahlkreise legt der Ausschuß weniger Gewicht

wenn nur die Bestimmungen des Art . 131 . deS Stams-

grundgesetzes nicht verletzt werden . "

Präsident : Ich frage , ob Jemand über den Bericht

im Allgemeinen zu sprechen wünscht ? — Der Abg . Kläve-

mann  hat .das Wort.

Abg . Klävemann : Würde diese allgemeine Discussion
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über die größer » oder kleinern Wahlkreise sich erstrecken
können?

Präsident : Dies würde allerdings einen Gegenstand
der allgemeinen Discussion bilden können.

Abg . Klävemanu : Ich muß gestehen , meine Herren,
daß mich die Vorschläge des Ausschusses , soweit sie auf die
Vergrößerung der Wahlkreise gerichtet sind , einigermaßen be¬
fremdet haben.

Meine Herren , wir haben das Wahlgesetz vom 17 . Decbr.
v . Z ., welches von dem Ministerium nach Art . 160 . Ziffer 2

des Staatsgrundgesetzes erlassen ist , auf diesem Landtage ge¬
nehmigt , und damit also das Prinzip genehmigt , daß für
den Landtag in kleinern Wahlkreisen je ein,  und nach Um¬
ständen allenfalls zwei Abg . zu wählen seien . Wie können
wir auf demselben Landtage dieses Prinzip wieder umstoßen
und das alte wieder an die Stelle setzen sollen?

Die Mängel , meine Herren , welche das alte Wahlgesetz
hatte , wonach 5, 6 Abg . in einem Wahlkreise gewählt wur¬
den , haben sich im Laufe der Zeit so an den Tag gelegt,

daß es dringend nothwendig war , dafür ein Anderes festzu¬
setzen. Wir haben Las gcthan . Wir haben die Nachtheile
nicht verkannt , welche die kleinern Wahlkreise auch haben,
namentlich haben wir die Besvrgniß gehabt , es werde sich bei
diesen Wahlen die Neigung , sich den Abg . in seinem eignen

Kreise zu suchen , zu sehr geltend machen ; >— wir haben den¬
noch die kleinern Wahlkreise für zweckmäßig erkannt . Und

jetzt muthet man uns zu , wiederum größere Wahlkreise zu
machen , wo alle die erheblicheren Mängel wieder Platz grei¬
fen werden , die wir verbannt zu haben meinen ! Und daS
werden sie,  wenn wir die Wahlkreise so machen , wie uns
der Ausschußbericht vorgeschlagen hat , wenn auch vielleicht
nicht in dem Grade , wie bei dem alten  Wahlgesetze der
Fall war!

Im Ausschußberichte ist noch ein Bedenken gegen die
kleinern Wahlkreise geltend gemacht , das bisher noch nicht

zur Sprache gekommen ist. Es heißt daselbst : „ dieselben —
nämlich die kleinern Wahlkreise — können Abg . in den

Landtag bringen , welche von nur 11 Wahlmännern des Lan¬
des gewählt sind , und welche vielleicht allen  übrigen
Wahlmännern des Landes völlig unannehmbar  gewesen
wären , was in diesem Maße bei größer » Wahlkreisen nicht

möglich ist ." — Meine Herren , das ist bei den großen Wahl¬
kreisen in demselben Maße möglich , wie bei den kleineren.

Erinnern wir uns nur , wie es bei den Wahlen früher zu¬

ging . Die Wahlmännck aus den verschiedenen Aemtern ka¬
men zusammen . Die Mehrheit der Wahlmänner LeS einen
Amtes akkordirte mit der Mehrheit der Wahlmänncr des

andern Amtes , damit sie beide mit einander vereint die Ab¬
geordneten durchbrächtcn , die auf der einen und der andern
Seite gewünscht wurden . Da kam es denn oft , daß die
Wahlmänner für einen Abg . stimmen mußten , den sie gar
nicht kannten . Ich frage Sie , meine Herren , ist das besser,
als wenn ein Abgeordneter von 11 Wahlmännern gewählt
wird , die den Abgeordneten selbst kennen ? Elf Wahlmänner

haben vielleicht auch hier den Abg . durchgcsetzt ; daß er von
Leuten , die ihn gar nicht kennen , auch Stimmen erhalten
hat , kann ihn wahrhaftig nicht empfehlen . Diesem Uebelstand
wird also durch größere Wahlkreise nicht abgeholfen . Das
ist eine Folge der indirekten Wahl , meine Herren ! Bei Bei¬
behaltung der indirekten Wahl können Sie , um diesem Man¬

gel abzuhelfen , nichts weiter thun , als daß Sie die Zahl
der Wahlmänner vermehren . Jetzt kommt auf je 250 Ein¬

wohner ein Wahlmann ; setzen Sie auf 100 oder 150 einen,
oder dergleichen.

Wenn es , meine Herren , bei den Verhandlungen über
die Genehmigung des Wahlgesetzes vom 17 . Decbr . eine
offene Frage geblieben ist , wie die Wahlkreise zu bestimmen
seien , so ist das nur in sofern  der Fall , als Vorbehalten
wurde , zu prüfen , ob diese kleinern  Wahlkreise nicht zweck¬
mäßig anders zu formiren  seien , als dieses in der ge¬
dachten Verordnung geschehen ist . Daß größere  Wahlkreise
zu machen seien , ist nach der Genehmigung des Gesetzes
vom 17 . Decbr . von vorn herein ausgeschlossen.

Aber wollte nun auch der Ausschuß die größern Wahl¬
kreise für zweckmäßiger halten als die kleinern , und wollte

er sie uns empfehlen , wie hat er nur der Illusion sich hinge¬
ben mögen , daß auch das Ministerium der Ansicht sein oder
werden könne , daß alle Gründe , welche von demselben irr

dem öffentlichen Vortrage vom 15 . Decbr . vor . I . so wie irr
dem Schreiben an den Landtag vom 19 . Febr . d . Z . für

die kleinern und gegen die größern  Kreise so eindringlich
geltend gemacht worden sind , unhaltbar und nichtig seien?

Mir scheint , meine Herren , wir müssen über den Bericht

des Ausschusses , in sofern er größere Wahlkreise beantragt,
hinweggehen und den Ausschuß beauftragen , in Berücksich¬
tigung des Princips , daß in jedem Kreise nur ein Abg . zu
wählen sei , weitere Vorschläge zu machen . Ich erlaube mir
daher den Antrag zu stellen:

,/Der Landiag wolle beschließen:
Es sei über den Inhalt des Ausschußberichts , soweit

derselbe die Vergrößerung der Wahlkreise empfiehlt,
ohne specielle Discussion hiuwegzugehen , und der
Ausschuß zu beauftragen , unter Beibehaltung des
Princips , daß regelmäßig  in jedem Wahlkreise nur
ein Abgeordneter zu wählen sei, hinsichtlich der For-
mirung dieser Wahlkreise anderweitige Vcuschläge zu
machen . "

Ucber den weitern Inhalt des Berichts des Ausschusses
würden wir weiter verhandeln können und heute zu verhan¬
deln haben.

Präsident : Dieser Antrag ist unterstützt von den Ab¬
geordneten Barle -Pen , Püschelberger , Slrodthoff,
v . Finckh , Egclriede  und Drost,  hat also die ge¬
nügende Unterstützung gefunden . Der Abg . Mölling  hat
das Wort.

Abg . Mölling : Wenn der Abg . Klävemann  zuvör¬
derst die kleineren Wahlkreise als zweckmäßig empfohlen hat,

und zuerst hervvrhebt , daß die Verordnung vom 17 . Decbr.
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v . Z . genehmigt sei , so muß ich darauf antworten , daß die
Genehmigung allerdings geschehen ist . Aber sie ist deshalb
keine ewige . Sic geschah , weil die Aufhebung der Verord¬
nung augenblicklich mit Verwickelungen und Unzuträglichkei¬
ten verbunden gewesen wäre , sie geschah aus politischen Grün¬
den , aber keineswegs um die Zweckmäßigkeit der Verordnung
anzucrkennen . Auf das Princip der Verordnung hat die Ge¬
nehmigung nicht den entferntesten Einfluß gehabt . Der Abg.
Klävemann  spricht von Nachthcilen der großen Wahlkreise.
Er hat aber nirgend nachgewiesen , worin diese Nachtheile
bestehen.

Ich bin entschiedener Anhänger der großen Wahlkreise,
wie ich schon früher gesagt habe . Ich möchte umgekehrt den
Antrag stellen , daß wir das alte Wahlgesetz mit einer einzi¬
gen Ausnahme der Bestimmung , daß die Nothwendigkeit des Kün-
digens wegfalle , wiever Herstellen . Ich weiß aber , daß ein solcher
Antrag schwerlich durchkommen wird und will ihn deshalb nicht
stellen . Ich meine aber , wenigstens so viel ist gewiß , daß
wir keinen einzigen Nachtheil von unserm Wahlgesetze ge¬
spürt haben . Der Ausschußbericht sagt ferner : Es lasse sich
nicht leugnen , daß durch jenes Wahlgesetz ein heftiger , nicht
immer ehrlicher Streit entstanden sei, aber ich meine , daß ein

solcher Kampf , statt nachtheilig , nur vortheilhast gewesen ist,
weil dieser Kampf zur Entwickelung des politischen Lebens,
überhaupt zu größerer Ausbildung beigetragen , denn der
Wahlkampf ist ein Geisteskampf , der Kampf der Geister ist
oft dagewesen und ein solcher Kampf hat noch niemals Scha¬
den gebracht , und alle Wahlkämpfe , die wir gehabt haben,
sind meiner Meinung nach zum Wohle des Landes gewesen,
sie haben den politischen Sinn fvrtgebiidet und entwickelt.
Die einzigen Nachtheile sind diese weitern Wege und auch
diese schlage ich nicht so sehr hoch an , weil ich gesehen
habe , daß mehr und mehr bei den späteren Wahlen , die
Bctheiligung größer geworden ist , wie bei den früheren . Der
Abg . Klävemann hebt hervor , ob es nicht besser wäre , wenn

Wahlmänner einen Abgeordneten wählen , weil diese 11
die Verhältnisse ihres Bezirks besser kennten ; aber diese Kunde

ist eine sehr beschränkte , beschränkt auf die Intelligenz , welche
die 11 haben . Ich meine , wenn 80 — 100 Wahlmänner zu¬

sammentreten , einen Abgeordneten zu wählen , w giebt das
eine ganz andere Intelligenz und eine um so größere Summe
von Kenntnissen , und wenn er sagt , daß in den großen Krei¬

sen einzelne Wahlmänner die Verhältnisse nicht so genau ken¬
nen können , so entscheidet die Summe von Kenntnissen und
der Einzelne , dem die nöthige Kunde etwa fehlt , wird im
Vertrauen auf andere Wahlmänner stimmen , welche sie be¬

sitzen . Gerade dieses Beispiel wieberlegt schlagend die Nütz¬
lichkeit und Nothwendigkeit der kleinern Wahlkreise , und wenn
der Abg . Klävemann  am Schlüsse sagte , das Ministerium
würde nicht zugebcn , daß man abweiche von einer einmal
fcstgestellten Bestimmung , so glaube ich, sind wir nicht hier,
um zu berathen , ob das Ministerium zustimmt . Es ist gleich¬
viel , ob das Ministerium unfern Beschlüssen zustimmt oder

nicht . Mich wenigstens hat das Ministerium in seiner Recht¬

fertigung darin überzeugt , daß die kleinern Wahlkreise nicht
nützlich sind , denn , wenn cs damals sprach , daß es durch die
kleinern Wahlkreise einen klarern Ausdruck des Volkswillcns zu ge¬
winnen hoffe , so meine ich, kann der Vvlkswille sich nur klar und
deutlich in der Weise aussprechen , die er sich selbst kvnstituirt , in
den Formen und Schranken , die er sich selbst gebildet . Das
Ministerium riß diese Formen , Schranken und Gesetze nieder
und zwängte den Volkswillen in ein Gesäß , das es sich
selbst zusammen formte , und hätte der Volkswille dieses Gefäß
nicht gesprengt und seinen klaren , ungetrübten Ausdruck selbst
sich gewonnen — wahrlich nicht mit dem Willen der Re¬
gierung — wir hätten ein Resultat gehabt , worüber das

Land nicht zufrieden sein würde . Ich würde , wie gesagt,
wünschen , das ganze Wahlgesetz wieder hinzustellen , aber da ich,
wie bereits erwähnt , keine Aussicht habe für einen solchen Antrag,
so schließe ich mich jetzt um so mehr den Anträgen der Mehr¬
heit des Ausschusses an , und bin der Ansicht , daß wir die
jetzt gebildeten Wahlkreise um so mehr annehmen müssen , da
wir von den kleineren Wahlkreisen in der Folge viel Nach¬
theile zu besorgen haben , und auf der andern Seite die Er¬

fahrung von den großen Wahlkreisen keinen einzigen Nach¬
theil gezeigt hat.

Abg . Bocket : Meine Herren , ich habe nicht zu der
Mehrheit gehört , welche die Abänderung des Wahlgesetzes
genehmigt hat , so viel ich mich aber aus der damaligen Ver¬
handlung erinnere , so dürfte der Abg . Klävemann  sich
stark irren , wenn er meint , es wäre damals auch das Princip,
aus der die Verordnung hervorgcgangen ist , genehmigt wor¬
den , und als sei der Landtag verpflichiet , das veränderte
Wahlgesetz auch ferner gelten zu lassen , ohne es einer Verän¬

derung und Revision zu unierzichen . Wenn Herr Abg . Klä¬
vemann  ferner von der Nothwendigkeit spricht und von den
eindringlichen Gründen , mit welchen das Staatsministerium
in seinem Vorträge bei dem Großherzog die Abänderung be-
vorwortet hätte , so mögen die Gründe bei ihm allerdings
eingedrungen sein . Hier auf dem Landtage har dieser Bor¬
trag allerdings eine ganz andere Würdigung gefunden und

ich glaube keineswegs , daß der Landtag sich dadurch gebun¬
den hat . Was nun die Sache selbst betrifft , so muß ich ge¬
stehen , daß ich an und für sich wohl für die kleineren Kreise
und für das enge Verhältniß , in dem der Abgeordnete zu
seinem besonderen Kreise steht , bin . Die Verhältnisse im Ze-

verland nun liegen mir am nächsten und ich kenne sie ge¬
nauer , ich gestehe , daß es dort ganz gleich ist , ob wir einen
Kreis oder drei Kreise haben , dennoch sind bei diesen Wah¬
len die Wahlmänncr zusammengetreten und es hat kein we¬
sentlicher Unterschied stattgefunden und so kann ich mich leicht
entschließen , dem Wunsche aus andern Landestheilen nach
größeren Wahlkreisen mich anzuschließen . Wie gesagt , die
kleineren Wahlkreise haben ihren Nutzen und die größeren
auch . Wenn der Abgeordnete Klävemann  aus den Grün¬

den des Ministeriums wieder vorbrachte , daß manche Miß¬
verhältnisse entstünden bei den größeren Wahlkreisen des vo¬
rigen Wahlgesetzes , so kann ich das nicht in Abrede stellen,
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ich muß aber darauf Hinweisen , daß da , wo die Wahlkreise
wirklich den Verhälniffen gemäß zusammengelegt sind , wie

z. B . im Ieverland , von Accordiren und Handeln nie die
Rede gewesen ist, sondern immer die Abgeordneten mit großer
Majorität , zum Theil einstimmig gewählt sind . Außerdem
muß ich gegen die Ansicht , daß gerade nur ein Abgeordneter
für einen  Wahlkreis da sein müsse , das anführen , daß gerade
die Zahl der Abgeordneten für unser Land verhältnißmäßig
groß ist , daß wir eigentlich , sobald wir mir einem großen
Lande in Verbindung ständen , aus größerem Wahlkreise nur
einen Abgeordneten wählen würden ; und so scheint das ganz
natürlich , daß die Kreise , die dann zusammen gelegt werden
würden , auch jetzt schon zusammen wählen . Während wir
also sonst nur den dritten Theil der Abgeordneten stellen wür¬
den , so stellen wir jetzt drei für Einen , weil das Land mehr
Abgeordnete schicken will , um die Verhältnisse nicht zu klein
zu machen . Wenn ferner der Abg . Klävcmann  sagt , wir
sollten uns nicht der Illusion hingeben , daß das Ministerium
von seinen im Vortrage an den Großherzvg angegebenen
Gründen abgehen werde , so dünkt mich , wenn wir bei unfern
Abstimmungen nicht nur einfach mit dem Kopf nicken wollen,
so werden wir uns allerdings der Illusion hingeben , daß unsere
Gründe etwas nützen und wenn der Abg . Klävcmann  sagt:
Gebt Euch dieser Illusion nicht hin , es werden Euch Eure Gründe
nichts nützen , so sagt er uns eigentlich damit , mit diesem
Ministerium könnt Ihr nichtts anfangcn , also sucht nur das
Ministerium zu stürzen ; ein anderer Sinn liegt nicht in den
Worten , daß es nicht möglich sei , daß das Ministerium
auf unsere Gründe cingche . Etwas Anderes kann ich in den
Worten nicht finden.

Abg . Wibel : M . H ., was bisher für die Wiederein¬
führung der kleinern Kreise — denn so kann ich es nur nen¬
nen -— gesagt worden ist , scheint auch mir eigentlich keiner
Widerlegung mehr zu bedürfen . Es ist hcrvvrgehoben , theils
sehr klar durch die Worte des Vorredners , theils handelt cs

sich nur um die Gründe , die schon oft und wiederholt gehört
worden sind . Doch auf ein paar Bemerkungen muß ich noch
zurückkvmmcn . Der Abg . Mölling  hat Ihnen aus Jever¬
land berichtet , ich kann aus dem Kreise Oldenburg berichten,
wo ich noch bei allen Wahlen als Wahlmann mit thälig gewesen
bin . Man hat gesagt — und das ist der einzige scheinbare
Grund für die kleinern Kreise — man har gesagt , es sei in
den größern Kreisen ein Tausch , ein Strmmenhandel getrieben
worden , so daß die Wahl nicht als eine Wahl zu betrachten
sei, welche aus der innern llebcrzeugung der Wahlmänner her¬
vorgegangen sei. M . H ., das hat an sich den Schein der

Wahrheit einigermaßen für sich, für den Kreis Oldenburg
aber kann ich es entschieden zurückweisen . Daß ein solcher
Stimmenhandcl einmal versucht worden ist auf eine Weise,
die auch mir sehr wenig geeignet schien, mit dem Staats¬
grundgesetz und mit der Pflicht der Wahlmänner sich verei¬
nigen zu lassen , das ist hier freilich Jedem bekannt . Ich
weiß , daß einmal 9 Stimmen gekauft werden sollten , daß
man einen Abgeordneten von ganz abweichender politischer

Richtung durchzubringen sich verstehen wollte , dem diese Wahl¬
männer nicht ihre Stimmen gegeben halten , wenn sie es nicht
gethan hätten , um die 9 Stimmen für ibre anderen Kandi¬
daten zu kaufen . M . H -, das ist aber von einer Partei ge¬
schehen , mit der ich Nichts zu thun haben mag und die zum
guten Glück im Kreise Oldenburg noch nicht die Oberhand
gewonnen hat . Wo ich gewesen bin in den Wahlmänncr-
versammlungen , ist allerdings auch von gegenseitiger Willfäh¬
rigkeit die Rede gewesen , man hat gewünscht , in den ein¬
zelnen Disiricren des Wahlkreises den am meisten erwünschten
Kandidaten bezeichnen zu dürfen , und solche Wünsche haben
wir gern erfüllt , wenn sie mit unserer eignen Uebcrzeugung
übereinstimmten . Der Herr Abg . Klävcmann  sagte , man
habe Abgeordnete gewählt , die man nicht kenne . Ich weiß
nicht , was der Abg . Klävcmann  unter Kennen verstanden
hat . Versteht er darunter eine persönliche Bekanntschaft aus
langer Lebensgcmcinsamkeit , so gebe ich ihm recht . Dann
will er aber , was ich nicht will und was wir alle nicht wol¬
len , denn wenn ein Abgeordneter nach diesem Sinne gewählt
werden soll , so hätten wir die Nachtheile der kleinen Kreise.
Wir wollen ja eben nicht , daß der Wahlmann den Abgeord¬
neten nur in seiner nächsten Nachbarschaft aufsucht , weil er
die Andern nicht kennt . Wir Hallen das für gefährlich , den¬
noch bei den jetzigen politischen Zuständen für unvermeidlich,
und deshalb gerade dürfen wir die kleinen Kreise nicht annehmen.
Wenn aber unter dem Kennen  verstanden werden soll , Laß
man seine politische Befähigung , seine politische Richtung
kennt auS den Aeußerungen , wie sie auch in einem weiteren
Kreise sich verbreiten , daß man weiß von Anderen oder aus

öffentlichen Blättern , der Mann hat so und so gewirkt für
das Gemeinwohl , er hat sich hier und da Verdienste um das
Land schon erworben ; und endlich , daß man seine politische
Uebcrzeugung schon kannte , — wenn das All . s unter dem
Kennen  eines zum Abgeordneten zu Erwählenden verstanden
wird , dann kann ich sagen : es ist noch nie in Oldenburg ein
Abgeordneter gewählt worden , den man nicht kannte . Das
ist die praciische Seite , aber auch die theoretische Betrachtung
ist ein Weg , der besprochen werden soll . Nimmt man auf
bas Pr .ncrp der ganzen Landesvertreiung Rücksicht , so leidet
es keinen Zweifel ; soll der Abgeordnete das ganze Land ver¬
treten , und nur die Interessen des ganzen Landes , so wäre
es principicll unvetkennbar das Richtigste , daß auch das ganze
Land jeden Einzelnen wählte . Nun , m . H ., das ist unaus¬
führbar . Wäre der Erwählte aber doch in Wahrheit nur
dann Vertreter des ganzen Landes , wenn im ganzen Lande
jeder Einzelne ihn gewählt hätte , so muß es das Bestreben
des Wahlgesetzes sein , diesen so nahe als möglich zu kennen.
Bei den kleinern Wahlkreisen geht man aber von diesem Grundge¬
danken des Staatsgrurrdgesitzes so weit als möglich ab . Was
dann die Illusion betrifft , der wir uns nicht hrngeben sollen , so
hat der Abg . Böckel schon mehr darüber gesagt , als Jl nen viel¬
leicht nöthig schemt . Aber ich muß mir doch noch ein beru¬
higendes Wort dazu erlauben . Ich glaube nicht , daß es die
Absicht des Abg . Klävcmann  gewesen ist, uns den Sturz
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des Ministeriums durch ihn , um dieser Frage willen in Aus¬

sicht zu stellen . Ich glaube , er hat nur übersehn , daß eine

Meinungkänderung auf Seiten des Ministeriums nach den

neuesten Erfahrungen nicht zu den Unmöglichkeiten gehört.

M . H ., wenn das ganze Land den einzelnen Abgeordneten

nicht wählen kann , so muß ich doch dafür sein , daß die Kreise

so groß gemacht werden , wie möglich . Ich möchte nun

wünschen , daß wir die alten Landgerichts - Kreise beibehalten,

denn es scheint mir klar , daß sich aus ihnen so viel Unzu¬

trägliches nicht ergeben hat , als man ihnen nachgesagt hat.

Indessen sehe ich auch , daß cs Schwierigkeiten haben wird,

weil einige ihnen , wie jeder irdischen Einrichtung anklebcnden

Mängel mehr , als nölhig und gut war , jetzt hervvrgehvben
worden sind , und , m . H ., wo ein Mangel so viel und laut

hervorgchoben wird , da wird er fühlbarer , als es sonst viel¬

leicht der Hall gewesen wäre.
Denn es ist nicht zu läugnen , daß man viel im Leben

erträgt , lange und gern erträgt , daß man aber zu Unmuth

und Zweifel geleitet wird , wenn von allen Seiten darauf

aufmerksam gemacht wird , es könnte besser sein und die Er¬

fahrung nicht genug zur Seite stehn , besonders wenn das

verheißene Bessere einseitig und das Schlechte gleichfalls nur
von einer andern Seite hervorgehoben wird . Darum billige

ich es , daß der Ausschuß uns von den großen Kreisen etwas

übrig gelassen und Kreise von mittlerer Größe uns gegeben

hat . Kleiner aber sie zu zerlegen , dürste meiner Ansicht nach

nimmer rathsam sein . Mir sind einige von den Kreisen , wie

der Ausschuß sie vorgeschlagen hat , vielmehr noch zu klein,

nicht ihres geographischen Umfangs wegen , sondern weil sie

nur 2 Abgeordnete stellen können , während ich in allen gerne

wenigstens 3 gesehen hätte . Ich Halle Zwei nicht für gut

und glaube , daß die Erfahrung bald die nachtheiiigen Folgen

davon zeigen würde . Ich hätte gern , daß jeder Kreis min¬

destens , meinetwegen auch höchstens , dreie gestellt hätte . M.

H . , wenn wir auf die Erfahrung sehen , wie sich es eben bei

diesen Wahlen macht , so soll das , was mit mißllebigen

Augen betrachtet wohl Stimmenhandel genannt werden kann,

was man richtiger eine billige Berücksichtigung der Wünsche

einzelner Theile des ganzen Kreises nennen darf und kann,

das wird bei 2 Abgeordneten gar leicht dahin führen , daß

zwei bestehende Parteien , anstatt ihre Kräfte gegeneinander

zu messen , den Vergleich eingehen , sich gegenseitig einen Ab¬

geordneten zu bewilligen.
Ich glaube , das könnte denn sogar leicht weiter dahin

führen , daß auch unser Landtag in Zukunft in 2 fast gleiche

Zcheile sich auseinander scheide und , m . H ., das wäre ein

großer Uebelstand , eine große Gefahr für die Fortentwickelung
unseres constitutionellcn Lebens . Wir haben leider auch schon

Erfahrungen darüber gemacht , wie schlimm es ist, wenn nicht

eine große Majorität dem Ausspruche der Volksvertretung

Nachdruck giebt . Wir wissen das schon aus ernster Erfah¬

rung und jeder wird doch eingestehen , daß wir im constit.

Leben noch nicht alt und grau geworden sind . Die Majo¬

rität wird bei uns noch nicht so heilig gehalten , wie die

Völker thun , bei denen das konstitutionelle Leben lange schon

heimisch ist, wenn auch nur eine  Stimme die Majorität ent¬

schied . Darum möchte ich glauben , daß es gut wäre , wenn

so viel als möglich 3 Abgeordnete in jedem Wahlkreise ge¬
wählt werden , da werden 2 vielleicht für die besonder n In¬

teressen gewählt werde » und der 3 ., gleichsam als Obmann,

ist der Vertreter des ganzen Landes ; da er von Allen ge¬

meinsam gewählt wird , so kann er mehr , als die andern,

als allgemeiner Vertreter gelten . Daß unser frühere Beschluß

über das octroyirte Wahlgesetz den Vorzug der kleineren Kreise

nicht anerkannt hat , ist schon bemerkt worden , ich verweise

auf den Bericht und die stenogr . Protokolle , wo es klar aus¬

gesprochen ist, daß wir die Maßregel nicht billigen ; aber , das

Unzweckmäßigste von allem wäre gewesen , sie nicht einstweilen

für diesen Landtag zu genehmigen . Das Uebel , heißt es ge¬

radezu im Bericht mit diesen Worten , soll nicht größer wer¬

den , sondern durch die nachträgliche Genehmigung gemildert

werden . Also gegen eine Anerkennung der Zweckmäßigkeit
kleiner Kreise durch den frühem Beschluß muß ich ebenso

protestiren , wie der Abg . Böckel bereits es gethan hat.

Abg . Tappenbeck : Das formelle Bedenken des Abg.

Klävemann  scheint nicht von der Erheblichkeit zu sein,

um uns nöthigen zu können , wenn wir die großen Kreise

für zweckmäßig halten , bei een kleinen Kreisen zu bleiben.

Wie und unter welchen Verhältnissen der damalige Beschluß zu

Stande gekommen ist, ist uns Allen bekannt . Gewiß Viele haben

das Wahlgesetz nur genehmigt , in Aussicht auf eine nach¬

trägliche Revision , aus welche der desfallsige Ausschußbericht

uns hingewiesen hat . Was die Sache selbst betrifft , so scheint

mir , die Größe oder Kleinheit der Wahlbezirke wesentlich mit

dem Wahlsystem,  welches man annimmt , zusammenzu¬

hängen . Es kommt darauf an , daß der Abg . nicht blos formell als

der Abg . einer Gegend erscheint , sondern auch sachlich und

in Wirklichkeit , daß er wirklich von möglichst vielen Leuten

aus dieser Gegend , welche berufen sind , deren Interesse in

dieser Beziehung wahrzunehmen , unmittelbar gewählt wird.

Ist aber das Wahlsystem ein direktes , so ist natürlich nur

ein kleiner Kreis dazu nölhig , weil dann eine Menge Leute

herbeiströmen , die direct ihr Vertrauen zu Diesem oder Jenem

Abg . ausdrücken . Ist aber das Wahlsystem ein indirektes,

wie wir es haben , wo nur wenig Leute einen Abg . zu wäh¬

len haben , da muß ein größerer Wahlkreis geschaffen wer¬

den , um der Versammlung , die den Abg . wählt , diejenige

Autoritär zu geben , diejenige Gewichtigkeit , welche ein Abg.

haben muß , um als Vertreter des Volkes wahrhaft erscheinen

zu können . Deshalb scheint bei den indirekten Wahlen eben

die Nothwendigkeit der größer « Wahlbezirke gegeben zu fein.

Ein Abg ., der nur von LI Wahlmännern gewählt ist, kann
sich nur formell , nicht materiell als den Vertreter dieses

Kreises unzweifelhaft betrachten . Außerdem hängt damit zu¬

sammen , daß größere Versammlungen weniger dem Einflüsse

Einzelner ausgesetzt sind , als kleinere Versammlungen . Auf

der andern Seite sprechen gegen die zu große  Ausdehnung

der Wahlkreise auch bedeutende Rücksichten , namentlich , daß
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es in der Berschiedcnariigkcit der Interessen liege , daß diese

manchmal auf unangemessene und darnach mangelhafte Weise

ausgeglichen werden müssen . Deshalb scheint mir diejenige

Maxime , die der Ausschuß befolgt hat , annehmbar zu sein,

und ich muß mich deshalb im Allgemeinen den Anträgen des

Ausschusses anjchiießen.
Meine Herren ! Nach ' den Vorlagen , welche Ihnen

die SlaatSregierung über die Abänderung des Wahlgesetzes

v. 17 . Dccdr . vor . Jahrs gemacht har , kann ich nicht anneh¬

men , daß die Staaisregierung auf die vom Ausschuß vor-

geschlagcne Aenderung eingehen kann . Ich glaube an den Be¬
richt des Ausschusses noch einen allgemeinen Wunsch knüpfen

zu dürfen . Es scheint der Slaalörcgicrung sehr erwünscht,
daß in den Fällen , m welchen der Ausschuß glaub «, mir den

Vorlagen , welche die SlaatSregierung gemacht hat , nicht ein¬

verstanden sein zu müssen , den Mitgliedern des Ministeriums

Gelegenheit gegeben werde , in den Ausschußversammlungen

das Für und Wider zur Beralhung zu bringen . Bisher ist

es seilen geschehen . Es würde aber , wenn uns häufiger Ge¬

legenheit gegeben würde , sehr wahrscheinlich eine raschere Er¬

ledigung mancher Gegenstände dadurch herbeigcführt werden.

Deshalb hoffe ich, baß uns in solchen Fragen künftig häu¬

figer die Gelegenheit gegeben werde.
Abg . v . Ainckh : Meine Herren ! Ich bin mit den

Vorrednern aus dem Landtage  nicht einverstanden . Auch

ich bin überrascht gewesen , als ich bei dem Lesen des Berichts

fand , daß in demselben wieder von einem Standpunkte aus-

gegangen ist , den ich, nach den letzten Vorgängen , endlich

auch hur nn Lande uberwunden glaubte , nämlich von dem

Standtpunkte der Kreise zur Wahl mehrerer  Abgeordneten.

Wo in aller Welk , meine Herren , fällt es jetzt noch Jeman¬

den ein , Wahlkreise zu bilden , wo mehrere  Abg . gewählt

werden sollen ? Sehen Sie sich um in allen konstitutionellen

Landern , in Amerika , in England , in Frankreich , und auch

in den kleinen deutschen Ländern , wo man constltulionelle

Verfassungen eingesührr hat , — wo finden Sie Wahlkreise , m

denen mehrere Abg . gewählt werden ? Ich glaube , Niemand

kennt ein Land , wo nicht die Wahlkreise entweder von jeher

kleiner waren , oder wo man nicht bereits die großen Wahl¬

kreise wieder abgeschaffl hat . Und diese, aller Orten entweder

gar nicht gehabte oder doch wieder beseitigte , Einrichtung

sollten wir noch wieder einführen , nach dem wir so eben erst

glücklich davon erlöst sind ? Ich kann das nimmer glauben.

Daß man sie einführen konnte , als wir noch gänzlich Neu¬

linge in dergleichen Dingen waren , als wir ihre Nachihcile

noch nicht kennen gelernt hatten , — das kann ich mir erklären;

aber unbegreiflich ist cs mir , wie man , nachdem man die

Uebelstande , welche größere Kreise mit sich führen , gesehen

hat , nachdem man sie wiederholt mit durchgemacht hm , —

wie man da noch wieder auf die großen Wahlkreise zurück¬

kommen kann . Ja , wenn es sich noch darum handelte : ob

etwas Best ehe ndes geändert  werden solle , auch da könnte

ich es mir erklären , wenn man sagte : nein , wir wollen das

Bestehende  nicht Umstürzen . Aber es wieder einzu-
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führen,  nachdem man es erst eben abgeschafft hat . . . .

(nach einem Widerspruche von Seiten desAbg . Wibe !) ab¬

geschafft haben wir  das Prinzip der kleinen Kreise , und

zwar noch vor Kurzem , nämlich — darin stimme ich mit

dem Abg . Klävemann  vollständig überein — durch die

Genehmigung der Verordnung v. 17 . Dccbr . Ich weiß zwar

sehr wohl , was auch schon hcrvorgehoben ist, daß , nachMaaß-

gabe deS damaligen Berichts , der Landtag dabei keineswegs

von der Ansicht ausging , daß durch die Zustimmung zur

Verordn , v . 17 . Decbr . deren unverä nder  t e Beibehaltung

beschlossen sein solle . Las bezog sich aber , — und das gehl

auch mit aus dein damaligen Berichte hervor , der da lautet:

„Aus allen diesen Betrachtungen dürste also mindestens so

viel hervorgehen , daß Vorzüge oder Mängel (der kleinen und

der größern Kreise ) auf beiden Seiten sich leicht dieWage

halten mögen " , — dieses bezog sich nur aufdieZu sam-

menlegung der einz e Inen  Kreise , auf die Aus führ ung

des , der Verordnung zu Grunde liegenden Prinzips , nicht aber

aus das Prinzip selbst.  Denn wenn wir das Prinzip

selbst nicht gebilligt hätten , so hätten wir , meines Erachtens,

nie unsere Zustimmung zu dieser Verordnung geben können,

nie geben dürfen . — Wenn wir nun dessenungeachtet , und

ungeachtet der wiederholten Erklärung der Staaisregierung,

daß sie die großen Kreise verwerfe , die Rückkehr zum Alten

uns empfehlen und vorgejchlagcn sehen , so fragen wir gewiß

mit Recht nach den neuen , überwiegenden  Gründen

dafür . Was hat der Ausschuß nun dafür angeführt ? Zu¬

vörderst  werden die Nachthcile der großen Wahlkreise zu-

gestandcn , und daraus wird dann gefolgert : „ daß man die

Wahlkreise nicht so groß  machen dürfe , daß nicht immer

noch eine gewisse  Gleichartigkeit der Interessen und Lebens-

verhällnisse u . s. w . im ganzen Kreise vorhanden wäre " . Ich

will es unterlassen , diese „ gewisse " Gleichartigkeit weiter zu

kirtisiren , das Vage und Unhaltbare darin naher zu be leuchten.

Eine „ gewisse " Gleichartigkeit besteht in der ganze»

Marsch und auf der ganzen Geest,  etwa mit Ausnahme

des neuen Theils des Herzogthums . Uebrigens werden auf

diese Weise die Nachtheile der großen Kreise offenbar auch

gar nicht gehoben,  sondern sie werden dadurch nur ver¬

mindert;  es würde also keine qualitative  Aenderung

sein , sondern nur eine quantitative.  Das ist so klar , daß ich

darüber nichts weiter zu sagen brauche . — Der zweite

Grund , welcher gegen die Beibehaltung der kleinen Kreise

geltend gemacht wird vom Ausschüsse , wird darin gefunden,

daß , wie schon hervorgehoben ist , möglicherweise nur II

Wahlmänner einen Abgeordneten wählen könnten , der allen

andern Wahlmännern des Landes völlig unannehmbar scheine,

— was in diesem Maaße bei den größeren Wahlkreisen nicht

möglich sei . In diesem  Maaße nicht , das gebeichzu , aber

doch gewiß nur in wenig verkleinertem  Maaße ; es wer¬

den vielleicht 22 Wahlmänner sein . Ich halte aber überhaupt

diesen Maaßstab nicht für passend . Der müßte consequent

dahin führen , daß wir , wie der Abg . aus Oldenburg schon

sagte , das ganze Land zu einem  Wahlkreise machten . Ich
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halte es aber auch gar nicht für erwünscht und anzustreben,

daß die Abgeordneten allen  Wahlmännern annehmbar seien.

Zch will Mannigfaltigkeit  i 'M Landtage . Gerade aus

den verschiedenartigsten Elementen und aus dem Reiben der¬

selben an einander entsteht das Gute . Hätten wir einen

uniformen  Landtag , ich glaube , der würde sehr langweilig
werden.

Ferner ist auf die Beschränktheit des Blicks der Wahl-

männcr bei kleinen Wahlkreisen hingewiesen . Zch muß es

dem Ausschüsse überlassen , das Compliment zu verantworten,
das er der Versammlung damit gemacht hat,  die ja aus

kleinen Wahlkreisen hervorgegangen ist . Die Erfahrung

spricht übrigens in andern Ländern dagegen , daß wir die

sogenannten Kirchthumswahlen zu fürchten haben , und auch

gerade die Zusammensetzung der jetzigen Versammlung . Neh¬

men Sie an , wir sind aus Wahlkreisen hervorgegangen , wie

sie nicht kleiner gemacht werden können , und nun sehen Sie,

welche Anzahl von Angestellten , Predigern , Lehrern unter uns

ist . Das , däucht mir , beweist für uns genügend , und die

Erfahrung spricht , wie gesagt , auch in andern Ländern da¬

gegen . Auch da wählt man nach kleinen Wahlkreisen , —

etwas größer , weil das Land größer ist, — aber doch immer
nur einen  Abgeordneten in einem Wahlkreise.

Weitere  Gründe hat uns der Ausschuß nicht gebracht,

denn was unter 3 . und 4 . gesagt ist , sind Erwägungen , die

auch bei den kleinen Wahlkreisen zutreffen.
Das sind also die Gründe , weshalb uns der Ausschuß

die Rückkehr zum Alten vorgeschlagen hat . Sind dieselben

nun etwa neu und überwiegend? — Zch finde weder

das Eine noch das Andere . Das ist schon Alles da gewesen,

m . Herren , die haben wir gekannt , als die Verordnung vom
17 . Dec . berathen wurde , und trotz dessen haben wir der

Verordnung zugestimmt . Können wir nun , ohne uns dem

Vorwurfe der Znconsequenz auszusetzen , sofort , und ohne

daß das Beschlossene ins Leben getreten wäre , auf das Alte

zurückkommen ? Das wäre ja , als wenn wir , gleich
Saturn , unsere eigenen Kinder verspeisen wollten , und

noch schlimmer , nämlich bevor sie ins Leben

getreten sind . — Man wird mir einwenden : „ Wir ha¬

ben ja das Alte nicht vollständig  wieder vorgeschlagen,

wir haben es ja modisicirt ." DaS ist freilich wahr , aber

>— darin stimme ich mit den Abg . aus Oldenburg und Ze-

ver überein — eine Verbesserung  kann ich in dieser

Aenderung nicht finden . Zn dem Alten war doch noch Sy¬

stem , — in dem Neuen ist auch dies nicht einmal . Darnach

würben wir Kreise haben zu 1, 2 , 3 , 4 Abg ., vielleicht noch

zu mehren , — das ist weder Fisch noch Vogel , es ist eine
halbe  Maaßregel.

Schließlich beziehe ich mich auch auf das , was der Abg.

Klävemann  hrrvorgehvben hat . M . H . , können wir an¬

nehmen , daß die Staatsregierung in die Vorschläge des Aus¬

schusses . einwillizen werde ? Ich glaube , wir können es ihr

nicht einmal zumuthen . Nachdem die Staatsregierung wie¬

derholt so entschieden ihre Ansicht - über die Verwerflichkeit

der größeren Wahlkreise ausgesprochen , nachdem sie selbst die

Gefahr einer Anklage  nicht gescheut hat , um sie zu besei¬

tigen , da kann und darf sie, ohne neue und überwie¬

gende  Gründe , niemals ihre Zustimmung zu einer solchen

Abänderung geben . Zch bin in dieser Hinsicht ganz einver¬
standen mit dem , was der Abg . Klävemann  gesagt hat,

und halte das nicht für zutreffend , was andere Abg . dagegen

angeführt haben . Die Staatsregierung muß und wird dar¬

auf eingehen , vorausgesetzt , daß neue und überwie¬

gende  Gründe vorgebracht werden . Wo aber die ganze
alte Geschichte wieder vorgeführt wird , nicht ein Faden , was

man nicht vorher gewußt hätte , da würde sich die Regierung,

wenn sie den Vorschlägen des Ausschusses beiträte , dem

Borwürfe aussetzen , sie hatte die frühere Aenderung vorher

nicht gehörig überdacht , oder sie ginge leichtsinnig von ihrer

Ueberzeugung zurück . Beides kann man aber doch bei der

Staatsregierung nicht voraussetzen.
Zch glaube also , m . H . , wir thun besser , daß wir nicht

Beschlüsse fassen , von denen wir doch voraussehen können,

sie führen zu Nichts , und daß wir im Gegentheile uns dar¬

auf beschränken -, die Verordnung vom 17 . Dec . von ihren

Mängeln möglichst -zu -reinigen . Dadurch , glaubeich , sorgen
wir besser für ' s Land , als wenn wir auf Dinge zurückkom¬

men , von denen wir uns doch sagen müssen : sie führen zu

keinem günstigen Resultate . —
Fragen wir abermals : Was sagt das Volk dazu ? —

Freilich ist das eine Frage , die fast von Jedem verschieden

beantwortet wird . Zch ckann übrigens versichern , aus vielen

Theilen des Landes gehört zu haben , daß man erfreut ge¬

wesen ist , erlöst zu sein von der Plage der großen  Wahl¬
kreise . Soll ich endlich meine persönliche Ansicht aussprechen?

Es würde mich anekeln , noch einmal nach der früheren Weise

wieder zu wählen . Dagegen würde ich mich freuen , zu wäh¬

len , wenn ich sähe , daß ich mit meiner Abstimmung zu etwas

Vernünftigem kommen könne , daß ich nicht Leute mit in den

Kauf zu nehmen brauche , die ich nicht kenne , die

ich nicht mag , um nur ein leidliches  Resultat der

Wahl hervorzubringen . Das allein Richtige ist also,

daß nur ein Abgeordneter gewählt wird in einem Kreise,

und nur ausnahmsweile , wo besondere  Umstände es ge¬

bieten , zwei . Ich glaube sogar , es ließe bei diesem Principe

sich einrichten , daß Aemterweise  gewählt würde . Und da

hätte man doch die Möglichkeit , daß man seine Stimme ohne

Widerwillen mit in die Wagschale legen könnte . Diese Art

und Weise zu wählen hat -sich,  wie gesagt , auch bereits an-

-derwärts vollständig bewährt ; denn auswärts fällt ' s Nieman¬

dem mehr ein , nach solchen großen Kreisen zu wählen.

Abg . Niebour II . : Meine Herren ! Zch begreife das

„Befremden " , welches der Abg . Klävemann  und der Ab¬

geordnete , welcher vorher sprach - an den Tag gelegt haben,

sehr gut . Es ließ sich voraus erwarten , es liegt in der

Stellung dieser Herren , die sie in dem Landtage haben . Also

darauf braucheich wohl nicht weiter einzugehen . Zch glaube,

es wäre gut - wenn die Herren auch von dieser Seite der-
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artige Ausdrücke vermieden , weil sie dadurch auf der andern

Seite leicht ähnliche Ausdrücke Hervorrufen . Was zunächst

den Stand der Sache anlangt , so scheint er mir von -diesen

beiden Abgeordneten nicht richtig aufgefaßt worden zu sein.

Es ist das vereinbarte Wahlgesetz hervorgegangen aus dem

Beschluß der beiden Staatsgewalten . Dasselbe ist einseitig

abgeändert durch das Ministerium . Darauf hat allerdings

der Landtag seine nachträglicheZustimmung ertheilt . Anfangs

bei dein ersten Beschlüsse , wo Stmnnengleichheit war , nur

für die Dauer des jetzigen Landtags . Nachher auf den aus¬

gesprochenen Wunsch der Staatsregierung , um zu befürch¬

tende Weiterungen zu vermeiden , definitiv . Wenn man sagt,

es handelt sich jetzt darum , Altes wieder herzustellen , so ver¬

hält sich das nicht so . Der Landtag hat seine Zustimmung

gegeben aus Gründen der Nützlichkeit und Dringlichkeit , um

das Land nicht in weitere Zerwürfnisse zu bringen . Der

Landtag hat also keineswegs gesagt , dies Gesetz ist unserer

Ansicht entsprechend . Also vom Standpunkte des Landtags

aus handelt es sich nicht darum , etwas als vollständig gut

Anerkanntes abzuändern , sondern es handelt sich darum , zu

prüfen , ist dieser frühere Beschluß von Seiten des Landtags

aus ein gerechtfertigter oder nicht . Wenn nun , wie ich leider

vernommen habe , das Staatsministerium sich zu diesen Vor¬

schlägen wenigstens wahrscheinlich so stellen wird , daß es

seine Zustimmung nicht geben wird , so läßt sich das nicht

ändern . Das Ministerium wird selbst zu beurtheilen haben,

ob es auch in dieser Sache gegen den Willen des Landtags

weiter gehen will ; will es dem Landtage nicht Folge leisten,

so können wir es jetzt nicht ändern , ich halte es aber für

unsere Pflicht , darauf hinzuwirken , daß es geschieht . Es ist

ferner viel von dem Prinzip gesprochen worden . Darauf

lege ich nicht viel Gewicht , Einer huldigt dem Prinzip der

Einheit , ein Anderer dem Prinzip der Zweiheit , ein Dritter

dem Prinzip der Dreiheit . Ich glaube , es wäre besser ge¬

wesen , wenn diese ganze Frage hier weggeblieben wäre und

Zeder bei den einzelnen Fragen Anträge gestellt hätte , wie

groß er die Wahlkreise bilden wolle , denn ich muß gestehen,

daß ein Prinzip , wonach man 2 oder 3 Abgeordnete wählt,

mir ziemlich ungenießbar und unbegreiflich äst ; es ist Sache

der Zweckmäßigkeit und lediglich der Zweckmäßigkeit . Wenn

ferner hervvrgehoben worden ist , man könne „ gar nicht be¬

greifen " , wie man jetzt noch zu der alten „ abgestandenen"

Idee kommen könne , daß man noch nach solchen großen

Kreisen wählen wolle , „ das sei nirgend in der Welt mehr

der Fall " , so ist das in Preußen allerdings der Fall , da

werden auch zwei Abgeordnete in einem Kreise gewählt.

Wenn dies recht ist , — bestimmt kann ich es freilich nicht

sagen , — so giebt es recht erhebliche Bezirke von Deutsch¬

land , wo diese „ abgestandene .Idee " noch herrscht . Die Wi¬

derlegung der Gründe , die gegen die kleineren Wahlen auf¬

geführt sind , ist auch versucht worden , aber ich glaube , sic

sind nicht widerlegt worden . Es ist gesagt worden , auch bei

den größeren Kreisen könnte es kommen , daß nur eilf oder

weniger Wahlmänner für einen Abgeordneten wirklich stimm¬

ten , indem manchmal auf Empfehlung andere Abgeordneten

angenommen würden , die man gar nicht kannte . Ja , meine

Herren , das ,kann Vorkommen , aber doch nur dann , wenn

der Abgeordnete , den ich auf Empfehlung annehme , mir

nicht durchaus unannehmbar  ist , wenn ich nicht we¬

nigstens einigermaßen das Bewußtsein und die Ueberzeugung
habe , das ist -ein Mann , den ich mir gefallen laßen kann.

Wenn er auch nicht meiner Ansicht ist , kann ich ihn doch

vor den übrigen annehmen . Nur muß er nicht entgegenge - '

setztcr Ansicht sein . Ist ein wirklicher Handel einige Male

vorgekommen , so sind das Fälle , die sich von selbst verlieren.

Ich sehe ferner nicht ein , wie durch den früheren Beschluß

das Prinzip der kleinen Kreise angenommen sein soll , davon

habe ich im Beschlüsse Nichts gefunden . Ich muß deshalb

der Ansicht bleiben , daß es zweckmäßig sei, in jedem einzelnen

Falle auszumitteln und zu bestimmen , wie viel zweckmäßige

kleine oder große Wahlbezirke festzustellcn sind und danach

zu ermitteln , wie viel Abgeordnete in jedem Kreise zu wählen

sind und ich bin daher gegen den vom Abg . Klävemann

gestellten Antrag.
Abg . Lindemann : M . H . , ich habe mich zum Wort

gemeldet , eigentlich bloß um Zeugniß abzulegen , wie es mit

der Wahl hergegangen ist in meinem Fürstenthume , hatte nicht

die Absicht , über die Sache selbst zu sprechen . Allein die

Herren v. Berg  und v . Finckh haben uns eine andere

Arena eröffnet , und der will ich mit gesenkter Lanze nicht

Vorbeigehen.
Das Klävemann - Motiv:  die Minister werden nicht

einstimmen , — halte ich für völlig abgethan . Daß vom Mi¬

nistertische dasselbe angenommen und diese Zustimmung aus¬

gesprochen ist, hat mich nicht befremdet , aber in meiner Ver¬

stimmung bestärkt.
M . H -, die Verordnung vom 17 . Dec . ist kein aus le¬

gislativen Gründen hervorgegangenes Gesetz , ich erkenne in

ihr bloß politische Gründe und Zwecke . M - H -, auch Sie

haben auf diesem Landtage die Ordonnanz zum Gesetz an¬

genommen , nicht aus legislativen , sondern Wiederaus poli¬

tischen  Gründen für p olitische Zwecke.  Die Sache ist,

so weit sie politisch und zweckmäßig war , abgeschlossen . Das

ephemere Gesetz hat für diese .Dienste nach beiden Seiten hin

seinen Kreislauf vollendet . Das Ministerium hatte Hoffnung

und Zweck , einen ministeriellen Landtag auf diese Weise her¬

beizuführen , es hat sich in dieser Hoffnung getäuscht , seinen

Zweck verfehlt . Wir , m . H . , haben den bewußten Zweck

gehabt , den jetzigen Landtag formell zu legalisiren , den Kon¬

flikt zu beseitigen , der bedenkliche Abgeordnete aus unserer

Partei veranlassen sollte , ihren Abschied zu nehmen , ihr Man¬

dat niederzulegen . M . H ., wir haben diesen unseren Zweck

erreicht . Nun , nachdem diese Jnterimszwecke und Absichten

beseitigt sind , lassen Sie uns zu dem Wege besonnener Ge¬

setzgebung zum Bessern fortschreiten , und so stimme ich wie¬

derholt zu dem Ausschußantrag . Zugleich erlaube ich mir

ein Wort der Erwiederung für den Herrn Ministerialrath v.

Berg.  Derselbe hat gesagt , es werde von dem Ministerium
18*
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gewünscht , daß bei Differenzen in den Ansichten das Mini¬

sterium Gelegenheit haben könne , im Ausschüsse gegenwärtig

zu sein . M . H . , das ist unser Aller Absicht und Wunsch

gewesen , ist es noch . Wir haben dieses versucht , aber im

Finanzausschüsse wenigstens mit dem allerungünstigsten Er¬

folg . Wir haben den dort anwesenden Herrn Reg .-Com . ge¬

beten um Antwort und Aufklärung und wir haben von

Alledem , was wir gewünscht und gebeten haben , nichts , gar
nichts erhalten . Ferner sind uns heute 4 Schreiben aus

dem Ministerium selbst vorgebracht worden , die alle nicht da¬

hin ausgehen , daß derartige Kommunikation mit dem Mini¬

sterium eine Verständigung herbeiführen werden . Ich für

meine Person wünsche allerdings , es wäre anders , ja , es wird

der allgemeine Wunsch sein , wo möglich in jedem Ausschüsse

einen Herrn aus der Regierung mit williger Antwort

neben uns zu haben , um ihn befragen zu können . Allein

meine Hoffnung , daß wir auf diesem Wege zu rascherer Ent¬

scheidung kommen , ist sehr gering.
Der Herr v . Finckh hat uns gesagt : wir haben das

Schlechte — er meint das Wahlgesetz vom 18 . Februar —

gehabt , haben das Bessere durch die Verordnung vom 17.
Dec . bekommen , und nun wollten wir unverantwortlicher

Weise zum Schlechten wieder zurückkehrcn . Er hat uns diese

seine Meinung auch durch den Grund belegen wollen , daß

er sagt : in Deutschland , ja im ganzen Europa finde es nir¬

gends statt , daß ein Kreis mehre Abgeordnete wähle , und

diesem europäischen Beispiele müssen wir Nachfolgen.
M . H . ! Ich möchte Ihnen Allen und auch dem Abg.

v . Finckh zu bedenken geben , daß wir das Gesetz machen

für das kleine Land Oldenburg , was in seiner Kleinheit ein

anderes comperatives Verhältniß zwischen den Wählern und

dm zu wählenden Abgeordneten hat , als der größere Staat.
In Paris wählen dreimalhunderttausend , viermalhunderttau-

send Wähler einen  Abgeordneten . M . H ., es wäre Thor-

heit , wenn man nach dem Umfange dieser Zahl die Kreise

noch vergrößern , verdoppeln wollte . Ebenso ist es mit Eng¬

land . In Preußen bin ich mit dem Abg . Niebour  der

Meinung , daß da noch Kreise sind , wo zwei Abgeordnete ge¬

wählt werden können , und die gemeinschaftliche Wahl von

zwei und drei Abgeordneten in einem  Kreise hat sich aus

der Erfahrung als nützlich bestätigt.
Alles , was man hier gesagt hat gegen das Verderbniß

der größeren Kreise , darin habe ich nur die befangene Mei¬

nung der geschlagenen Partei gefunden . Man hat gesagt,

es sei Handel , Tausch getrieben worden ; in der Form stimmst

du für A , so stimme ich für B . M . H ., es sollte noch viel¬

mehr gehandelt werden , cs sollte sich noch vielmehr Teil¬

nahme für die Wahlen zeigen . Ich wollte , die Urwähler und

Abgeordnete zögen mit Fahnen , Musik und Hurrah zur

Wahl , um durch diesen Eifer , diese Thätigkeit stark und

stärker auf die Hebung des politischen Lebens einzuwirken.

Daß da gehandelt ist , daß man sagt , wir wählen diesen,

gebt ihr den zu , — m . H ., worin liegt da das Unrecht ? gar

nichts , durchaus gar nichts . Die eine Partei kennt genau

den einen Mann , die andere Partei genau den anderen

Mann . Beide kennen den Vorgeschlagenen , Erhandelten,

Getauschten , wie Sie ihn nun nennen mögen ; sie kennen ihn

Etwas , genug um die Möglichkeit auszuschließen , daß auf

diesem Wege der Schuft zur Wahl und in die Versammlung

gebracht wird . M . H ., es sind jetzt über 17 verschiedene
Individuen in dieser Versammlung erschienen . Es ist wahr,

nicht Alle mit gleicher geistiger Befähigung , auch nicht

Alle mit gleicher Charakterstärke , um bei einmal beschlossener

Sache zu beharren . Aber , meine Herren , ein Mann , dessen

wir uns zu schämen haben , hat nie den Fuß in die Ver¬

sammlung gesetzt. Also unsere Wahlen bisher sind keine

schlechte gewesen und so lassen Sie uns dabei beharren.

Was nun namentlich , worauf ich mich ursprünglich - be¬

schränken wollte , die Wahlen im Fürstenthum Lübeck betrifft,

so glaube ich, daß Keiner im Ganzen Lande , auch nicht hier
in diesem Saale , genauer davon unterrichlet ist, als ich ; ich

glaube , daß der den Wahlen , die dort vorgenommen sind,

Keiner sich mehr bctheiligt hat , wie gerate ich. Und hiermit

durch diese meine Stellung werde ich denn wohl zum Zeug-

niß berufen sein , wie ist es dort geschehen ; einen Handel , wie

Sie ihn hier gehabt , haben wir nicht gehabt . Es giebt in

unscrm Lande eine Partei , die der Wind , die allgemeine Lust

zusammen weht zum gemeinsamen Ziele , bas ist die liberale

allgemeine  Partei im Lande.
Ihr gegenüber steht die konservative Partei , für lokale

und persönliche Interessen . Daraus nimmt nicht die
liberale Partei Bestand und Stärke . Sie bedarf kaum

der Agitation , hat nicht nöthig gehabt , sich ängstlich um Ge¬

winnung Einzelner zu kümmern , ihr erwächst  die Majorität

aus der allgemeinen bewußten und unbewußten Rrchtung des

Landes . Nur die Gegner , die Majorität nicht auf diesem off¬

nen Wege , auf dem Wege von Volksversammlungen erreichen

konnten , meine Herren , nur diese haben vielleicht bedenklich
agiurt , im Geheimen und ohne Erfolg und Einfluß . Wäre

es aber möglich , daß die Wahl aus der allgemeinen Vvlkö-

thümlichkeü anders geleitet würbe durch die kleinern Kreise , so

möchte ich für das Fürstcnlhum die Beibehaltung der Wahl¬

ordnung vom 17 . Decbr . nur genehmen , wenn Stadt und Amt

Eutin einen gemeinsamen Wahlkreis bilden . In der Stadt

Eutin , nicht weniger liberal , aber mehr abhängig wie das Land,

sind entgegenstehende Einflüsse und Ansichten leichter geltend

gemacht . Hat daS Gesetz vom 17 . Decbr . zur Stadt Eutin , welche
11 Wahlmänner hat , das mehr unabhängige Kirchspiel mit

10 Wahlmännern gelegt , wohl in der Hoffnung , gegen diese
10 Wähler würden die 11 städtischen Wahlmänncr die Ober¬

hand gewinnen . Es ist nicht so gekommen , das wird vielleicht
auch ferner nicht so kommen ; aber es ist doch die Möglich¬

keit da , daß dem unter Einfluß unzweckmäßiger Zusammen¬

stellung , anders werde und so wünsche ich denn auch , daß
wie daS Amt und der Flecken Schwartau 2 Wähler wählt,

das Amt und die Stadt Eutin auch zusammen 2 Wahlmän¬

ner wählen . Jndeß glaube ich, daß vom Fürstenthum Lübeck ge¬

wiß nur der wirkliche Mann des Volks h .erhergeschickt »vor-
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den , daß nicht zu befürchten ist, daß durch Interessen und andere

Teufeleien Wahlen hervorgerufcn , die hier den Beifall nicht

finden.
Regierungs -Commissar Bucholtz : Meine Herren , Wenn

Aeußerungen , als wenn die Staatsregierung die Verordnung

v. 17 . Decbr . v . Z . lediglich deshalb erlassen hätte , um eine

sicher ministerielle Kammer zu bilden — wenn derartige Aeu-

ßcrungcn von hieraus nicht zurückgewiesen , vielmehr mit

Stillschweigen übergangen werden , so geschieht dieö lediglich,

um nicht Momente in die Debatte hineinzutragen , die gar

leicht von dem eigentlichen Gegenstände der Debatte abfüb-

ren können . — Was die Sache selbst anlangt , so habe ich

nur noch eine Bemerkung zu machen ; es scheint mir beson¬

ders darauf anzukommen , die Wahlkreise so einzurichten , daß

sie möchligst zur Zufriedenheit der Eingesessenen gereichen , und

da erlaube ich mir auf einen Punkt aufmerksam zu machen.

Ich glaube nämlich , daß man der ganz entschiedenen An¬

sicht sein kann , daß grade die kleinern Wahlkreise zur Zufrie¬

denheit des Volks gereichen . Sie wissen , meine Herren , wie

leicht die Eingesessenen in Wort und Schrift den Weg finden,

um ihre Wünsche in öffentlichen Dingen auszusprechen . Tag¬

täglich kommen über die verschiedenartigsten Angelegenheiten

Petitionen bei dem allgemeinen Landtage ein , eben so bei der

Staatsregierung . Nun ist cs mir wohl erinnerlich , daß Pe¬

titionen gegen die großen Wahlkreise bei der Staats¬

regierung eingega " gcn sind , auch wenn ich nicht sehr irre bei

dem frühern Laudlage , aber ich weiß , daß keine einzige Pe¬

tition bei der Staatsregierung eingegangen ist, die bean¬

tragte , daß man wieder zurückkehren möchte zu den größer«

Wahlkreisen , oder überhaupt eine Petition , die irgend in dieser

Beziehung sich gegen die Verordnung vom 17 . Decbr . aus¬

spräche , und ebenso erinnere ich mich nicht , daß hier irgend

eine Petition eingegangen ist, welche die Wiederherstellung

der alten Wahlkreise wünscht.

Präsident : Von dem Herrn Ministerialrath v . Berg

ist gewünscht worden , in Beziehung auf den vorliegenden

Gegenstand , daß wir dem Ministerium hätten Gelegenheit geben

mögen , sich bei der Ausschußsitzung zu betheiligen.
Von dem Abg . Lindemann  ist eben darauf weiter

eingegangen worden , ich glaube aber , meine Herren , daß wir

diesen Gegenstand bei der weitern Discussion verlassen kön¬

nen . Meines Erachtens ist die Erledigung dieses Wunsches

durch die Geschäftsordnung vorgesehen , welche in H. 19 dahin
lautet:

„Wünschen Mitglieder des Staatkministeriums oder die

Grvßherzoglichen Bevollmächtigten einer Ausschußsitzung bci-

zuwvhnen , so werden sie darüber dem Präsidenten Mitthei-

iung machen .« Sobald eine solche Mittheilung mir zukvmmt,

werde ich mit der größten Bcreüwilligkeir mich immer beeh¬

ren , dem Wunsche deS Ministeriums zu entspiechen.

Ministerialrath v . Berg : Das Ministeiium kann aher

das Studium der Verhandlungen in den Ausschußsitzungen

durchaus gar nicht kennen . Ich habe gerade bemerkt , daß

es dann wünschenswerih wird , wenn der Ausschuß glaubt,

mit der Vorlage der Staatsregierung nicht sich einverstanden

erklären zu können.

Präsident : Daß dagegen die Bestellung der Aus¬
schüsse zur Erlangung dieser Kenntniß dem Ministerium stets

bekannt werde , glaube ich voraussetzen zu dürfen.

Abg . Werry : Ich muß mich auch für den Antrag des

Ausschußberichts aussprechcn . Ich bin dem Princip nach da¬

für , daß in jedem Wahlkreise bloö ein Abg . gewählt werden

soll , wenn die Wahlkreise so groß werden , daß die Wähler

einen weitern politischen Gesichtskreis haben und eben eine

vernünftige Wahl treffen können.

Wenn aber , wie bei uns , die Anzahl der zu wählenden

Abgeordneten zu der Summe der Bevölkerung in einem so

eigenen Verhältnisse steht , so müssen da auch eigene Normen

zur Geltung kommen und besondere Einrichtungen für unsere

Wahlen getroffen werden.

Was Birkenscld , das ich besonders kenne , betrifft , so

muß ich darauf aufmerksam machen , daß , wollte man für je¬

den Abgeordneten einen besonder « Wahlkreis schaffen , einzelne

Theile des Landes , die der Natur nach und durch gemein¬

schaftliche Interessen zusammen gehören , durchschnitten und

unnatürlichcrweise auseinander gerissen werden müßten . Ich

will nur ein Beispiel anführcn hinsichtlich der beiden Bürger¬

meistereien Brombach und Leisel.

Man hatte bei der letzten Wahleinthcilung diese beiden

Bürgermeistereien mit der Bürgermeisterei Nohfelden zu ei¬

nem Wahlkreise zusammen gelegt . Nohfelden hängt aber

mit den beiden andern Bezirken gar nicht zusammen , sondern

ist durch Birkenfeld , was dazwischen liegt , von ihnen ge¬

trennt . Diese beiden Theile kennen sich gar nicht , sie sind

ganz von einander geschieden , haben auch gar kein gemein¬

schaftliches Interesse und trotzdem hat man sie zusammen ei¬

nen Abg . wählen lassen . Vielleicht wird es im klebrigen

Grvßhcrzog '.hum auch so sein.

Wenn der Abg . v . Finckh gesagt hat , cs gäbe in ganz

Deutschland keinen Staat , in welchem man in einem  Wahl-

Kreise mehrere Abgeordnete wählte , so muß ich , wenn dies

überhaupt richtig wäre , darauf aufmerksam machen , daß in

größcrn Staaten andere Verhältnisse sind , und daß unsere

Verhältnisse mit diesen gar nicht zu vergleichen sind.

Wenn er ferner einen Ausdruck gegen die alte Wahl¬

einrichtung gebraucht hat , den ich nicht wiederholen mag , so

muß ich diesen Ausdruck mit Entrüstung zuruckwcijen . Ich

glaube , daß cs im höchsten Grade unangemessen ist , gegen

ein Institut , welches der constiluirende Landtag beschlossen

hat , und aus welchem zwei Landtage hcrvorgegangen sind,

eine solche Aeußcrung sich zu erlauben.

Abg . v . Finckh : Ich bitte den Ausdruck zu nennen.

Die Abgg . Lt - tvel . und LLerry : An ekeln.

Abg . Nvell : Meine Herren , dem aus dem Ausschuß¬

bericht hcrvvrgegangencn Anträge , die jetzigen Wahlkreis zu

vergrößern , muß lch entschieden entgegen treten . Ich sehe

darin nichts , als in wenig veränderter Form ein Zurnckkeh-

ren zu dem früheren Wahlsystem , das uns in Birkenscld nichts
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als Hader gebracht und wodurch es nicht möglich wurde , an

einem Landtage uns ordentlich zu bctheiligen.
Es ist bekannt , wie unter der früheren Wahlordnung,

die nur einen Wahlkreis im Fürstenthum zugelassen , und jede

Bürgermeisterei zu einem Wahlbezirk bestimmt hatte , die Be¬

theiligung amWahlgeschäst überhaupt sich sehr gering gezeigt,

und wie es unter solchen Umständen sich hat zutragen kön¬

nen , daß z. B - ganze Gemeinden sich an den Urwahlen nicht

betheiligten ; ein namhafter Theil des Landes , daß ganze Amt

Oberstein , und noch einige andere Bürgermeistereien bei der

Lertretung gänzlich ausgeschlossen wurden . Der Wiederkehr

ähnlicher Zustände würde nach dem Anträge kein Einhalt ge-

than . Die Erfolge des früherer Wahlsystems würden , blos

getheilt , den beiden Wahlorten Oberstein und Birkenfeld zu-

gesichcrt sein durch die Theilnahmlosigkeit der meisten andern
Gemeinden.

Meine Herren , gehe ich zu den einzelnen Bemerkungen
des Ausschußberichts über , so kann ich mich durchaus nicht

überzeugen , daß der in einem größeren Wahlkreise erwählte

Abg . von allen übrigen Wahlmännern des Landes sollte an¬

nehmbarer gefunden werden , als der in einem kleinern Kreise.

Die Mehrheit der Stimmenden in einem Wahlkreise ist blos

ein Brauch der mehr oder weniger bedeutenderen Hälfte aller

Wahlmänner des Landes , mag nun dieser Wahlkreis groß

oder kleiner sein , wenn er nur in einem gehörigen Verhält¬

nisse zu der Größe des Ganzen steht.
Welcher Abg ., meine Herren , in irgend einer landständi¬

schen Versammlung , ob links oder rechts sitzend , ob durch 11

oder lOOO Stimmen gewählt , vermag zu behaupten , er sei

allen übrigen Wahlmännern des Landes eine annehmbare

polrtisch beliebige Person.
Die Behauptung , meine Herren , daßsse enger der Wahl¬

kreis , je enger auch der Blick der Wähler sein müsse rc.,

scheint mir grundlos , ja widerlegt , wenn ich mich hier um-

sehc und wahrnehme , daß von Wahlkreisen sehr entfernt ste¬

hende Talente dennoch Anerkennung gesunden haben . Sie

sehen also , meine Herren , daß unser Land nicht von solchem

Umfange ist, daß hervorragende Talente übersehen oder nicht
Anerkennung sinken sollten . Ich stimme daher dem Antrag

des Abg . Kl ävemann bei.
Abg . Mölltng : Auch ich muß mit dem Abg . Lin be¬

mann zuvor mein Bedauern darüber aussprechen , daß vom

Ministertijche gesagt ist , die Regierung werde den Anträgen

des Ausschusses ihre Zustimmung nicht erthcilen . Mir scheint

diese Erklärung eine unconstitutionelle zu sein . Ich denke,

daß die StaatSrcgierung - die Verpflichtung hat , wenn nicht

ganz überwiegende Gründe da sind , dem Willen des Landtags

Folge zu geben . Diese überwiegenden Gründe würde ich nur
darin erkennen , daß in Petitionen oder Protesten gegen die

Beschlüsse des Landtags Widerspruch sich erhebt . Im klebri¬

gen ist es aber Pflicht der Regierung , nicht auf ihrem eigenen

subjektiven Willen zu bestehen , sondern dem Willen des Land¬

tags , wenn er sich in der gesetzlichen Weise ausspricht , Folge

zu geben . Der Abg . v . Finckh spricht immer von einem

Standpunkte , den w 'r verlassen hätten , auf den wir nicht

wieder zurückkommen könnten . Ich glaube , das ganze Ge¬

biet , worauf wir uns bewegen , ist das , daß wir prüfen , ob

eine provisorisch erlassene Verordnung , die freilich nur

aus augenblicklichen Gründen genekmigt ist , jetzt definitiv

bleiben kann . Daß dem Landtage diese Prüfung nicht ge¬
nommen werden kann , versteht sich von selbst . Wenn man

Nun sagt , die Stimme des Volks hätte sich ausgesprochen,
für kleine Wahlkreise , und dann auf die Petitionen zu Gun¬

sten der kleinen Wahlkreise Bezug genommen ist , so möchte

ich sie wohl sehen und welche Unterschriften darunter sind.

Aber , meine Herren , ich frage sie , ob sich die Stimme des

Volks klarer aussprechen kann , als sie sich bei dem proviso¬

risch erlassenen Wahlgesetze , welches die kleinen Wahlkreise

einführte , ausgesprochen hat . DaS ganze Volk erhob sich

dagegen , ich gebe zu , auch mit aus anderem Grunde . Es

erhob sich nicht gegen , sondern vielmehr im Allgemeinen da¬

für , daß das alle Wahlgesetz wieder hergcstellt werde und so

stehen wir auf dem Standpunkte , wo diese Verordnung au¬

genblicklich genehmigt werden mußte , um uns aus einem

Conflict zu ziehen , in den unS die StaatSrcgierung ge¬

bracht hatte ; es handelt sich jetzt darum , zu prüfen,

ob wirklich diese Verordnung beizubehalten ist. Man hat

wieder auf andere Länder hingewiesen ; es ist schon richtig
dagegen eingewendet , jedes Land hat seine eignen Verhält¬

nisse . Das beständige Beziehen auf andere Länder und Bei¬

spiele ist das Mißlichste , was geschehen kann . Jedes Land

hat seine Eigenthümlichkeit und wie das Beispiel hinkt , so
werden wir das Rechte am Ersten finden , wenn wir unser Land und

unsere Ueberzeugung im Auge haben . Ich mache darauf

aufmerksam , daß wir auch namenllich bei uns z. B . die Wahl

nach Frankfurt durch größere Wahlkreise durch das ganze
Land bereits vorgenommen haben , auch die nach Erfurt und

auch dies spricht für die größeren Wahlkreise . Nun wird gesagt,

daß die kleineren Wahlkreise eine größere Mannigfaltigkeit geben,
aber das ist nur quantitativ , daß Prediger hier sitzen, Landlcute

und Beamte , und baß wir überhaupt die verschiedenen Stände

repräsentiren . Aber ich meine , die rechte Mannigfaltigkeit liegt

nur in der größeren Verschiedenheit der Qualität , der größe¬

ren Vielseitigkeit . Diese wird durch die größeren Wahlkreise

erreicht . Was meine Provinz wenigstens betrifft , das Zever-

land , so glaube ich , daß -die Zerstückelung von Zeverland in

3 Kreise sehr unzweckmäßig und sehr bitter empfunden ist.

Zeverland hat nur ein gemeinsames Interesse . Ueberhaupt
hat das Land nur 2 verschiedene Interessen , das ackerbautreibende

und die wenige Industrie in den Städten , wir haben also
nur als besondere Interessen die städtischen Interessen und den

Handel . Die städtischen Districte haben bisher einfach nur ihre

specielle politische Richtung zur Geltung über das Land brin¬

gen wollen und deshalb , weil sie hiemit nicht durchdringen
konnten , halten sie ihre Interessen für vernachlässigt und sich

zurückgesetzt . Hiervon abgesehen sind die städtischen Interessen

hinlänglich vertreten . Aus allen Städten des Landes sind Abg.

hier und die Städte werden sich nicht beklagen können , daß
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wir ihre Interessen vernachlässigen . Es ist endlich gesagt , die
Regierung könnte nicht zurückgchm , Wie denn , meine Her¬
ren , wenn die provisorische Verordnung , die nach Art . 160 des
Staatsgrundgesctzes gleich wieder aufgehoben werden konnte,
von dem Landtage wieder aufgehoben worden wäre , da müßte
die Staatsregierung ja auch zurückgchen , warum kann sie nun
in diesem Augenblicke nicht zurückgehen ? Ich habe schon
hervorgehoben , daß es die Pflicht der Staatsregierung ist,
zurückzugehen , und wenn sie damals hätte zurückgehcn können
und müssen , so kann sie es jetzt ebenso gut . Und wenn der
Wille des Landes in seinem Organ , dem Landtage , in dieser
Weise sich erklärt , so meine ich, könnte die Staatsregierung,
wenn sie wahrhaft konstitutionell ist , kein Bedenken tragen,
zurückzugehen , denn so ehrenvoll es für das einzelne Indivi¬
duum ist , nicht auf seiner Meinung zu beharren , son¬
dern zu resigniren , so halte ich diese R .signation für
eine gleiche Pflicht für bas StaaatSministerium . Deshalb,
meine Herren , lassen Sie uns die größern Wahlkreise beibe-
haltcn , lassen sic uns nicht das neue Experiment wagen , das
einmal nur , vielleicht aus einem besonderen Grunde , zum
guten Ziele führte . Die Gefahren der kleinen Kreise sind
versteckt , aber wer irgend dre Politik unserer Zeit versteht,
wird sie begreifen . Hüten Sie sich , das Princip der kleinen
Wahlkreise anzunehmen.

Minist . - Rath v , Berg : Ich habe nur zu bemerken,
daß die Erklärung , die der Abgeordnete , der eben geredet , mir
in den Wund gelegt hat , von mir nicht gegeben worden ist.
Ich habe nämlich erklärt , daß nach den Vorlagen , welche das
Siaatsministerium in der Verordnung vom 17 . Decbr . v . I.
gemacht hat , ich nicht glaube , daß es aus die Abänderung
eingehcn könne.

Abg . Bargmann : Das Befremden , das die Abg.
Klävemann  und v . Finckh  über den Ausschußanirag ge¬
äußert haben , Iheile ich nicht . Har früher die Staats : egie-

rung allein , das Wahlgesetz abgeändcrt , so können jetzt gewiß
beioe gesetzgebende Gewalten Modifikationen vornehmen , es
kann sicher der Landtag dessaüö Anträge an die Staatsregie¬
rung stellen . Was weiter die Vorschläge des Ausschusses
hinsichtlich der Vergrößerung der Wahlkreise anlangt , so bitte
ich zu bemerken , daß auch das jetzt bestehende Wahlgesetz Di-
stricte für 1 und 2 Abgeordnete enthält , wogegen der Vor¬
schlag des Ausschusses dahin gehr , künftig Districle für 1,
2 und 3 Abgeordnete zu bilden , und daß Districte für 3
Abgeordnete nur 3 vorzuschlagen sind . Die .Modisicativn ist
also nicht sehr erheblich amd sie ist eben ein . Mittelweg zwi¬
schen den frühem Bestnmnunge » und den jetzigen . Aber ein
Umstand ist es vorzüglich , der mich bestimmt , gegen die klei¬
nen Wahlkreise mich auszusprechen . Wenn ln den kleinen
Wahlkreisen zwei Parteien sind , so bedaure ich die Wahl¬
männer , die selbst nicht hinlängliche Selbständigkeit Habens;
eine Stimme hat dann zu großes .Gewicht . Aus den Ein¬
zelnen wird kann so lange Jagd gemacht , bis er der .Agita¬
tion unterliegt und so kann also die Stimme ein es . Unent¬
schlossenen das Resultat der Wahl : bestimmen und einen

Abgeordneten in den Landtag bringen , der nicht als der Ver¬
treter seines Kreises zu betrachten ist.

Abg .. Klävemann : Es ist gesagt worden , cs sei in
unserer Genehmigung des Wahlgesetzes vom 17 . Decbr . nicht
die Zustimmung zu dem Princip enthalten , dessen Anerken¬
nung überhaupt dieses ganze Wahlgesetz hat entstehen lassen,
das Princip nämlich , daß jeder Kreis seinen besonderen Abge¬
ordneten wählen müsse . Es ist vom Abg . Wibel  angeführt
worden , im Berichte , den früher der Ausschuß über dieses
Wahlgesetz abgestattet har , seien die Nachtheile der kleinen
Kreise hervorgehvben und Vargethan worden , und anerkannt
die Vorzüge der größern . Man hat gesagt , die Genehmigung
sei nur aus Politik geschehen , nicht in Anerkennung der Vor¬
züge dieser kleineren Wahlkreise.

Erlauben Sie , m . H ., daß ich zunächst aus dem eben
genannten Berichte Ihnen nur wenige Worte verlese , wobei
ich indessen Ihnen ins Gedächtniß zueückruse , daß dieser Be¬
richt von dem erwähnten Vorredner leibst verfaßt ist . Nach¬
dem nämlich das Für und Wider der kleinen und großen
Kreise erwogen ist, heißt eS daselbst:

«AuS allen diesen Belrachtungm dürfte also minde¬
stens soviel hervorgehen , Laß Vorzüge oder Mängel
auf beiden Seiten einander leicht die Wage
halten mögen ."

Nach dieser hier ausgesprochenen Betrachtung bringt der
Ausschuß 2 Anträge , den der Mehrheit und den der - Min¬
derheit . Der eine Antrag lautet:

„Der Landtag ertheile zu der Verordnung vom 1f.
Decbr . 1819 , mithin auch zu der in ihr enthaltenen
Aushebung des vereinbarten Wadlge :etzeS vom 18 . Febr.
1819 für die Dauer des gegenwärtigen Land¬
tags  seine Zustimmung ."

Der andere Antrag lauter:
„Der Landtag ertheilt zu der Verordnung vom 17.
Decbr . 1849 seine Zustimmung . "

Also pure , ohne Bedingung ober Vorbehalt.
M . H ., Sie erinnern sich, daß die er letzte Antrag an¬

genommen  ist und ich frage Sie , ob nun daraus nicht auf
eine Anerkennung des gedachten POncips mit Nochwendigkeit
geschlossen wersM muß.

Wenn gegen mich vorgebracht ist, wir hätten keinen
Grund , nicht , weitere Berathungen zu pflegen unv weitere
Entschlüsse zu fassen über die größern Wahlkreise , weil ich ge¬
sagt haben .sollte , das Minisieuum wurde nicht dazu einslim-
men könnM / so habe ich das nicht in Abrede gestellt , daß
wir allerdings weiter darüber berathen können,  wenn wir
wollen.  Ich hielt mich nur verpflichtet, . darauf Hinzubeuten,
daß das Ministerium -sich so enüchieden gegen die größern
Wahlkreise ausgesprochen hat , baß seine Zustimmung , die
doch nöthig ist, wenn eig Resuliar zu Stande kommen so-fl,
schwerlich erfolgen wird , Ich wollte nur da : auf aufmerksam
machen , damit wir die Zeit , welche solche Berathgng in -Iftt-
spruch nehmen würde , sparen macht,n zins lleber an andere
Sachen gehen , deren uns noch eine große Menge vvrliegt.
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und die , dünkt mich , viel wichtiger sind , als die wiederholte

Aenderung des Wahlgesetzes.
Wenn von dem Abg . Tappenbeck  hervorgcdoben

worden ist, Jemand , der mit 11 Stimmen gewählt sei, sei

nur als formell  richtig gewählt anzusehen , er habe sich

nicht als materiell zur Volksvertretung berechtigt zu betrachten,

so leugne ich nicht , daß es ein großer Uebelstand ist, daß mit

11 Stimmen ein Abgeordneter gewählt werden kann . Ich

habe das schon vorhin in meinem Vortrage hervvrgchoben,

indem ich zugleich darthat , daß diesem  Uebelstande durch

Vergrößerung der Wahlkreise überhaupt gar nicht abgeholfen

werde . Ein so großes Gewicht , wie Viele gelhan haben,

lege ich indessen nicht darauf , daß nicht Viele  den Abgeord¬

neten wählen . Thäte ich das , hielte ich die von nur We¬

nigen  Gewählten nicht materiell für berechtigt , wie sollte ich

dann über die Berechtigung der Wahlmänner uriheilen , die

ja den Abgeordneten wählen , wenn sie nur von wenigen Ur¬

wählern gewählt worden sind ? In der Provinz , m . H -, die

man für die am meisten politisch gebildete hält , können in

unscrm Herzogthume die Wahlmänner bei den Urwahlen oft

von nur 5 oder 6 Urwählern designirt werden.

Wenn endlich der Abgeordnete Niebour II . gesagt hat,

die Stellung des Abg . v. Finckh und die meinige auf diesem

Landtage sei eine so besondere , daß wir zweckmäßig thäten,

solche Ausdrücke zu vermeiden , wie z. B . daß unS der In¬

halt des Berichts des Ausschusses „ befremdet « hätte , weil wir

dadurch auf der Gegenseite wieder solche Aeußerungen her-

vorgerufm — womit der geehrte Abgeordnete , wie mir scheint,

sagen will , eS fei zweckmäßiger , solche Spaltungen zu ver¬

meiden , die sich in Folge dieser Aeußerungen Herausstellen

könnten , io muß ich bemerken , daß ich mich aus diesem Grunde

nicht scheuen darf , solche Aeußerungen zu gebrauchen . Ich

glaube nämlich nicht , daß die Partei , der ich und der Abg.

v . Finckh angehören , durch solche Ausdrucke , wenn sie über¬

haupt etwas Verletzendes haben , sich noch mehr m die Mi¬

norität bringen und überhaupt möglichst ausgeschlossen werden

kann , als es der Fall schon ist. M . H ., Sie hatten die

Güte , früher , bei den ersten Ausschußwahlen , aus unserer

Partei  noch Einzelne für einige Ausschüsse zuzulassen . Sie

thun das jetzt nicht mehr . Sie haben von uns in diesen

Ausschuß Niemanden mehr gewählt . Wir sind also darauf

angewiesen , gegen Ausschußberichte hier fechten zu müssen,

Lei deren Berathung unsere Ansichten gar nicht vertreten ge¬

wesen sind . Es ist deswegen auch kein Wunder , wenn wir

unS mit dem Inhalte solcher Ausschußberichte nicht immer

ganz einverstanden finden können.
Abg . Wibel :. Meine Herren ! Um auf das letzte zuerst

zu antworten , so will ich den Herren überlassen , die sich be¬

klagen , daß sie in der Minorität bei den Ausschußwahlcn zu

bleiben pflegen , ob und aus welchen Gründen sie sich bestim¬

men werden , gewisse Ausdrücke zu vermeiden , und ihre Lage

noch zu verschlimmern.
Ich glaube auch nicht , daß der Abg . Niebour  die

Absicht gehabt hat , aus sie in dieser Beziehung einzuwirken,

er hat wohl nur auf unS Andere einwirken wollen , daß wir

nicht mit gleichen Worten erwiedern möchten . Wenn der

Abg . Klävemann — waS das einzige tatsächliche ist, was

ich in feinem Bortrage enthalten entdeckt habe — Ihnen

vorgelescn hat , daß der damalige Ausschußbericht sich nicht

entschieden hat über die Nachtheile oder Vortheile der größer»

oder kleinern Kreise , so ist das sehr richtig , weil der Ausschuß

diese Frage damals nicht zu entscheiden hatte . Er erledigte

sie durch die Bemerkung , daß die Frage zweifelhaft sei , daß

die Gründe nach der einen oder andern Seite hin sich leicht

die Wage halten möchten . Nun , was sich leicht die Wage

hält , dem wird man eben einen Ausschlag geben müssen.

Diesen Ausschlag wollen wir heute geben , denn heute ist eS

unsre Aufgabe.
Wenn aber der Abg . Klävemann  den Schluß daraus

ziehen will , wir hätten damit die Abänderung genehmigt , so

geht das über meine Fassungskraft hinaus . Auch muß ich

Sie warnen vor einem Berichterstatter , der gerade das We¬

sentliche ausläßt . Ich will deshalb nicht wörtlichen Bericht

aus dem damaligen Ausschußbericht erstatten . Hätte ich ihn

aber zur Hand , so würde ich nicht den Wesentlichsten Mittel¬

satz auslassen , wie der Abg . Klävemann  gelhan hat . Daß

dem so ist , sehen Sie , ohne den Bericht vor sich zu haben.

Wäre unsre Entscheidung dafür gewesen , die Abänderung zu

genehmigen , so muß doch ein Grund uns dazu bestimmt ha¬

ben . Ich glaube auch recht sicher zu wissen , welcher es war,

den wir behaupte ! haben , und den der Abg . Klävemann

übergangen hat , weil er ihn nicht hat widerlegen können.

Das war der Grund , das Uebel würde nur vermehrt werden,

wenn wir das unzweckmäßige Gesetz nicht wenigstens für die

Vergangenheit gelten lassen wollten , und das einmal began¬

gene Unzweckmäßige noch verdoppeln und verdreifachen
wollten.

Im Uebrigen ist unsere Frage auf sehr verschiedene Ge¬

biete geführt worden , so einfach praktisch sie ist . Von dem

Abg . v . Finckh ist sie sogar auf ' s ästhetische Gebiet hinüber¬

getragen worden , wohin ich ihm freilich mit dem Abg . Nie¬

bour  auch nicht folgen mag . Wenn der Herr v . Finckh

von „ anekeln " gesprochen hat , so mag er das verantworten

vor Denjenigen , mit denen er Verhandlungen geführt hat in

! Wahlmännerversammlungen seiner Partei , ob die so ekelhaft

gewesen sind , daß er sie nicht gern sich in ' s Gedächtniß zu¬

rückrufen will.

Wenn der Herr v . Finckh sodann fragt , was sagt das

Volk dazu ? so kann man leicht die Antwort geben . Nur

in dem Kreise , in welchem Herr v . Finckh gewählt worden

ist , möchte die Antwort vielleicht anders lauten , als schon

der Abg . Mölling  hrrvorgehoben hat , daß daS Wahlgesetz

vom Volke ausgenommen ist mit allgemeiner Entrüstung.

Wenn ferner gesagt ist und das Bild gebraucht wurde von

dem Verzehren der eignen Kinder , — - er cs gebraucht , der

nimmt ein zweischneidiges Schwerd in die Hand . Wer ge¬

sunde , lebenskräftige Kinder erzeugt , dem wird dergleichen

nicht zugemuthet werden . Wenn man aber nichts Taug-
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liches in die Welt setzen kann , mag die Antwort eine andere

sein . Nun sollen doch wir wohl nicht die Vaterschaft uns

zumuthen lassen über die Fehlgeburt vom 17 . Decbr . ?

Was die Erfahrungen aus Wahlmänner -Versammlungcn

betrifft , davon ist viel Redens in Beispielen . Ueber diesen

Gegenstand haben wir schon viel zu viel geredet , und ich

muß glauben , daß cs besser wäre , wir hätten die Frage gar

nicht berührt . Sie ist angeregt worden von der Seite , wo

man jetzt gegen ihre Ausdeutung protestirt . Das ist aber

doch ein gar zu großes Unrecht.

Wenn die Staatsregierung damals Zwecke gehabt hat,

die nicht erreicht worden sind , wenn die Wahl des Landtags,

wie von der einen oder andern Seite gesagt worden ist,

nicht nach ihrem Wunsche ausgefallen ist , so wäre das zu

beklagen für die , die keine bessere Voraussicht gehabt haben

als dadurch an den Tag gelegt ist , und die um so leichter

jetzt sich bewogen finden sollten , auf einen andern Plan ein-

zugehen , den wir nach treuer und redlicher Ueberzeugung , von

dem was wahr und recht ist, ihnen anrathen müssen.

Wenn bemerkt wupde vom Miniftertische , es sei nicht an

der Zeit , sich schon jetzt zu verantworten gegen Beschul¬

digungen , als hätten auch Rücksichten obgewaltet , welche nicht

mit Pflicht , Recht und Schuldigkeit vereinbar gewesen , so

kann ich damit nur übercinstimmen , daß es jetzt dazu noch

nicht die Zeit ist , sich darüber zu verantworten . Die Zeit

wird aber kommen , der Bericht ist noch nicht erstattet , der

die Beschlüsse beantragen kann , wodurch jene Verantwortung

an geeigneter Stelle gefordert werden wird ! — Die Man-

nichfaltigkeit , die in den Landtag gebracht werden soll durch

die kleinen Kreise nach Absicht deö Ministeriums , hat der

Abg . v . Finckh besonders hervorgchoben . Die Widerlegung

ist schon in dem enthalten , was der Abg . Klävemann  ge¬

äußert hat , dem die jetzt im Landtage vorhandene Mischung

nicht sehr zu gesallen scheint.
Zndeß , meine Herren , lassen Sie uns auf die Thatsach«

eingehen , so dürfen wir aus der Zusammensetzung dieses Land¬

tags , wenn wir irgend die Verhältnisse kennen , unter denen

diesmal gewählt ist, keine Folgerung für die Zukunft ziehen.

Diesmal ist gewählt unter so unglücklichen Einflüssen für

bas Land Oldenburg , wie hoffentlich nicht wieder Vorkommen

wird . Es ist gewählt worden unter den Einflüssen einer ein¬

zigen Leidenschaft , nur ein Gedanke hat diesmal die Wahl

geleitet und hoffentlich haben wir den für immer hinter uns.

Wenn aber wieder gewählt wird , so wird unter Rücksicht auf

sehr gemischte Interessen des Landes gewählt werden , und da

gestaltet sich die Frage anders.

Der Herr v. Finckh hat aber noch eine Unterscheidung

gemacht , die mich wahrhaft erschreckt hat , und ich muß in

Erstaunen gerathen über die Grundsätze , die uns entgegen

gebracht werden . Er hat gesagt , die Mängel wären quan¬

titativ andere geworden , aber nicht qualitativ . Nun , meine

Herren , wenn sie quantitativ anders , d . h . wenigere gewor¬

den sind , so halte ich das schon für etwas sehr gutes , und

so gern ich die Hand ausstrccke nach dem höchsten erreichba-
2L.

ren Guten , so kann ich mich auch begnügen , wenn ich nur

erreicht , wobei viel Mängel vermiede « werden und manches

Gute bewirkt wird . Aber wie Mängel qualitativ vermieden

werden sollen , weiß ich nicht ; welcher Fall da gemeint ist,

kann ich nicht einsehen , wenn es nicht der ist , den ich frei¬

lich auch annehmen muß , daß wir nämlich einen Mangel für

den andern austauschten . Das wäre die qualitative Beseiti¬

gung der Mängel . Dann haben wir einen Mangel von der

einen Farbe gegen einen von der andern Farbe ausgetauscht,

das thäten wir bei Annahme der kleinen Wahlkreise . Wir

wollen aber mit der quantitativen Beseitigung zufrieden sein,

wir wollen anerkennen , die zu großen Kreise haben ihre

Mängel . Die Wahlen in kleinen Ländern sind , wie schon

gesagt wurde , mit Mängeln immer verbunden und wehe uns,

daß wir denen unterworfen bleiben . Aber ein jedes Reden

darüber , daß diese Mängel aus der Welt geschafft werden

sollen , ist dann ein ganz vergebliches Bemühen.

Wir können unfern Staat nicht größer machen als er

ist, sonst müsse das ganze Herzogthum Oldenburg vielleicht

nur einen einzigen Abg . wählen und das wäre allerdings

besser . Um endlich noch auf das Wort zurückzukommen , daß

wir etwas wieder cinsühren wollten , was wir eben erst ab¬

geschafft zu sehen uns gefreut hätten , so könnte ich das nur

richtig finden , wenn Diejenigen die es sagten im plursl der

Majestät sprächen . Das haben wir nicht gethan . Ich we¬

nigstens habe in unserm Lande nur viel Unheil und Elend

aus der Antastung des Wahlgesetzes erwachsen sehen , eine

Erhitzung derGcmüther , Zwietracht , Unfriede und Mißtrauen,

die erst nach Jahrzehnten in ihren schlimmen Folgen vielleicht

erst wieder ganz verschwinden können . Schließlich glaubeich

meine Meinung dahin zusammenfaffen zu können : der Vor¬

schlag der Staatsregierung und des Abg . v . Finckh schwächt

die Landesvertretung . Wollen Sie die Landesvertrctung gut

und kräftig behalten , so entscheiden Sie sich für die größer»

Wahlkreise.
Abg . Niebour U. ( Berichterstatter ) : Nur noch ein

paar Worte . Es ist gesprochen worden davon , was der Wunsch

des Volkes sei , das Volk wünsche die kleinern Kreise und

nicht die großen . Diese Thatsache scheint mir doch nicht

richtig zu sein , es sind ^ ja eine Unmasse von Protesten gegen

die Abänderung da , wir haben ja einen ganzen Hausen von

Protesten . Wenn der Abg . Klävemann  noch sagt , der

frühere Ausschußbericht enthalte eine Zustimmung zu dem Prin¬

zip der kleinen Kreise und dann namentlich mitgetheilt wurde,

der Ausschuß habe gesagt , die Nachtheile der großen und

kleinen Kreise halte sich mindestens die Waage , io trifft das

gar nicht zu . Der damalige Ausschuß beschäftigte sich mit

der Frage der großen Wahlkreise in der alten Weise und der

ganz  kleinen , wie sie von der Regierung Vorschlägen . Die

Vortheile dieser beiden Einrichtungen wog der Ausschuß ab

und da konnte er vielleicht sagen , daß sich die Nachtheile

der großen und kleinen Kreise gleich stehen . Dabei ist aber

in der jetzigen Frage Etwas ganz anderes in Vorschlag ge¬

bracht . Dann möchte ich in Bezug auf das , was das Volk
4S
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wünscht , noch auf EinS aufmerksam machen . Nach dem ab-

geänderten Wahlgesetze ist jetzt gewählt und die Anwesenden
sind die Resultate . Wir haben den Ausschuß gewählt und

wenn der sich nun einig erklärt , daß cs anders werden müsse , sollte

das nicht ein erheblicher Beweis  sein , daß das Volk Etwas

anderes wünscht ? Das ist doch wirklich ein beachtungswer-

thes Resultat , wenn das Volk nach dem abgeänderten Wahl¬

gesetze wählt und die nach diesem abgeänderten Gesetze Ge¬

wählten selbst erklären , daß das abgeänderte Gesetz nicht tauge.

Ich glaube , daß das ein bedeutendes Gewicht in die Wag¬

schale legen wird , daß das Volk nicht wünscht , daß ferner so

wie jetzt gewählt wird.
Abg . v . Finckh : Ich will dem Abg . Wibe!  nicht folgen

aus das Feld des »ehelichen Glücks " , und dessen » schwächliche

oder kräftige Folgen " . Denn das geht nur meine  Person

an Ob es übrigens angemessen war , sich so zu äußern,

muß ich seiner Verantwortung überlassen . Allein etwas , was

nicht meine  Person anlangt , muß ich entschieden zurück-

weisen , nämlich , daß gesagt wurde : „ in dem Kreise , wo ich

gewählt sei, möchte das octroyirte Wahlgesetz wohl Anklang

gefunden haben " . Ich habe das nicht behauptet , sondern

nur : „ die Eintheilung der Kreise , nach demPrinzipe  vom

17 . Decbr ., was der Vorredner zum Grunde legt , habe Anklang

gefunden im Lande " . Wenn man übrigens auf diese Weise

sich erst die Behauptungen Anderer zu recht schneidet,

so ist die Widerlegung  freilich leicht . Ich halte das in-

dcß nicht für würdig , ich würde cs nicht lhun.

Zu meinem großen Bedauern habe ich gehört , daß ei¬

nige Herren Anstoß genommen haben an einem Worte , wel¬

ches ich im Flusse der Rede unabsichtlich -gebraucht habe.

Es thul mir leid , daß die Herren dieses Wort so aufgesaßt

haben ; cs war nicht so aufzufassen . Ich habe nicht das Ge¬

setz damit bezeichnet , sondern nur den Eindruck , welche daS

Wählen  nach demselben auf mich gemacht hat . — Wenn

auch ich übrigens genannt wcrde als Einer , der „ Bcfremdcn"

autzgedrückt hatte über den Ausschußbcricht , so ist das un¬

richtig . Ich weiß nicht , ob der Abg . Klävemann  sich dcs

Wortes „ Befremden " bedient hat;  ich habe kein „ Befremden"

ausgebrückt . Ich habe gesagt : „ ich sei überrascht gewesen . "

Das ist aber ein Ausdruck , den Jeder gebrauchen kann,

ohne zu befürchten , daß ein Anderer dadurch zu Ausdrücken

hingerissen werde , die nicht passend sind.
Präsident : Es ist von mehren Seiten auf Schluß

der Debatte angctragen worden . Es haben sich cinschreiben

lassen die Abg . Werry und Görlitz.  Will die Versamm¬

lung diesen noch das Wort gestatten?
Abg . Werry : Ich verzichte aufs Wort.

Abg . Görlitz : Ich wollte nur Weniges bemerken . Das

pro und oontr » der fraglichen Angelegenheit ist zur Genüge

erörtert . Nur einen generellen und einen speziellen Gesichts¬

punkt habe ich hervorzuheben . Der generelle besteht in dem

vielfach berührten Befremden und daß , man der Staatsre¬

gierung eine solche Zumulhung machen und verlangen könne,

daß sie die Ausschuß-Anträge annehme, nachdem sie die Verord¬

nung v. 17 . Decbr . erlassen habe . Ich habe das Schreiben

deS Staatsministers so aufgesaßt , daß sic es selbst wünscht,

daß in dieser Beziehung noch die Mängel möglichst verbes¬

sert und abgeschaffk werden mögen , was ich auö den Worten

ihres Anschreibens „ läßt sic eS gerne eine offne Frage sein,

ob die bei den einzelnen Bestimmungen derselben sich aufwer-
fende Zweifel , insbesondere was die Bildung der kleinern

Wahlkreise anlangt , nicht eine andere und bessere Lösung wer¬
den finden können " , entnehme . Auch der Ausschußbericht hat

hierauf schon in seinem Anfänge hingewiesen.
Der specielle Gesichtspunkt ist der . Es ist nämlich

von dem Abg . Noell  darauf aufmerksam gemacht worden,

daß durch dieses neue Wahlgesetz , durch diese Kreiseintheilung,

eine lebhaftere Betheiligung abseiten der Bewohner des Für-

stenlhum bei den Wahlen starkgefunden habe . Das ist unrich¬

tig . Es liegt nicht in der Wahlkreiscintheilung , sondern in

der Bezirkseintheilung , darin , daß die Urwähler jetzt in Ge¬

meinden wählen , während sie früher in Bürgermeistereien ge¬

wählt haben , das der Grund ; und grade die Grundsätze , wie

sie derAusschuß aufgestellt hat , beseitigen die Mißverhältnisse,

welche die Kreiseintheilung noch etwas mit sich führt , denn

die Verschiedenheit der Interessen ist grade bei uns sehr be¬

deutend , nämlich in dem Amte Oberstein sind lediglich Han-

delsintereffen und in den Remtern Nohfelden und Birkenseld

die Interessen des Ackerbaues vertreten.
Präsident : ES hat Niemand weiter zum Wort sich

gemeldet und ich erkläre demnach die allgemeine Discussion

über den Ausschußbericht für geschlossen.
Es ist auf namentliche Abstimmung angetragen.

Ist dieser Antrag unterstützt?
(Er wird unterstützt . )

Es liegt ein Antrag des Abg . Klävemann  vor , wel¬

cher so lautet:
Der Landtag wolle beschließen:

„Es sei über den Inhalt des Berichts , soweit derselbe

die Vergrößerung der Wahlkreise empfiehlt , zur Ta¬

gesordnung übeizugehen , und den Ausschuß zu be¬

auftragen , unter Beibehaltung des Princips , daß re¬

gelmäßig  in jedem Wahlkreise nur ein Abgeordne¬

ter zu wählen sei , hinsichtlich der Formirung der

Wahlkreise anderweite Vorschläge zu mach .n ."

Klävemann . Barleben . Püsch elberger.

Strodthosf.  v . Finckh . Egelriede. Drost.

Ich bringe den Antrag zur Abstimmung . Wird der

Antrag angenommen , so würde der Ausschuß demgemäß zu

verfahren haben , würde er abgewicsen , so würden wir zur

speciellen Bccathung dcs Ausschußbcnchts überzugehen haben.

Ich bitte die Herren , welche den Antrag annehmen

wollen mit „ ja " , die übrigen mit „nein"  zu antworten.

Wir sangen an mit dem Buchstaben M.

(Es antworten mit „ja"  die Abg . Noell , Püschel-

berger , Slrackerjau , Strodthosf , Thöle , Barle-

bcn , Drost , v . Düring - Oelken , E gelriede , v . Finkh,

Klävemann . Mit „ nein"  antworten die Abg . Möl-
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ling , Niebur I. , Niebur II. , Schmedes , Schmitz,
Sprenger , Struthofs , Tappenbeck , Wehage,
Werry , Wibel , Amann , Bargmann , Barnstedt,
Böckel, Bothe , Brörmann , Crone , Georg , Görlitz,
Janßen , Kaiser , Kitz, Lindemann , v. Lindern , Lüb-
ben, Lüken, Luerßen.)

Der Antrag ist mit 28 gegen II Stimmen abgelehnt.
Ich ersuche den Herrn Berichterstatter, den Bericht fort¬

zusetzena-i I.
Abg. Niebour II. (Berichterstatter) : Der Bericht lau¬

tet also:
,/Geleitet von diesen Erwägungen, vor Allem aber, wie

oben bemerkt, strebend nach der Zweckmäßigkeit und Richtig¬
keit in dem einzelnen Falle, beantragt der Ausschuß

hinsichtlich der Wahlkreise also zu §. 2. und Anlage
der Verordnung vom 17. Decbr. v. I . folgendes:

I. Hinsichtlich des Kreises Jever.
Dieser Kreis, welcher3 Abgeordnete zu wählen hat, bil¬

det ein natürliches, von jeher zusammengehöriges Ganze, wel¬
ches seinen gemeinschaftlichenMittelpunkt in der Stadt Jever
hat, und dessen sämmtliche Theile stets ein großes Streben
nach dem Festhalten an einer gewissen, fast nationellen Ein¬
heit gezeigt haben.

Hier wäre also ein Zertheilen in kleine Kreise ganz am
Unrechten Orte, und beantragt deshalb der Ausschuß ein¬
stimmig:

„der Kreis Jever bildet einen Wahlkreis und wählt
3 Abgeordnete."

Soll ich den Bericht ganz vortragen?
Präsident : Vorläufig werden wir die einzelnen Punkte

zur Bcrathung bringen.
Abg. Mölling : Es sind drei Abg. für Jever in

Vorschlag gebracht durch den Ausschußbericht. Ich setze vor¬
aus, daß nach der letzten Volkszählung sich keine Vermehrung
ergeben hat, sonst würde Jever nach dem Staatsgrundgesctz,
Art. 131. Anjpruch auf einen4. Abgeordneten haben.

Abg. Strackerjan : Die Bevölkerung von Jever hat
sich nicht nur nicht vermehrt, sondern sie hat um 5 Prozent
abgcnommen.

Präsident : Es hat sich weiter Niemand zum Worte
gemeldet und erkläre ich die Discussion demnach über den
Antrag des Ausschusses aä 1. für geschlossen und bringe den
Antrag zur Abstimmung. Diejenigen also, welche dem Auö-
schußantrage dahin beistimmcn:

„der Kreis Jever bildet einen Wahlkreis und wählt
3 Abgeordnete",

bitte ich aufzustehen. — Der Antrag ist mit großer Majorität
angenommen.

Abg. Niebour II. (Berichterstatter, verliest):
II . Der Kreis Neuenburg

ist in seiner jetzigen Gestalt, im Gegensätze zu dem Kreise
Jever, ein Kreis, welcher keinen eigentlichen Mittelpunkt hat,
dessen einzelne Bezirke Amt Rastede, Amt Varel, Amt

Westerstede, Amt Bockhorn, sehr verschiedene Interessen haben
und recht weit von einander entfernt sind.

Hier kann deshalb eine gemeinsame Wahl aller 6 Ab¬
geordneten durchaus nicht empfohlen werden, weil dadurch
sicher mancherlei Unzuträglichkeitenhcrvorgerufen werden
würden.

Unter Berücksichtigung der an die Spitze dieses Berichts
gestellten Erwägungen ist der Ausschuß hier zu der Ansicht
gekommen, daß der Kreis Neuenburg in 2 Wahlkreise mit
je 3 Abgeordneten zu theilen sei, nämlich:

1) Kreis Varel-Rastede(Amt Varel, Amt Rastede) mit
18,176 Einwohnern,

2) Kreis Westerstede- Bockhorn(Amt Westerstede, Amt
Bockhorn) mit 15,468 Einwohnern.

Die so zusammengelegtenAemter gehören ihrer Lage
und ihren Interessen nach, zu einander und stehen sich auch
an Größe so ziemlich gleich, so daß, auch bei möglichen
Differenzen zwischen den Wahlmännern der Aemter, kein
Amt das andere wird terroriflren können.

Die beiden Wahlkreise sind freilich an Seelenzahl ziem¬
lich ungleich(Differenz 2700 Einw.), was sich um Etwas
verbessern ließe, wenn man das Kirchspiel Wiefelstede vom
Amte Rastede ab und dem Amte. Westerstede zulegte, indem
dann die Differenz nur 2000 Einwohner betragen würde.

Der Ausschuß hält diesen Gewinn aber für nicht erheb¬
lich genug, um seinetwegen ein Kirchspiel von dem Amte,
zu dem es gehört, abzutrennen.

Indem der Ausschuß noch bemerkt, daß der Wahlort
in den beiden Krei en wohl abwechselnd einmal Varel, einmal
Rastede, bez. einmal Westerstede und einmal Neumburg bez.
Bockhorn sein müßte, beantragt derselbe einstimmig:

//Der Kreis Neuenburg wird in 2 Kreise getheilt,
nämlich:

1) Kreis Varel-Rastede, bestehend aus den Aemtern
gleichen Namens,

2) Kreis Westerstede- Bockhorn, bestehend aus den
Aemtern gleichen Namens,

und werden in jedem Kreise3 Abgeordnete gewählt.
Die Einwohnerzahl darf ich einschalten, ist hier nach der

alten Zählung genommen, weil die neue Zählung noch nicht
vorlag.

Abg. Wibel : Im klebrigen vollständig einverstanden
mit dem Vorschläge den Ausschusses, meine Herren, möchte
ich die Frage, die doch auch der Ausschuß sich aufgeworfen
hat, in Beziehung auf das Kirchspiel Wiefelstede Ihrer Er¬
wägung noch einmal anempfehlen, Ich verkenne nicht, daß
der Grund in der Regel durchschlagend sein mag: wo nicht
besondere Umstünde eintreten, da möchte man die Aemter,
die Kreise so lassen, wie sie sind. Indessen stützt sich dieses
doch nur aus die Voraussetzung: derjenige Kreis, der bisher
ein Amt bildete mit einander oder einen Civilgerichtskreis,
der würde auch in dem Verkehr des gewöhnlichen Lebens,
selbst in Nationalität, eine gewisse Einheit entweder ursprüng¬
lich schon gebildet, oder sich angeeignet haben. Das ist bei
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Wiefelstede in Bezug auf Rastede nicht der Fall , soweit ich
daß Kirchspiel Wiefelstede kenne — und ich kenne es ziemlich

genau , weil ich lange im Kreise Neuendurg als Mitglied des
Civilgeiichts gearbeitet habe und in einer untergeordneten
Stellung , welche mehr als die höhere unmittelbare Berüh¬

rung mit dem Volke giebt . Nach allen Erfahrungen , die
die ich damals gesammelt , und nach Allem , was ich spater
bei den vorgekommenen Wahlgeschäften der letzten Jahre , die
leider recht schnell auf einander folgten , wahrgenommcn habe,

habe ich bestätigt gefunden : wenn geschichtlich schon das
Kirchspiel Wiefelstede zum Ammerlande gehört , wenn

geschichtlich sich zeigt , daß Wiefelstede sogar die Kirche für
Edewecht lange gewesen ist , von wo Abgaben noch dahm

bezahlt werden , wenn man die Bewohner beobachtet , wie sie
ihren Ackerbau treiben , ihre Häuser und ihre ganze Lebens¬
weise eingerichtet haben , so findet man dort reines Ammer¬

land , während die übrigen Theile des Amtes , von denen das

Kirchspiel Rastede in grauer Vorzeit zwar auch zum Ammcr-
lande gehört hat , durch Einwanderungen und andere Ursachen
immer mehr in Sitten und Gebräuchen nach der Weise der

andern Landcstheile sich hingeneigt hat , wenn auch ursprüng¬
lich vielleicht die Bevölkerung eben so ammerländi ch war.
Zn Wiefelstede hat sich schon durch die abgeschlossene Lage

der ursprüngliche ammeriändische Volkscharakter erhalten.

Auch bei den neuen Wahlen ist es deutlich und klar ausge¬
sprochen , daß in Wiefelstede wenig Sympathie herrscht mit
dem übrigen Amte Rastede , weit mehr mit Zwischenahn und

Westerstede . Wenn nun außerdem sogar das Zahlenverhält-

niß dadurch besser würde , so möchte ich Ihnen den Antrag
dringend anempfehlen und bin überzeugt , sie würden dadurch

einen sehnlichen Wunsch der Wiefelsteder erfüllen , wenn sic das

Kirchspiel Wiefelstede zu dem Kreise Bockhorn - Westerstede

legten , ja es würde der Wunsch beider Theile , sowohl von
Rastede als Wiefelstede , erfüllt werden , und ich stelle den
Antrag:

Der Landtag beschließe:
„Das Kirchspiel Wiefelstede wird zu dem Wahlkreise
Westrrstede - Bockhvrn gelegt . "

Präsident : Ist der Antrag:
„Der Landtag beschließe:

Das .Kirchspiel Wiefelstede wird zu dem Wahlkreise
Westerstede - Bockhorn gelegt"

unterstützt ? (Er wird unterstützt .) Es hat sich Niemand wei¬
ter zum Wort gemeldet.

Abg . Strvdthoff : Ich möchte mich doch für den An¬

trag des Ausschusses hier erklären . Sollte eine andere Ein-

theilung hier stattsinden , so möchte es mehr passen , daß das

Amt Westerstede und das Kirchspiel Wiefelstede zusammen
gelegt würden , wogegen Bvckhorn allein bleiben könnte , und

dann Varel und Rastede zusammen gelegt würden . Wenn

Wiefelstede auch zum Ammcrland gehört , wie richtig bemerkt
wurde , so ist doch auch Zetel und Bockhorn wieder nicht zum

Ammerlande gehörend zu betrachten . Uebrigens möchte ich

auch noch den Wunsch aussprechen , daß auch der Vorschlag

des Ausschusses berücksichtigt werden möchte , daß die Wahl¬
orte wechseln mögen , wie hier angegeben ist.

Abg . Georg : Zch wollte auch nur blos bemerken , was

der Abg . Wibel  bemerkt hat,  daß es gewiß wünschenswerth
sei, daß Wiefelstede zu Westerstede und Bockhorn gelegt wird.
Denn nicht allein hinsichtlich des Ackerbaues , sondern auch

des Betriebs der Holzwaaren passen sie viel besser zusammen,

wie zu Rastede , und wünschen es die Wiefelsteder gewiß all¬

gemein , daß sie zu uns gehören und uns zugelegt werden
mögen.

Präsident : Es hat sich Niemand weiter zum Worte

gemeldet , und ich schließe daher die Discussion , vorbehaltlich
des letzten Wortes des Berichterstatters.

Abg . Niebour II . : Meine Herren , ich kann nicht in
Abrede stellen , daß sich für den Antrag Manches sagen läßt.

Es ist wahr , Wiefelstede liegt so günstig dazu , daß man cs
von Rastede ab zu dem Kreise Westerstede -Bockhorn lege , wie

nur ein Theil des Amts Rastede liegen kann . Zch muß je¬

doch sagen , daß mir die Gründe dafür nicht wichtig genug
sind . Es ist hervorgehoben worden , das Kirchspiel Wiefelstede

gehöre zum Ammerlande , dazu gehört aber Rastede auch.
Zch glaube auch überdem , daß das Kirchspiel Wiefelstede

mit Rastede eben soviel gemeinsames hat , wie Westerstede.
Es ist wahr , es herrscht in der polit . Richtung in den Kirch¬
spielen Wiefelstede und Rastede ein gewaltiger Unterschied.

Es sind zwei ganz getrennte Pa ' teien , die einen sind hierfür,
die andern dafür . Meine Herren , aber darnach  hat der
Ausschuß keine Wahlkreise bilden wollen . Es wurde geglaubt,

daß Dies von anderer Seite versucht wäre , der Ausschuß will

es aber nicht . Deshalb müssen wir auch bei dem Anträge

beharren.
Präsident : Es liegen vor die Anträge des Ausschusses:

„der Kreis Neuenburg wird in zwei Kreise getheilt,

nämlich
1 . Kreis Varel - Rastede , bestehend aus den Aemtern

gleichen Namens,
2 . Kreis Westerstede - Bockhorn , bestehend auS den

Aemtern gleichen Namens,
und werden in jedem Kreise 3 Abgeordnete gewählt ."

Es lst dazu von dem Abg . Wibel  das Amendement

gestellt:
„Das Kirchspiel Wiefelstede wird zu dem Wahlkreise
Westcrstede -Bockhorn gelegt ."

so daß darnach also der Antrag des Ausschusses diese Ab¬

änderung erfahren würde . Zch bringe zunächst das Amende¬
ment und dann den Ausschußantrag zur Abstimmung . Die

Herren , welche also wollen , daß nach dem Anträge des Abg.
Wiebel

„das Kirchspiel Wiefelstede wird zu dem Wahlkreise
Weiierstede -Bockhorn gelegt " ,

bitte ich aufzustehen . — Der Antrag ist mit 17 gegen 16

Stimmen abgelehnt . Diejenigen , welche jetzt den Auchchuß-
antrag , wie er im Bericht enthalten ist , amiehmm wollen,

bitte ich aufzustehen . — Er ist angenommen.
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Abg. Niebour II . (Berichterst., verliest) :
"III . Der Kreis Ovelgönne

hat zwar als Ganzes mehr Gemeinsames als der Kreis Neu¬
enburg, jedoch auch nicht einen solchen Mittelpunkt, und eine
solche Gemeinsamkeit wie der Kreis Jever.

Eine bedeutende Gemeinsamkeit der Interessen findet in
einem Theile  dieses Kreises ( dem stad- und butjadinger
Deichbande) hinsichtlich der Deichsachen statt, welche hier schon
seit langer Zeit eine recht lebendige gemeinsame Vertretung
eines größeren Bezirks hervorgerufen hat. Außerdem ist die¬
ser Bezirk durch das ihm gemeinsame butjadinger Landrecht
und überhaupt durch große Gleichheit der Interessen (der
ganze Bezirk ist Marsch) verbunden.

Hiernach und nach der übrigen Lage der Sache ist der
Ausschuß davon ausgegangen, daß der stad- und butjadinger
Dcichband mit dem früher auch zu ihm gehörigen Amte Land¬
wührden zusammen bleiben und als 1 Wahlkreis3 Abgeord¬
nete wählen müsse.

Der Rest des Kreises Ovelgönne, welcher zwar ziemlich
ungleiche Elemente enthält, bildet sodann den 2. Kreis, wel¬
cher 2 Abgeordnete zu wählen hat, und sich wohl nicht füg¬
lich noch weiter zertheilen läßf.

Der Ausschuß beantragt demnach hier:
1) der Landgerichtskreis Ovelgönene wird in 2 Wahlkreise

getheiit,
nämlich

s. Wahlkreis Abbchausen, bestehend aus den Aemtern
Burhave, Abbehausen(mit Ausschluß des Kirch¬
spiels Scefeld), Landwührdcn und den Kirchspielen
Esenshamm, Rodenkirchen und Golzwarden;

b. Wahlkreis Ovelgönne-Brake, bestehend aus dem Amte
Brake und den Kirchspielen Scefeld, Schwey und
Ovelgönne;

2) Der Wahlkreis Abbchausen wählt 3 Abgeordnete, der
Wahlkreis Ovelgönne-Brake aber 2 Abgeordnete."

Ich möchte hier zugleich die Bemerkung noch anknüpfcn, daß
im Ausfchußbericht nicht erwähnt ist, daß das erste was angeführt
ist, daß nämlich Stad - und Butjadingerland zusammen bleibe,
nicht ganz  erreicht ist, es kommt nicht hinzu das Kirchspiel
Ov-lgönne, welches allerdings zu Stad - und Butjadingerland
gehört, und auch ein Theil des Kirchspiels Seefeld kommt
nicht dazu, was auch dazu gehört.

Abg. Lübben : Der Ausschußbericht sagt unter andern,
daß ohne wichtige Gründe kein Kirchspiel und Amt zerrissen
werden solle, aber das ist hier offenbar der Fall. Es sind
die Aemtcr Abbehausen und Burhave getrennt, es ist das
Kirchspiel Seefeld von Abbehausen abgerissen und ebenso ist
auch das Kirchspiel Ovelgönne von Rodenkirchen getrennt und
zwar nicht all.in von dem Amte, sondern auch von dem
Deichbande. Man kann nie so richtig wählen, wenn sie nicht
ganz dazu gelegt werden. Wenn 2 Kirchipiele davon getrennt
sind, so ist es nicht mehr der Deichband, sondern ein zcrstük-
k.lier Bezirk und obgleich ich nicht großen Werth darauf
lege, so möchte ich doch darauf antragen, um wenigstens das

Princip bcizubchalten, daß die beiden Aemter Abbehauscn und
Burhave zusammen 2 Abg. wählen, was gerade mit der
Zahl paßt und die übrigen 3 Aemter Dedesdorf, Rodenkir¬
chen und Brake, welche 16587 Seelen enthalten, 3 Abg.

Ich sehe nicht ein, warum man hier ohneNoth die Arm¬
ier Brake, Rodenkirchen, Dedesdorf zerschneiden will, jeden¬
falls würden zusammen zu legen sein die Aemter Abbchausrn
und Burhave. Ich stelle den Antrag, daß die Aemter Ro¬
denkirchen, Dedesdorf und Brake 3 Abg. und die Aemtcr
Abbehausen und Burhave 2 zu wählen haben.

Präsident : Dieser Antrag ist unterstützt von den Abg.
Strackerjan , Barnstedt und v. Düring -Oetke n,
hat also noch nicht die genügende Unterstützung gefunden.
Ist der Antrag noch weiter unterstützt?

Abg. Wibel : Ich bitte, ihn zu verlesen.
Präsident : Der Antrag lautet:

„Die Aemter Burhave und Abbehausen wählen zu¬
sammen2 Abgeordnete.
„Die Aemter Dedesdorf, Rodenkirchen und Brake wäh¬
len zusammen3 Abgeordnete."

Der Abg. v. Finckh hat das Wort.
Abg. v. Finckh : Meine Herren, ausgehend von der

Grundansicht, die ich vorhin weitläufig besprochen habe, hatte
ich den Wunsch, daß der Kreis Ovelgönne völlig Aemt er¬
weise wähle, Burhave wählt 1, Abbehausen1, Rodenkirchen
und Landwührdcn2 und Brake 1 Abgeordneten.

Nach dem was ich vorhin gehört habe, ist nicht zu erwarten,
daß ein Antrag darauf Aussicht auf Erfolg habe. Aber ei¬
nen andern, dahin: Burhave und Abbehausen zusammen,
Rodenkirchen und Landwührdcn zusammen, und Brake allein,
den würde ich gestellt, und gehofft haben, ihn durchzusctzen,
wenn nicht der Abg. Lübben  den Antrag, der eben verle¬
sen worben ist, gestellt hätte. Da Herr Lübben  nun die
dortigen Verhältnisse besser kennt als ich, so will ich mich
diesem Antrags anschließen, und zur Unterstützung desselben
noch Einiges bemerken. — Daß der Deichband keine große
Bedeutung für die vorligenbe  Frage hat, ist schon hervor¬
gehoben. Das gilt aber umsomehr da, wie auch schon her-
vorgchobcn ist, der Deichband doch auch bei der vorgeschla-
gencn Eintheilung nicht vollständig  zusammenbleibt. Ebenso
verhalt es sich mit dem Budjadinger Landrechtc . Im
Landewührden  gilt dasselbe nicht , dagegen gehört Ovel¬
gönne  darunter, und meines Wissens ebenfalls Seefeld, was
beides Brake  zukommt. Außerdem ist aber durch den Vor¬
schlag des Ausschusses, wie schon kurz angedeutct wurde, das
Prinzip, was der Ausschuß, ich glaube ganz mit Recht, alö
Hauptbestimmungsgrunb selbst an die Spitze gestellt hat, näm¬
lich, daß man die Aemter nicht auseinander scheiden dürfte,
bedeutend verlassen. Es ist vom Amt Abbehausen etwas
weggcschnitten, vom Amte Rodenkirchen ebenfalls ein paar
Theile, und diese gar nicht mit einander in Verbindung ste¬
henden Lheile, sind dem Amte Brake, mit dem sie auch nichts
gemein haben, zugewie en, das, glaube ich, müssen wir vermei¬
den, und Alles was in politischen und anderer Beziehung
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zusammengehört und sich aneinander gewöhnt hat , bei ein¬

ander lassen , und zwar umsomehr , wenn man cs leicht errei¬

chen kann . Denn nach dem Vorschläge des Abg . Lübben

wählt das Amt Burhave  mit dem Amte Abbehausen , im

Ganzen also grade 12,800 Einwohner , 2 Abgeordnete . Fer¬
ner würde Rodenkirchen mit7815 und Landwührden mit 1716,

zusammen 9331 , dann das Amt Brake mit 7000 Einwoh¬
nern , drei Abg . zu wählen haben , diese Vertheilung ist of¬

fenbar nach der Zahl  sehr gut , die Aemtcr  bleiben ganz

zusammen,  und cs werden auch solche Acmter , die nicht

zu einander passen , nicht zu einander geschlagen . Denn kein

Theil von Landwührden hat andere Interessen , als das Amt
Rodenkirchen und Brake . Da Landwührden aber allein zu klein

ist, so muß es sterS irgendwo hingelegt werden.
Ich möchte also den Antrag des Abg . Lübben  drin¬

gend empfehlen.
Abg . Bargmann : Ich bin gegen den Antrag des

Abg . Lübben  und muß mich für den Antrag des Ausschus¬

ses aussprechen . Die Trennung eines Kirchspiels würde ich

nur höchst ungern und nur , wenn sie durch die dringendsten

Umstände geboten wäre , wollen , gegen die Trennung eines

Amtes nach Kirchspielen habe ich durchaus nichts zu erinnern.

Auf die geographische Lage der Aemter haben wir keine

Rücksicht zu nehmen , wir haben hier vielmehr Rücksicht auf

die Interessen zu nehmen , und da kommt denn eben , was

schon hervorgehoben worden ist , der Butjadinger Deichband
in Betracht . Der Abg . v . Finckh findet das nicht für

nöthig ; ich muß darauf aufmerksam machen , daß ein neues

Deichgesetz bevorsteht und wohl schon dem nächsten Landtage

vorgelegt werden wird , was aber sehr wichtig ist , weil be¬

nachbarte Wogteien zugezogen werden sollen und einen Con-

siickt in der Wahlversammlung herbeiführen könnte . Dann

ist auch für das Butjadinger Landrecht die Frage über das

Erbrecht von Erheblichkeit , weil nach dem Grundgesetz das

Stammerbrecht aufgehoben werden soll.

Abg . Schmedes : Ich muß mich auch entschieden gegen

'den Antrag des Abg . Lübben  erklären . Der Ausschuß hat

diejenigen Kirchspiele des Kreises Ovelgönne zusammengelegt,
die dieselben Interessen haben und die auch ihrer örtlichen

Lage nach zusammengehören . Der Abg . Lübben  will da¬

gegen die Aemter Abbehausen und Burhave als den einen,
und die Aemter Rodenkirchen , Brake und Dedesdorf als den

andern Wahlkreis zusammen legen und als hauptsächlichsten

Grund für solche Zusammenlegung führt er an , daß dann

nicht das Kirchspiel Seefeld vom Amte Abbehausen getrennt
werde.

Meine Herren ! das Kirchspiel Seefeld wird nach dem

Anträge des Ausschusses allerdings vom Amte Abbehausen

getrennt , der Ausschuß hatte dazu aber seine guten Gründe,
denn Seefeld hat meist ganz andere Interessen , wie der

übrige Theil des Amts Abbehausen , es besteht zum größten

Theil aus Moorländereien , es grenzt unmittelbar an das

Kirchspiel Schwey und bildet mit diesem und den Kirchspie¬

len Strückhausen , Ovelgönne und Hammelwarden ein zu¬

sammenhängendes Ganzes von gleichem Boden und gleichen

Interessen . Nur beim Kirchspiel Ovelgönne trifft dies nicht

ganz zu , der Ausschuß würde dasselbe auch mit dem Wahl¬

kreis Abbehausen vereinigt haben , wenn es nicht mitten im

Amte Brake läge . Mit Ausnahme des kleinen K̂irchspiels

Ovelgönne sind alle diejenigen Kirchspiele zu einem Wahlkreis

zusammenlegt , deren Boden theilweise aus Moorland besteht.

Eine solche Zusammenlegung ist aber sehr zu wünschen , ja

fast nothwendig , denn im Kreise Ovelgönne haben wir bei

den frühern Wahlen fast immer den Uebelstand gehabt , daß

ein förmlicher Handel bei der Wahl der Abgeordneten statt¬

fand . Dieser Handel kam besonders daher , daß die Wahl¬

männer aus denjenigen Kirchspielen , welche Moorländereien

hatten , gern einen Abgeordneten haben wollten , der ihre

Moorinteressen verträte , und da hieß es denn manchmal:

wenn ihr den und den wählt , wollen wir eure Kandidaten

mitnehmen . Um dies zu verhüten , kann der Landtag nichts

besseres thun , als die Wahlkreise so zu bilden , wie sie nach

Lage und Interessen zusammen gehören , und dies geschieht

nach dem Anträge des Ausschusses . Nach dem Anträge des

Abg . Lübben  sollen dagegen die Aemter Dedesdorf , Brake

und Rodenkirchen zusammen wählen . Dedesdorf würde also

mit Schwei und Strückhausen zusammengelegt werden . Wer

die Lage kennt , müßte die Dedesdorfer bedauern , wenn sie

mit Schwei und Strückhausen zusammen wählen sollten,

mit denen ihre Interessen nichts gemein , ja , womit sie überall

gar nichts Gemeinsames haben.
Meine Herren , ich muß Sie demnach dringend ersuchen,

den Antrag des Ausschusses anzunehmen und nicht den des

Abg . Lübben.
Abg . Strackerjan : Meine Herren , ich möchte mich

trotzdem doch für den Anrrag des Abg . Lübben  aussprechen.

Nach dem Ausschußantrage ist beabsichtigt , die gleichen In¬

teressen zusammen zu legen , namentlich die Interessen der

Kirchspiele Seefeld und Schwei , welche dieselben mit denen

der Mooranwohner im Amt Brake . Das mag sein . Aber

ich glaube , daß diese Interessen nicht allein maaßgebend sein

können . Die Kirchspiele Schwei und Strückhausen haben

mit dem Amte Rodenkirchen , wie das von Hrn . Lübben

schon gesagt ist , sehr viel Verkehr und viel Verbindung.

Dann möchte ich Sie darauf aufmerksam machen , was für

eine geographische Form diese Wahlkreise Ovelgönne - Brake

haben . Es ist ein schmaler Streifen , der zuerst an der Iahde

herläuft und dann quer durch das Land an die Weser und

eine Strecke an derselben heraufgeht . Es ist gar kein inne¬

rer Halt im Ganzen , in der Mitte liegt bloß der Knotenpunkt

Ovelgönne , der mit dem Ganzen aber wieder gar nichts ge¬

mein hat , als daß er in der Mitte liegt , wo der Strich von

der Iahde nach der Weser übergeht . Nach meiner Ansicht

hat das Amt Landwührden doch viel mehr gemein mit dem

Amte Rodenkirchen , als mit Abbehausen und Burhave . So¬

viel ich da bekannt bin , geht der ganze Verkehr von Dedes¬

dorf nach dem diesseitigen Weserufer immer nach dem kleinen

Siel hin und der liegt im Amte Rodenkirchen.
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Abg . Wibel : M . H. ! Sie haben vorhin freilich mir
und dem Kirchspiel Wifelstede nicht den Gefallen thun wol¬
len , es von einem Amte abzunehmen , mit dem es weniger
Interesse gemein hat . Indessen hier muß ich dem Ausschüsse
beistimmen , daß er sich nicht durch äußere Hindernisse von
der bestehenden Verwaltungseintheilung abhalten lassen möchte,
einen zweckmäßigen Kreis zu bilden . Daß aber der Kreis
der zweckmäßigere sei , wo der wichtige Unterschied zwischen
Moor - und Deichlands -Jnteresse die Norm giebt , das , glaube

ich, ist so klar , daß es kaum noch einer Ausführung bedarf.
Der Abg . Strackerjan  hat zwar gesagt , die Abwässerungs¬
interessen wären bei der anderen Eintheilung , die der Abg.
Lübben  vorgeschlagen hat , besser gewahrt . M . H ., ich
glaube nicht , daß das ein Beweggrund sein kann . Die Ab¬
wässerung hat für beide Theile naheliegenden Nutzen , und da
ist die Einigung leicht . Wo aber die Frage entsteht , wer
soll den Deich mitbauen und wer soll beitragen zu dieser oft
erdrückenden Deichlast ? da ist heftiger Widerstreit vorauszu¬
sehen . Wenn es sich handelt um eine Angelegenheit des
täglichen bürgerlichen Lebens , wie bei der Abwässerung , da
führen gemeinsame Interessen , wo man solche hat , leicht zur
Einigung , da braucht man nicht einen Abg . dafür im Land¬
tage zu bestellen , denn diese Frage wird schwerlich im Landtage
zur Berathung kommen . Die anderen Fragen aber um die großen
staatlichen Anlagen kommen zur Berathung und — möge es
gnädig vorübergehen ! — sie werden sehr harte Kämpfe Her¬
vorrufen in diesem Saale . Da ist es nöthig , daß wir eine
rechte Vertretung finden können für beide Interessen , die
einander die Waage halten.

Abg . Lindemann : Meine Heeren , mit den Lokalitäten
und andern Verhältnissen des Kreises Ovelgönne weniger
vertraut , habe ich nur meinen Collegen im Ausschüsse folgen
müssen . Wenn ich Ihnen also unfern Antrag empfehle , so
habe ich nur einen einzigen praktischen Grund , der noch nicht
hcrvorgehoben ist . Das ist der , daß die Theilung , die uns
der Abg . Lübben  vorschlägt , einen Wahlkreis wieder bilden
soll , der nur eine Person wählt . Nun (mehrere Abgg . :
Nein , sondern 2 und 3 -— nach hierüber er >olgter Verstän¬
digung :) ich bitte , das Ganze auszulassen.

Präsident : Es hat sich Niemand weiter zum Wort
gemeldet und erkläre ich die Discussion über diesen Theil des
Ausschußberichts für geschloffen . Es liegen noch zwei An¬
träge vor . Der erste Antrag des Ausschusses geht dahin:

1) der Landgerichtskreis Ovelgönne wird in 2 Wahlkreise
gelheilt , nämlich:

r>) Wahlkreis Abbchausen , bestehend aus den Aem-
tern Burhave , Abbehausen ( mit Ausschluß des
Kirchspiels Seefeld ) , Landwührden , und den
Kirchspielen EscnShamm , Rodenkirchen und
Golzwarden;

d) Wahlkreis Ovelgönne - Brake , bestehend aus dem
Amte Brake und d . n Kirchspielen Secfeld,
Schwcy und Ov . lgönne;

2 ) Der Wahlkreis Abbehausen wählt 3 Abgeordnete , der
Wahlkreis Ovelgönne -Brake aber 2 Abgeordnete . "

Dagegen stellt der Antrag des Abg . Lübben:  folgende
Eintheilung:

„Die Aemter Burhave und Abbehausen wählen zu¬
sammen 2 Abgeordnete . Die Aemt . r Dedesdorf,
Rodenkirchen und Brake wählen zusammen 3 Ab¬
geordnete . "

Ich bringe zuerst den Antrag des Abg . Lübben  und dann
den Antrag des Ausschusses zur Abstimmung und bitte die¬
jenigen Herren , welche dem Anträge des Abg . Lübben  bei¬
stimmen , aufzustehen . — Der Antrag ist abgelehnt . — Ich
bitte diejenigen Herren , welche den Antrag des Ausschusses
annehmen wollen,  aufzustehen . — Der Antrag ist ange¬
nommen.

Abg . Niebour II . ( Berichterstatter , verliest ) :
IV. Die Landgerichtskrcise Oldenburg und Delmenhorst

haben dem Ausschüsse die bedeutendsten Schwierigkeiten dar-
gebotcn.

Die verschiedenen Anträge sind bis jetzt nicht schlüssig
festgestellt , weil die anfänglichen Beschlüsse in der letzten

Sitzung des Ausschusses roch wieder bedeutende Anfechtung
erfuhren und leider die für die Kreise Oldenburg uud Del¬
menhorst gewählten Ausschußmitglieder schon abgereist waren.

Der Ausschuß behält sich hier seinen Bericht vor , kann
dies auch um so mehr , als die Entheilung dieser Kreise - auf
die übrigen Landgerichtskreise von keinem Einflüsse sein kann,

Abg . Kaiser : Ich möchte gern in dieser Beziehung
wegen Verkleinerung der kleinen Wahlkreise der Urwahldistrikte
einen Antrag stellen.

(Der Abg . Kaiser  überreicht den Antrag dem Prä¬
sidium)

Präsident : Der Antrag lautet:
„die Landgemeinde Oldenburg bildet zwei Urwahldistricte:

1) Die Dorsschaftcn Etzhorn , Wahnbcck , Ipwege , Ohm¬
stede , Bornhorst , Moorbausen und Donnerschwee , zu¬
sammen mit 2641 Einwohnern , den östlichen District;

2 ) die Dorfschaften Bloh , Bloherfelde , Ösen , Wehnen,
Wechloy , Ofenerfeld , Metjendorf und Eversten , zusam¬
men mit 2S11 Einwohnern , den westlichen District ."

Dieser Antrag ist genügend unterstützt.
Wir beschäftigen uns in diesem Augenblicke mit der Ein¬

theilung der Wahlkreise . Dieser Antrag bezieht sich auf die
Eintheilung der Wahldistrikte . Es ist nachher vom Ausschuß
in Beziehung auf das Fürftenthum Birkenfeld ein ähnlicher
Antrag gestellt . Ich glaube , daß wir vorläufig diesen An¬
trag noch zurücklegen können und einstweilen in Berathung
der übrigen Anträge , fortfahren.

Abg . Wibel : Ich möchte bitten , ob nicht dieser An¬
trag — für den ich ein lebhaftes Interesse nehme , weil ich
ihn für sehr zweckmäßig halte , namentlich auch , um diejenige
Schattirung der Meinungen zu befördern , die auch die Staats¬
regierung angestrebt har , nach ihrem Erlasse wegen des Wahl¬
gesetzes in die Wahlhandlung hineinzubringen — daß wir
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diesen Antrag dem Ausschüsse überweisen, um darüber zu be-
rathen und Bericht zu erstatten. Ich glaube, der Ausschuß
würde vi-lleicht von diesem einzelnen Beispiele auch Veran¬
lassung nehmen, bei manchen anderen Kirchspielen das Be-
dürfuiß zu fühlen, bei den Urwahldistricten eine Theilung ein-
treten zu lassen.

Abg. Strackerjan : Ich hatte beabsichtigt, auch einen
Antrag zu stellen zu ß. 9. des Wahlgesetzes. Nun aber der
Antrag des Abg. Kaiser  gestellt ist, erlaube ich mir, wenn
der Herr Präsident es gestattet, den Antrag vorzulesen, damit
er dann auch von dem Ausschuß berathen werden könnte.
Der Antrag lautet:

Zu tz. 6. des Wahlgesetzes vom 18. Februar 1849 zu
A. im Herzogthume Oldenburg,  am Schlüsse hinzu¬
zusetzen:

//Wahlbezirke, welche mehr als zwölf Wahlmänner zu
wählen haben, können nach dem Anträge der Ge¬
meinde-Vertretung von der Provinzialregierungin
mehrere Abtheilungen zerlegt werden, jedoch darf da¬
durch die Zahl der Wahlmänner des ursprünglichen
Walbezirks nicht vermehrt werden."

Darf ich noch ein paar Worte hinzufügen? Ich halte cs
nämlich für sehr wünschenswcrth, daß für die Urwahlen nicht
blos die Landgemeinde Oldenburg, sondern auch andere Ur-
wahlbezirke, zumal die Stadtgemeinde Oldenburg, in mehrere
Urwahlbezirke zerlegt werden; ich glaube aber, daß wir in
unserer Versammlung nicht die genügenden Lokalkenntnisse
haben, um das durchzuführen. Deshalb schien es mir wün¬
schend werth, daß die Möglichkeit gegeben werde, solche Ver¬
hältnisse auch später noch zu berücksichtigen. Es schien mir
angemessen, eine bestimmte Grenze dafür zu setzen und deshalb
habe ich die Zahl von 12 Wahlmännern als die Grenze ange¬
nommen, wornach bei Gemeinden von etwa 3000 Einwoh¬
nern die Theilung in mehrere Wahlbezirke möglich würde.
Die Zustimmung der Provinzialregierung schien mir nöthig,
UM einen Mißbrauch zu verhüten.

Abg. Luerßen : Eine ähnliche Abänderung, wie der
Abg. Kaiser  beantragt hat, möchte ich auch für die Kirch¬
spiele Elsfleth und Brake befürworten, da dei denselben sich
Aehnlichcs herausgestcllt, indem die Ortschaften, wo die Leute
nahe zusammen wohnen und sich also leichter verständigen
können, fast ganz allein aus ihrer Mitte die Wahlmänner
gestellt haben, und so die ländlichen Bezirke fast ganz aus¬
geschlossen sind. — Ich möchte auch dieses an den Ausschuß
verwiesen haben.

Abg. Eöibel : Sofern der Antrag Strackerjans  an
meinen Vorschlag sich anschließen will, muß ich mich doch
in eurer Beziehung dagegen verwahren. Wenn der Abg.
Strackerjan  gewünscht hat, daß der Antrag des Abg.
Kaiser an  den Ausschuß komme, so ist das auch meine
Meinung. Dem Kaiser 'schen Anträge wünsche ich dann
eine günstige Aufnahme. Dem Stracker  ja n'schcn Antrag
wünsche ich das nicht. Daß die Regierung auf Grund der
Wünsche der Gemeindevertretungen, wie sie jetzt beste¬

hen,  einschrcite und die Districte zurecht mache — nun
und nimmer!

Präsident : Diese Anträge geben demnach erst an den
Ausschuß. Der Ausschuß muß ohnehin weiter berathen und
wir sind auch augenblicklich nicht im Stande, weil die stati¬
stischen Notizen nicht zur Hand liegen, diesen Gegenstand
einer genaueren Berathung zu unterziehen. Ich ersuche Sie,
im Bericht forrzufahren.

Abg. Niebour II . (Berichterstatter) : V. Hinsichtlich
des Kreises Vechta ist der Ausschuß, mit Berücksichtigung
seiner obigen Erwägungen, für 3 Wahlkreise mit je 2 Abge¬
ordneten, so daß je 2 der in der Verordnung vom 17. Decbr.
v. I . gebildeten Wahlkreise zusammen gelegt, bez. der Wahl¬
kreis Damme unverändert bcibehalten wird. Die sich darnach
ergebende Zertheilung der Aemler Vechta und Dinklage sieht
der Ausschuß hier nicht zu vermeiden.

Der Ausschuß schlägt also folgende Wahlkreise vor:
1) Wahlkreis Vechta, bestehend aus den Kirchschpielen

Vechia, Oythe, Lutten, Langförden, Goldenstedt und
Visbeck mit 10,852 Einwohnern und 2 Abgeordneten,

2) Wahlkreis Lohne-Dinklage, bestehend aus den Kirch¬
spielen Lohne, Vestrup, Dinklage und Bakum, mit
11,411 Einwohnern und 2 Abgeordneten.

3) Wahlkreis Damme, bestehend aus dem Amte Damme
und dem Kirchspiele Steinfeld, mit 12,961 Einwoh¬
nern und 2 Abgeordneten.

Präsident : Da Niemand hier das Wort verlangt hat,
so bringe ich den Antrag unter Annahme des Schlusses zur
Abstimmung. Also der Antrag lautet:

»1) Wahlkreis Vechta,  bestehend aus den Kirchspielen
Vechta, Oythe, Lutten, Langförden, Goldenstedt und
Visbeck mit 10,852 Einwohnern und 2 Abgeordneten,

2) Wahlkreis Lohne-Dinklage, bestehend aus den Kirch¬
spielen Lohne, Vestrup, Dinklage und Bakum, mit
11,411 Einwohnern und 2 Abgeordneten,

3) Wahlkreis Damme, bestehend aus dem Amte Damme
und dem Kirchspiele Steinfeld, mir 12,961 Einwoh¬
nern und 2 Abgeordneten."

Ich bitte die Herren, welche den Antrag annehmen wol¬
len, aufzustehen. — Der Antrag ist angenommen.

Abg. Niebour II . (Berichterstatter) verliest:
VI. Hinsichtlich des Kreises Cloppenburg sieht der Aus¬

schuß keinen Grund, das Kirchspiel Krapendorf vom Amte
Cloppenburg, daS Kirchspiel Löningen vom übrigen Amte Lö¬
ningen zu trennen, ist vielmehr der Ansicht, daß diese zusam¬
mengehörige Stücke auch zusamnien bleiben und wählen müssen.
Das Amt Kriesoythe muß dagegen auch nach der Ansicht des
Ausschusses, wie in der Verordnung vom 17. Decbr. v. Z.
bestimmt, einen Wahlkreis für sich bilden, wegen seiner abge-
trcnntcn Lage und auch theilweise besonderen Interessen.

Der Ausschuß schlägt hier demnach folgende Wahlkreise
vor:

1) Wahlkreis Cloppenburg, bestehend aus dem Amte



gleichen Namens mit 11,086 Einwohnern und 2 Ab¬

geordneten;
2) Wahlkreis Löningen , bestehend aus dem Amte gleichen

Namens mit 13,002 Einwohnern und 2 Abgeordneten.

3 ) Wahlkreis Fricioythe , bestehend aus dem Amte glei¬

chen Namens mit 8,575 Einwohnern und 1 Abge¬
ordneten.

Ich darf hier bemerken , daß auch hier die Zahlen ange¬

nommen sind , wie sie bei der früher » Volkszählung sich her¬

aus gestellt haben . Nach den letzten mir eben zu Händen

gekommenen Anzeigen habe ich gesehen , daß der Kreis Clop¬

penburg auf einen Abgeordneten mehr Ansprüche hat.

Abg . v . Finckh : Das ist ein Druckfehler , die Bevöl¬

kerung hat ab genommen.
Abg . Wehage : Nach der neuesten Volkszählung be¬

trägt die Bevölkerung 33,200.
Abg . v . Finckh : DaS ist ein Addinonsfehler . Es

muß 32,000 heißen.
Abg . Strackerjan : Daß cs ein Druckfehler ist, er¬

zieht sich, wenn die Herren die Zahl der männlichen und

weiblichen Bevölkerung zusammenzählen wollen . Es muß

heißen 32000.
Abg . Niebour II . (Berichterstatter ) : So würde diese

Bemerkung hier Wegfällen und würde es hiernach bei dem

Anträge des Ausschusses bleiben.

Präsident : Ich bitte unter Annahme des Schlusses

diejenigen Herren , welche dem Ausschuß - Anträge:

„1 ) Wahlkreis Cloppenburg , bestehend aus dem Amte glei¬

chen Namens mir 11,086 Einwohnern und 2 Abge¬

ordneten,
2 ) Wahlkreis Löningen , bestehend aus dem Amte gleichen

Namens mit 13,002 Einwohnern und 2 Abgeordneten,

3 ) Wahlkreis Friesoythe , bestehend aus dem Amte glei¬

chen Namens mit 8,575 Einwohnern und 1 Abge¬

ordneten " ,

beitreten wollen , aufzustehen . — Er ist angenommen.  —

Berichterstatter Abg . Niebour H . (verliest ) :

VII. Das Fürstenth . Lübeck ist nach Ansicht des Ausschusses

nach seiner örtlichen Zertheiltheit in zwei von einander getrennte

Stücke auch in zwei Wahlkreise mir je 2 Abgeordneten zu

theilen , wobei eine weitere Theilung des Amts Eutin , jo daß

das eine Stück mit der Stadt Eutin , das andere für sich

wähle , dem Ausschüsse nicht gerechtfertigt scheint.

Der Ausschuß schlägt deshalb folgende 2 Wahlkreise , de¬

ren Ungleichheit unvermeidlich scheint , vor:

1) Wahlkreis Eutin , bestehend aus Stadl und Amt Eu¬

tin mit 11,894 Einwohnern und 2 Abgeordneten,

2 ) Wahlkreis Schwartau , bestehend aus dem Amte

Schwartau mit 9,623 Einwohnern und zwei Abge¬
ordneten.

Präsident : Da sich Niemand hier zum Wort gemeldet

hat , so bringe ich ebenfalls unter Annahme deS Schlusses

den Antrag zur Abstimmung . Der Antrag lautet dahin:
2L

- ,,l ) Wahlkreis Eutin , bestehend aus Stadt und Amt Eu¬

tin , mit 11,894 Einwohnern und 2 Abgeordneten,
2 ) Wahlkreis Schwartau , bestehend aus dem Amte

Schwartau , mit 9,623 Einwohnern und zwei Abge¬
ordneten . " '

Diejenigen Herren , welche diesen Antrag annehmen wol¬

len , bitte ich aufzustehen . — Der Antrag ist angenommen.
Abg . Niebour II . ( Berichterst . verliest ) :

VUl . Zm Fürstenthum Birkenfeld bilden hohe Berg«

und die Verschiedenheit der Industrie und commerciellen In¬

teressen zwischen den Aemtern Birkcnfeld und Nohfelden auf

der einen und dem Amte Oberstem auf der andern Seite

eine Scheidewand , nach welcher sich die Eintheilung des Für¬

stenthums in zwei Wahlkreise von selbst ergiebt , so baß auf

Birkenfeld und Nohfelden ( 17,410 Einwohner ) 3 Abgeord¬

nete und auf Oberstein ( 12,661 Einwohner ) 2 Abgeordnete
kommen.

Eine weitere Zerthcilung hält der Ausschuß für unzweck¬

mäßig und beantragt deshalb hier folgende Wahlkreise:

1) Amt Birkenfeld und Amt Nohfelden mit 3 Abgeord¬

neten,
2 ) ,Amt Oberstein mit 2 Abgeordneten.

Abg . Barleben : Dasselbe , was vom Abg . Werry

vorher gegen die Verbindung von Nohfelden , Brombach und

Leifel vorgebracht wurde , spricht auch gegen den Antrag deS

Ausschusses hinsichtlich der Bildung des Wahlkreises Bir¬

kenfeld und Nohfelden . Beide Aemter begreifen zwar durch¬

gängig ackerbautreibende Einwohner und mögen in dieser

Beziehung vielfach gleiche Interessen haben . Allein in die¬

sen Interessen vereinigen sich wohl die meisten Bezirke deS

Landes . Zn allen anderen hier Einfluß habenden Beziehun¬

gen stehen beide Aemter sich mehr fern.
Wenn der Landtag nun auch Wahlkreise mit zwei oder

mehreren Abgeordneten durch seinen Beschluß als Regel auf¬

gestellt hat , so möchte ich doch eine Abweichung von dieser Re¬

gel schon deshalb Vorschlägen , damit wenigstens die Bezirke

und Einwohner , welche in anderer Beziehung vielfach schon

durch die Amts - und Bürgermeisterei -Verbindung gemeinschaft¬

liche Interessen haben ihre eigene Vertretung erhalten.

Ich stelle deshalb den Antrag:
„Die Aemter Birkenfeld und Nohfelden bilden zwei

Wahlkreise:
1 . Wahlkreis bestehend aus dem Amte Birkenfeld und

der Bürgermeisterei Achtelsbach , zur Wahl von zwei

Abgeordneten.
2 . Wahlkreis aus den Bürgermeistereien Nohfelden und

Neunkirchen zur Wahl eines Abgeordneten.

Präsident : Der Antrag ist unterstützt von Werry
und Böckcl.

Hat er noch sonst Unterstützung gefunden?
Er ist hinreichend unterstützt.

Abg . Görlitz : Ich bin gegen diesen Antrag , weil er

die bereits zum Beschluß erhobenen Grundsätze des Ausschus¬

ses verläßt , nämlich die , daß die Gemeinsamkeit der Jnteres-
50
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sen und die Gemeinsamkeit des Verkehrs so wie der Verwal¬
tung möglichst zu berücksichtigen sind.

Die Aemter Birkenfcld und Nohfelden sind, wie schon
verschiedentlich hervorgehvbcn worden ist, eng mit einander
verbunden, sie haben fast ganz gemeinsame Erwerbsquellen,
sie treiben beide Ackerbau und Viehzucht und haben dafür ih¬
ren Markt in Birkenfcld. Die Lebensweise ist eine ganz gleiche
Zm Amte Oberstem wird dagegen fast ausschließlich nur Han¬
del und Gewerbe getrieben und der Verkehr, die Lebensweise,
die Sitten sind dort ganz anders als in Birkenfcld und
Nohfelden.

Zn einem Theile des Amtes Oberstem, der vielleicht
nicht dazu gerechnet werden kann, in der Bürgermeisterei
Hcrrnstein ist jedenfalls daS Gewerbe prävalirend, die Ver¬
sammlung wird daher nicht auf den Antrag eingchen können,
eben weil er geradezu gegen die zum Beschluß erhobenen
Grundsätze verstößt.

Abg. Werry : Ich habe den Antrag mit unterstützt,
um gerade hem Abg. aus Nohfelden Gelegenheit zu geben, sich
darüber auSzusprechcn. — Der Theil des Amtes Nohfelden,
welcher hier in Frage steht, hat niemals eine rege Theil-
nahme an den Wahlen bewiesen, er wird auch ferner wenig
Aheilnahme zeigen, wenn wir rhn nicht besonders wählen
lassen. Das Bedenken liegt allerdings vor, daß gegen unser
Prinzip hier ein Wahlkreis angenommen werden müßte, der
blos einen Abg. zu wählen hätte, allein ich wüßte nicht,
ob daß so bedenklich wäre, namentlich in Betracht der Ver¬
hältnisse im Fürstenthum Birkenfeld, wo sich in der Regel
zwei Parteien bilden, die sich schroff gegenüber stehen. Wenn
da ein dritter Theil hinzu käme, der ihnen die Stange
hielte, und so das Gleichgewicht zwischen den beiden Parteien
hergestellt wäre, so würde das vielleicht recht zweckmäßig
sein. Deshalb muß ich den Antrag unterstützen.

, Abg. Mölling : Ich möchte es doch sehr bedenklich
halten, den Antrag des Abg. Bar leben anzunchmen. Die
Gründe, die für denselben entwickelt sind, scheinen mir völlig
unerheblich. Die Znlereffen des Amts Birkenfeld, so viel ich
davon gehört habe, obgleich ich es nicht genug kenne, schei¬
nen dieselben wie in den übrigen LandeStheilen. Sie begrün¬
den die Spaltung nicht. Alles, was für große Wahlkreise
spricht, scheint auch h'er einzrilrcren. Deshalb möchte ich
empfehlen, hier nicht davon abzuweichen, da wir einmal, wie
der Abg. Görlitz richtig bemerkt Hat, das Prinzip ange-
«ommen chahtzn.

(Vicepräsident Wibel übernimmt den Vorsitz.)
Viccpräsident : Der Abg. Kitz hqt, das Wort.
Abg. Äitz: Zch möchte auch darauf aufmerksam machen,

haß. durchaus keine triftigen Gründe, die uns ausnahmsweise
bestimmen könnten, hier von dem bisherigen Prinzip abzu¬
gehen, vorgebracht sind. Wir haben bisher im Ausschußbc-
richt uns davon leiten lassen, baß, wo gleiche Wünsche und In¬
teressen vorhanden sind, wir uns nicht an ein starres Zahleyprin-
PP binhen wollen; doch bilden Wahlkreise zu 2.̂ Z Mg -,die
Regel. Nur ifl. einem Falle sind wir davon abgegangen,

beim Kirchspiel Friesoythe, weil eben dieses Kirchspiel zn ent¬
fernt liegt, um mit Cloppenburg wählen zu können. — Die
Bürgermeistereien Nohfelden aber mit Birkenfeld zusammen
zu legen und aus dem Nohfelder Amts-Verbande heraus zu
nehmen und dann die Bürgermeisterei Neunkirchen mit Ach¬
telsbach zu verbinden, — das ist ein Vorschlag, der weiter
durch keine Gründe unterstützt ist, als durch den etwa, auf
welchen der Abg. Werry aufmerksam gemacht hat, daß die
Leute nämlich sich so mehr für die Wahl interessircn. Zch
glaube aber, das Interesse rufen wir auf diese Weise auch
nicht hervor, sondern eher durch die natürliche Vereinigung
deS Zusammengehörigen. Wenn die Wahlmänner so nahe
zusammen wohnen, so glaube ich, können sie immer diesen
Gang zum Wahlorte ihrer Mitte machen. Die Erleichterung
der Wahlen in Birkenfcld geschieht dadurch, daß wir die
Bürgermeistereien nicht mehr als Wahldistrikte annehmen,
sondern als solche, die Gemeinden feststellen, aber die Wahl¬
kreise so zu verkleinern, daß wir aus einem Wahlkreis nur
einen Abg. wählen lassen, um die Leute zu größerm Interesse
anzuregen, — dies scheint mir kein Grund, um von diesem
bei allen übrigen Kreisen beobachteten Verfahren abzugchen.
Besondere Gründe müssen aber vorliegen, wenn die Herren
blos für Birkenfeld eine Ausnahme machen wollen.

Abg. Barleben : Zn anderen Fällen sind schön Aus¬
nahmen von der aufgestellten Regel gemacht worden. Die
Gründe für solche Ausnahmen sind, wie der Abg. Kitz be¬
merkt, aus der Entfernung hergeleitet. Dieselbenkann ich
für die von mir vorgeschlagene Einthcilung der beiden Aemter
in zwei Wahlkreise auch geltend machen, und gerade die
Entfernung der Orte muß auch hier maaßgebend sein. Es
sind wenigstens 10 Orte in den beiden Bürgermeistereien
Nohfelden und Neunkirchen, die 4 bis 5 Stunden von Bir-
kcnfeld entfernt liegen. Die eine Bürgermeisterei, die ich
Ihnen zur Verbindung mit Birkenfeld vorgeschlagen habe,
grenzt unmittelbar an das Amt Birkenfeld unv fast alle
Orte dieser Bürgermeistereien sind kaum 1 Stunde von Bir¬
kenfeld entfernt.

Abg. Görlitz : Zch habe noch nie eine Beschwerde
darüber gehört, daß die Wahlmanner des Amts Nohfelden
nach Birkenfeld zur Wahl eines Abg. haben kommen müssen,
wohl aber über die Größe des Wablvistrikis, indem die
Reise nach dem Bürgermeistereivrteden Leuten zu mühsam iss
Zch glaube also nicht,, daß im mindesten ein Interesse vor¬
liegt, daß deshalb eine Abänderung getroffen werde von dem
bereits angenommenen Grundsätze.

Vicepräsident : Wünscht Niemand mehr das Wort?
Wrvn. eS der Berichterstatter haben will, so fordere ich ihn
dazu auf. .

Abg. Niebour II. (Berichterstatter) : Zch habe nup noch
ein paar Worte hinzuzufügen. Zch kann kein großes Beden¬
ken darin finden, wenn hinreichende Gründe daliegen, daß
nur ein Abgeordneter gewählt wird, weil ich darin gar kein
Prinzip berücksichtigt sehen möchte, sondern nur die Zweckmä¬
ßigkeit. Bon Ken Gegnern des Auöschußanlrags ist aber selbst
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zugegeben , die A-emter Birkenfeld und Nohfelden hatten we¬
nigstens die Ackerbautreibenden Interessen gemein . In allen
übrigen (noch einer Einwendung des Abg . Barlcben :)

Es ist gesagt , sie batten Ackerbauintcressen gleich , aber

in allen übrigen Beziehungen wären die Interessen ungleich,
es ist aber nicht angegeben , welche Beziehungen dieses seien.
Dann ist sür den Antrag die Entfernung angeführt und ge¬

sagt worden , daß in den Kreisen , die wir vorgeschlagen hät¬
ten , die Wähler manchmal 4 , 5 Stunden vom Wahlorte ent¬

fernt sein könnten . Es ist eine Entfernung , wo der Wahl¬
mann morgens ausgeht und Abends nach Hause kommt . Ob
er einen halben Tag mehr braucht oder nicht , scheint mir

ohne Einfluß zu sein . So wichtig ist das Geschäft wohl,
daß man ihm einen Tag opfern kann . Das scheint mir also

kein genügender Grund gegen den Antrag des Ausschusses

zu sein.
Viceprä ' fident . Es wird zunächst abzustimmcn sein,

über den Antrag des Abg . Barleben  der dahin lautet:
„Die Aemter Birkenfeld und Nohfelden bilden zwei

Wahlkreise:
1. Wahlkreis bestehend aus dem Amte Birkenseld und

der Bürgermeisterei Achtelöbach zur Wahl von zwei
Abgeordneten.

2 . Walhlkreis aus den Bürgermeistereien Nohfelden und

Neunkirchen zur Wahl eines Abgeordneten . "
Ich ersuche die Herren , die den Antrag annehmen wol¬

len , sich zu erheben . —
Er ist abgelehnt gegen 5 Stimmen.
Darauf würde ich den Antrag des Ausschusses zur Ab¬

stimmung bringen , welcher lautet:
„1 . Amt Birkenfeld und Amt Nohfelden mit 3 Abge¬

ordneten,

2 . Amt Oberstein mit 2 Abgeordneten . "
Diejenigen Herren , die diesen Antrag annchmen wollen,

ersuche ich sich zu erheben . —
Er ist angenommen.
(Präsident Kitz  übernimmt den Vorsitz wieder .)

Abg . Niebour ll . (verliefst ) : Zu §. 1. der Vorordnung
vom 17 . December  v . I ., dessen Zweckmäßigkeit im klebri¬

gen anerkannt wird , ist Folgendes zu bemerken:
Im Fürstenthum Birkenseld sind 42 Gemeinden , welche

unter 250 , und 12 Gemeinden , welche unter 100 Einwoh¬

ner haben . In Imsbach exijiirt bekanntlich nur 1 Urwäh¬
ler.  Auf so viele kleine Gemeinden kann der §. 4 des Wahl¬

gesetzes vom 18 . Februar v. I . keine Anwendung finden.
Es wird daher zu dem tz. 1 der Vorordnung vom 17 . Decbr.

v . Z . der Zusatz beantragt:
Gemeinden , deren Bevölkerung weniger als 250 Ein¬
wohner beträgt , werden von der Regierung unter sich

oder mit anderen zu Wahlbezirken vereinigt.
Daß diese Bestimmung auf andere .Landestheile keine An¬

wendung findet , ergiebt sich von selbst.

Abg . Strackerjan : ^ habe den Antrag allerdings
auch .so verstanden , als wenn er nur sür das Fürstcnthum

Birkenseld gelten sollte . Ich sehe aber keinen Grund , warum

man bezüglich Birkenseld sagen sollte , es sollen die kleinen Ur-
wählerbezirkc einem andern zugelegt werden , während man
das in den übrigen Landestheilen nicht thut . Ich möchte

daher Vorschlägen , daß der Zusatz allgemein gesetzt würde,
dann würde aber ein Widerspruch entstehen mit dem Z. 4
des Wahlgesetzes v. 18 . Febr . v. I ., worin es heißt : daß
jeder Wahlbezirk wenigstens einen Wahlmann zu wählen hat.

Dieser tz. müßte dann aufgehoben werden , dann scheint

mir aber doch der Ausschußantrag in dieser Fassung nicht zur
Annahme empfohlen werden zu können . Er sagt nämlich,

wenn keine 250 Einwohner in einem Wahlbezirke sind,
so solle er einem Andern zugelegt werden und da entsteht dann
wieder ein Widerspruch.

Es genügt nätnlich schon ein Ueberschuß von 125 bei

den größern Wahlbezirken , um einen Wahlmann mehr zu

wählen . DaS gründet sich auf tz. 3 des Wahlgesetzes . Des¬
halb möchten meines Erachtens die Gemeinden , welche we¬
niger als 250 , aber mehr als 125 Einwohner haben , auch

einen Wahlmann wählen können . Ich beanirage daher , daß
im Auöschußanrrage statt „ weniger als 250 Einwohner " gesagt
werde : »weniger als 125 Einwohner », und daß dann dieser
Zusatz am Schlüsse des tz. gesetzt würde , wodurch er dann

für das ganze Großherzogthum Geltung hätte . ES sind , bei¬
läufig bemerkt , nach der frühen Zählung 17 Gemeinden unter
125 Einwohnern im Fürstenthum Birkenfeld , 27 von 125

bis 250 und ich sehe nicht ein , wie man , ohne ungerecht zu
sein, diesen 27 Gemeinden , die über 125 Einwohner haben,

ihr selbständiges Wahlrecht nehmen kann . Hier im Herzog¬
thum sind auch 2 Gemeinden , die keine 250 Einwohner

haben und doch selbständig wählen dürfen ; es sind die Land¬

gemeinden Friesoythe und Westrum.
Präsident : Also der Antrag lautet:
„Zu tz. 1 der Verordnung vom 17 . December 1849:

In dem Ausschuß - Anträge werve gesetzt „ 125 " statt
„2 0̂ ".»

Ist der Antrag unterstützt ? — ( Die Unterstützung erfolgt .)
Ferner:

„Der Ausschuß - Antrag werde unter Streichung des
tz. 4 des Wahlgesetzes vom 18 . Febr . 1849 an den

Schluß des tz. 6 gesetzt ."
Ist dieser Antrag unterstützt ? — Er ist unterstützt.
Abg . Nvell : M . H ., was den vom Ausschuß Ihnen

ausnahmsweise für das Fürstenthum Birkenseld vorgeschla¬
genen Zusatz zu dem tz. I . der Wahlordnung v . 17 . Decbr.
v . I . betrifft , so kann ich dem blos die bestimmte Versiche¬

rung entgegenstellen , daß bei Annahme dieses Zusatzes die

gedachten 42 Gemeinden in Zukunft an den Wahlen theil-
nahmlos bleiben werden . Wer die Verhältnisse und Lokali¬

täten unsers Fürstcnthums genau kennt , wird mir darin bei¬

pflichten müssen , was sich auch durch die Erfahrung bestätigt.

Damals , als die Bürgermeistereien noch Wahlbezirke bildeten,

geschah es , daß in der Rege ! nur in der Gemeinde , in wel¬
cher die Wahl vorgenommen , gewählt wurde , in allen übrigen

50*
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nicht . ES ist auch so eben vom Abg . Kitz erwähnt worden,
man solle für das Fürstenthum Birkenfeld keine Ausnahme
machen , m . H ., thun Sie das und lassen Sie auch hier die
Ausnahme weg.

Abg . Mölling : Was daS Fürstcnthum Birkenfcid be¬
trifft , so bin ich mit den Lokalitäten nicht so bekannt . In
dem Ausschußantrage finde ich, daß er gerade deshalb , daß
er eine niedrigere Seelenzahl angenommen hat , weil die Ge¬
meinden kleiner sind , den Antrag gestellt hak . Ob das noch
herabzusctzen , wie der Abg . Strackerjan  beantragt hat , auf
125 , will ich dahin gestellt sein lassen . Die Herren von Bir¬
kenfeld haben sich schon darüber geäußert , aber ich meine,
daß der Abg . Strackerjan  zugleich beantragt hat , daß
diese Bestimmung für das Fürstenthum Birkcnfeld auch Aus¬
dehnung finde auf das Herzogthum Oldenburg , und dagegen
muß ich sprechen . Zch meine , da Herr Strackerjan  selbst
gesagt hat , baß im Herzogthum Oldenburg nur 2 Gemeinden
wären unter 250 Seelen , so würden wir diese Gemeinden
trennen , wenn wir der Staatsregierung eine solche Befugniß
cimäumten . ES hat sich kein Nachtheil aus der bisherigen
Eintheiiung ergeben , daß 250 Seelen zur Wahl eines Wahl¬
mannes erforderlich sein sollen . Man kann voraussetzen , daß
die Gemeinden wenigstens soviel oder mehr Einwohner haben,
und so meine ich, ist kein Grund dafür vorhanden , daß wir
diese Bestimmung für Birkenfeld auch ausdehnen auf Olden¬
burg , und wo ein Gesetz sich als unnachtheilig erwiesen hat,
sehe ich nicht ein , weshalb man es abändern soll . '

Abg . Werry : Zch muß mich auch für den Antrag
des Ausschusses erklären . Es hat sich bei unfern Gemeinden
in Birkenfeld gezeigt , daß die Leute , wenn sie sehen , daß ihre
Stimme gar nichts gilt , sich auch gar nicht gedrungen fühlen,
zu den Wahlen hinzugehen . Es war deshalb kauni möglich,
die Leute zum Wahlen zu bringen . — Die Befürchtung des
Abg . Noell  theile . ich gar nicht , ich glaube im Gegentheil,
daß die Leute sich dann lebhafter an den Wahlen betheiligcn
werden , wenn sie mit andern Gemeinden zu den Urwahlen
zusammenkvmmen , sich mit einander besprechen und so ihre
Stimmen zur Geltung bringen können.

Abg . Barleben : Ich kann mich nur dem Anträge des
Abg . Strackerjan  anschließen und will darauf aufmerksam
machen , daß dies begründet ist durch die Bestimmung des
alten Wahlgesetzes . Im tz. 3 . heißt es nämlich : beträgt der
Ueberschuß mehr als die Hälfte obiger Vcrhältnißzahlen , so
wird dafür noch ein Wahlmann , beziehungsweise ein Abge¬
ordneter gewählt , tz. 4 . lautet : ein Wahlbezirk hat auch
in dem Falle einen Wahlmann zu wählen , wenn dessen Be¬
völkerung weniger als 250 Einwohner zählt . Also einzelne
Gemeinden dürfen selbst mit der Zahl von 375 Seelen drei
Wahlmänner wählen , wogegen eine Gemeinde , die 125 Seelen
zählt , gar keinen zu wählen hätte . Dieses Mißverhältniß
würde entstehen und es wird gerade durch den Antrag des
Abg . Strackerjan  beseitigt.

Abg . Strackerjan : Hr . Mölling  scheint mich miß¬
verstanden zu haben . Zch habe durch meinen Antrag die

kleinen Gemeinden in den Fürstenthümern nicht schlechter
stellen wollen , als die kleinen im Herzogthum . Wenn ich
sage , der Antrag müsse ganz allgemein hingcstellt werden , so
wünsche ich es deshalb , weil es mir unangemessen erscheint,
daß hier für 's Herzogthum und da für 's Fürstenthum besondere
Bestimmungen im Staatsgrundgesetz stehen . Factisch wird
die Bestimmung übrigens im Herzogthum nicht zur Wirkung
kommen . Die kleinste Gemeinde ist Friesoythe , sie hat 187
Einwohner , kann also immer noch 62 Einwohner verlieren,
ehe es dazu kommt , daß es zusammengelegi werden müßte.

Abg . Wibel : Zch wollte auch bemerken , aber zu einem
andern Zweck , daß ich dem Anträge deö Abg . Strackerjan
aus dem Grunde nicht beistimmen kann , weil eine solche Be¬
stimmung hier im Herzogthum keine Anwendung erleidet.
Wozu wollen wir eine Bestimmung geben , die bei den jetzigen
Verhältnissen keine Anwendung erleidet , denn wir haben keine
Gemeinde von so geringer Bevölkerung , sie aber hinzustellen,
damit wir künftig vielleicht so kleine Gemeinden bekommen,
halten Sie wohl nicht für rathsam.

Abg . Mölling : Zch verzichte aufs Wort.
Präsident : Demnach ist die Discussion über diesen

Antrag des Ausschusses geschlossen , vorbehältlich des letzten
Worts des Berichterstatters-

Abg . Niebour II . (Berichterstatter ) : Der Ausschuß,
meine Herren , ist davon ausgegangen , daß für das Fürslenthum
Birkenfeld gerade dadurch , daß so viele kleine Gemeinden da
sind , eine besondere Ausnahmebestimmung gerechtfertigt sei.
Im Herzogthum , wo derartige Gemeinden fast gar nicht Vor¬
kommen , schien eine solche Bestimmung überflüssig . Aus der
andern Seite ist im Ausschüsse wohl erwogen worden , ob
man wohl etwas weiter yeruntergehen könne und namentlich
in Gemäßheit tz. 4 des Wahlgesetzes , Gemeinden von weniger
als 250 Einwohnern die Wahl eines WahlmanneS zu ge¬
statten , und ich muß jetzt in der Thal erklären , daß ich mich
dem Anträge des Abg . Strackerjan  anschließe , womit sich
auch schon einige AuSschußmilglicder einverstanden erklärt
haben . Also in dieser Beziehung erkläre ich mich damit ein¬
verstanden , weil ich cs für genügend halte , wenn Gemeinden
unter 125 Einwohnern von der selbstständigen Wahl ausge¬
schlossen werden . Was den übrigen Inhalt des Antrages
des Abg . Strackerjan  betrifft , so erkläre ich mich dage¬
gen , weil er ganz unpraktisch ist . Wo eine Bestimmung
nicht nöthig ist, soll man sie nicht cinführen.

Präsident : ES liegen vor als Anträge 1) der Antrag
des Ausschusses : „ daß zu dem tz. 1 . der Zusatz gemacht werde:

Gemeinden , deren Bevölkerung weniger als 250 Ein¬
wohner beträgt , werden von der Regierung unter sich
oder mit anderen zu Wahlbezirken vereinigt ."

Dann der Antrag von Strackejan: „Zu §. 1. der
Verordnung vom 17 . Decbr . 1849 . :

In dem Ausschuß - Anträge werde gesetzt „ 125"
statt „ 250 " ,

und dann ferner:
„Der AuSschuß - Antrag werde unter Streichung des
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h . 4 . des Wahlgesetzes vom 48 . Febr . 1849 an den
Schluß des ß. 6 . gesetzt."

Zch würde nun den ersten Theil des Antrags des Abg.
Strackerjan,  daß nämlich im Ausschußantrage statt der

Zahl 250 , die Zahl 125 gesetzt werde , zur Abstimmung brin¬

gen . Dann könnte ich den Ausschußantrag zur Abstim¬
mung bringen , und dann den fernern Antrag , daß dieser
Ausschußantrag ausgedehnt werde auf das Herzogthum , in
der Weise , wie vom Abg . Strackerjan  beantragt ist,
nämlich:

„Der Ausschuß - Antrag werde unter Streichung des

tz. 4 . des Wahlgesetzes vom 18 . Febr . 1819 an den
Schluß des § . 6 . gesetzt ."

Zch bitte die Herren , welche wollen also , daß im Aus¬

schuß -Anträge statt der Zahl „ 250 " gesetzt werde „ 125 " , auf-

zustchen . — Der Antrag ist angenommen . — Diejenigen,
welche mit dieser Abänderung also den Antrag des Ausschusses:

„daß zu dem §. t . der Zusatz gemacht werde:
Gemeinden , deren Bevölkerung weniger als 250 Ein¬
wohner beträgt , werden von der Regierung unter sich

oder mit anderen zu Wahlbezirken vereinigt " ,
annehmen wollen , jedoch blos mit Beziehung auf das Fürsten-
thum , bitte ich aufzustehen . — Der Antrag ist ebenfalls an¬

genommen.
Jetzt bringe ich den . ferneren Antrag des Abg . Stracker¬

jan  zur Abstimmung:
„Der Ausschuß - Antrag werde unter Streichung des
h . 4 . des Wahlgesetzes vom 18 . Febr . 1849 an den
Schluß des tz. 6 . gesetzt."

Ich bitte die Herren , welche dem Anträge beitreten
wollen , aufzustehen . — Der Antrag ist abgelehnt.

Berichterstatter Abg . Niebour II . (verliest ) :

Die tztz. 3 . und 4 . der Verordnung  vom 17 . Dec.
v. Z . erkennt der Ausschuß als zweckmäßig an.

Den tz. 5 . der Verordnung  glaubt der Ausschuß

dagegen ebenfalls einer Revision unterziehen zu müssen , indem
er sich von der Zweckmäßigkeit der Vornahme der Wahlen

an einem  Tage im ganzen  Herzogthum nicht überzeugen
kann . Es werden dadurch manche sonst zu verhindernde

Doppelwahlen veranlaßt , und es kann auch der Vortheil
nicht erreicht werden , daß in weiteren Kreisen als tüchtig an¬
erkannte Männer , wenn sie, vielleicht aus zufälligen oder par¬
tikulären Gründen in ihren bisherigen Wahlkreisen nicht wie¬
der gewählt sind , von den später wählenden Kreisen noch

gewählt werden können.
Der Ausschuß ist deshalb der Ansicht , daß im Herzog-

thume die Wahlen zwar in je 2 Wahlkreisen an demselben

Tage , um nicht zu lange Zeit zu gebrauchen , in den 2 fol¬
genden Kreisen aber stets an dem nächsten Wochentage vor-
zunehmcn seien.

Die genaue und vollständige Festsetzung der Reihenfolge
der Wahlkreise wird erst geschehen können , wenn über die zu
bildenden Wahlkreise Beschluß gefaßt ist. Der Ausschuß kann
hier also bis jetzt nur beantragen :

„Die Wahl der Abgeordneten in den . . . Wahlkreisen
des Herzogthums geschieht an . . . auf einander fol¬
genden Wochentagen , in der Weise , daß je 2 Wahl¬
kreise immer an demselben Tage wählen ."

Abg . Strackerjan : Es ist hier freilich von dem Aus¬
schuß noch nicht beantragt , wie die Wahlen auf einander fol¬
gen sollen . Ich möchte aber von vorn herein darauf auf¬
merksam machen , daß cs mir gar nicht zweckmäßig zu sein
scheint , wieder , wie früher geschehen ist , eine gesetzliche Rei¬
henfolge zu bestimmen . Es kann da unter Umständen die
Provinzialregierung , welche die Wahl zu leiten hat , sehr ge-
nirt werden . Ich erinnere mich eines Falles , wo die Wahl

lange ausgesetzt werden mußte , weil zufällig gerade mehre
katholische Festtage im Münsterschen Landestbeile einsielen,
und nachher trafen die Wahltage wieder mit Märkten und

sonstigen Sachen zusammen . Ich glaube , das beste ist , daß
die Reihenfolge der Wahl nicht durch das Gesetz bestimmt,
sondern der Bestimmung der Provinzial -Regierung überlassen
bleibe.

Abg . Wibel : Meine Herren ! Es ist gewiß richtiger,
daß sie die Reihenfolge der Wahlen durch das Gesetz bestim¬
men , als daß Sie es der Regierung anheimgebcn sie zu ord¬
nen . Es ist wahr , was der Abg . Strackerjan  sagt , daß

eine gesetzliche Bestimmung die Staatsregierung gcniren kann;
wenn sich aber jemand gcniren soll in dieser Angelegenheit,
so ist' s besser , die Regierung lhut es mit der Ansetzung der

Tage , als daß auf die Wahl irgend eine Einwirkung dadurch
auch nur denkbar möglich wäre und das ist nicht zu
vermeiden , wenn die Reihenfolge der Behördenwillkühr über¬

lassen bleibt und nicht der gesetzlichen Bestimmung . Nichts
darf bei den Wahlen , meine Herren , einer Einwirkung über¬

lassen bleiben , die von der einen oder andern Staatsgewalt
ausgcht ; das Volk soll frei wählen nach dem Gesetz , nach
jeder Richtung hin und selbst die Reihenfolge hat eine wesent¬
liche Einwirkung darauf , wenn dem einen Landestheile , wel¬

cher sich gern nach dem andern richten wollte , dies abgeschnit¬
ten würde.

Abg . Strackerjan : Meine Herren , ich habe den Ausdruck
„gcniren " gebraucht , weil mir im Augenblick kein bessrer in
den Mund kam . Ich glaube , daß er ziemlich das ausdrückt,
was ich sagen wollte . Es würde die Regierung sehr geni-
ren , innerhalb der gesetzlichen Zeit die Wahlen zu Stande

zu bringen , wenn sie durch solche Bestimmungen gebunden
ist , die Wahlen in einer bestimmten Reihenfolge vorzunehmen.
Wenn der Landtag aufgelöst ist, so muß in 2 Monaten der
neue Landtag ! wieder zusammentretcn . Wenn wir 17 , 18
Wahlkreise bestimmen zur Wahl der Abg . so sind zu den
Wahlen und zum Einschicken der Wahlakten so viel Tage erfor¬

derlich , daß es kaum möglich ist durchzukommen , wenn die
Regierung noch überdies genirl wird durch diele Reihenfolge,

wenn sie nicht einmal einen Wochentag überspringen darf,
wenn zufällig ein Markt oder dergl . mit der Wahl collidiren

sollte . Ich möchte Ihnen empfehlen , dies für das Herzog-



320

thum nicht zu bestimmen und nicht immer Mißtrauen zu
ch egen.

Präsident : Die Discussiow ist geschlossen. Ich bringe
den Antrag zur Abstimmung. Der Ausschuß also bat be¬
antragt:

„Die Wahl der Abgeordneten in den . . . Wahl¬
kreisen des Herzogthums geschieht an . . . . auf ein¬
ander folgenden Wochentagen, in der Weise, daß je
2 Wahlkreise immer an demselben Tage wahlen.«

Jch bitte die Herren, welche den Antrag annehmen wol¬
len, aufzustehen. — Der Antrag ist angenommen.

Es ist zwar die Zeit schon vorgerückt, indessen glaube
ich doch, können wir diese beiden Anträge noch erledigen.

Abg. Niebour II. (Berichterstatter, verliest) : Zu §. 5.
des Wahlgesetzes vom 18. Febr. 1819 glaubt der Ausschuß
einen Zusatz hinsichtlich der Miliiärpersoncn vorschlagen zu
müssen. Es ist nämlich Streit darüber gewesen, ob Solda¬
ten und Militärpersonen, wenn sie im Ucbrigen wahlberech-
tigi sind, an ihrem Standorte wählen können. Um diese
Zweifel zu beseitigen und den Soldaten und Militärpersonen
ihre politischen Rechte zu sichern, beantragt der Ausschuß zu
dem gedachten8. 5. den Zusatz:

der Standort der Soldaten und Militärpersonen gilt
als Wohnsitz und berechtigt zur Wahl.

tz. 5., wenn ich mir erlauben darf, hinzuzufügen, heißt:
„Jeder ist nur in dem Bezirke, worin er wohnt, als Urwäh¬
ler stimmberechtigt und als Wahlmann wählbar. Die Ab¬
geordneten können aus dem ganzen Großherzogthum gewählt
werden."

Zu diesemZ. also ist hier vom Ausschuß der Zusatz be¬
antragt: „der Standort der Soldaten und Militärpersonen
gilt als Wohnsitz und berechtigt zu Wahl."

Abg. Strackerjan : Meine Herren, ich bin mit dem
ganz einverstanden, was , wie ich glaube, der Ausschuß
durch seinen Antrag erreichen wollte, nach meiner Ansicht
aber durch die Fassung nicht erreicht hat. Er sagt zunächst:
„der Standort der Soldaten und Militärpersonen gilt als
Wohnsitz.« Es sind hier allgemein die Soldaten genannt;
es haben aber wahrscheinlich nur diejenigen gemeint werden
sollen, die bei der Fahne befindlich, die im activen Dienste
sind. Der gewöhnliche Ausdruck im Gesetze ist dafür „die
bei der Fahne befindlichen", nachher wird es dahin erläutert:
„die nicht auf unbestimmte Zeit Beurlaubten." Deshalb
möchte ich Vorschlägen, hinzuzufügen: „die nicht auf unbe¬
stimmte Zeit Beurlaubten." Dazu gehören aber auch die Land¬
dragoner und die haben ihren gewöhnlichen Wohnort nicht in
Oldenburg, Wenn wir die nicht ausnchmen wollen, so sind
sie von dem Wahlrecht ausgeschlossen und deshalb möchte ich

-die Landdragoner ausdrücklich ausnehmen. Auch der Satz:
„und berechtigt zur Wahl" scheint mir nicht ganz deutlich.
Man könnte vielleicht sagen: „und berechtigt zur activen und
pa'siven Wahl". Es ist aber, glaube ich, besser, wenn man
'agt : „Als Wohnort der nicht auf unbestimmte Zeit beurlaub¬
ten Soldaten und Militärpersonen, mit Ausschluß der Land¬

dragoner, gilt deren Standort ." Der Standort ist in Olden¬
burg. Einigermaßen zweifelhaft kann dies sein, mit der auf
der Osternburg befindlichen Militärabtheilung. Sie wird nämlich
im Militärgesetzbuch stets neben der Garnison Oldenburg auf¬
geführt. Für diese Abtheilung und für alle zur Garnison
Oldenburg gehörigen Militärpersonen ist das Stadtgebiet Ol¬
denburg als der Ort angenommen, wornach die Militärperfo-
nen in ihren rechtlichen Verhältnissen, in erb- und gütcrrecht-
lichen Verhältnissen beurtheilt werden. Deshalb möchte ich
auch noch den Zusatz empfehlen: „Als der Standort der zu
der Garnison Oldenburg gehörenden Truppen, so wie der auf
der Osternburg stationirten Truppen , ist das Stadtgebiet
Oldenburg anzusehen." Das entspricht ganz den Bestim¬
mungen des Militärgcsetzes. Dann fahre ich fort: »Als Wohn¬
ort der Landdragoner gilt der Wahlbezirk, in welchem sie zur Zeit
der Wahl stationirt sind" Wenn dies nicht ausdrücklich bestimmt
ist, können die Leute gar nicht ihr Wahlrecht ausüben, denn
bekanntlich werden sie nicht im ganzen Lande hier nach der
Stadt Oldenburg Herkommen können, um ihr Wahlrecht auS-
zuüben, die Stadtgemeinde Oldenburg ist aber ihr gesetzlicher
Wohnort.

Präsident : Beantragt ist, statt des Zusatzes des Aus¬
schusses zu tz. 5.

„Als Wohnort der nicht aus unbestimmte Zeit beur¬
laubten Soldaten und Militärpersonen, mit Ausschluß
der Landdragoner, gilt deren Standort . Als der
Standort der zu der Garnison Oldenburg gehörigen
Truppen, so wie der auf der Osternburg stationirten
Truppen, ist das Stadtgebiet Oldenburg zu betrachten.

Als Wohnort der Landdragoner gilt der Wahlbe¬
zirk, in welchem sie zur Zeit der Wahl stationirt sind."

Ist dieser Antrag unterstützt? — Er ist unterstützt. —
Abg. Niebour II . : Meine Herren, ich glaube, daß

durch diesen Antrag der Zweck nicht so gut erreicht wird, als
durch den Antrag des Ausschusses. Ich bemerke, daß der
Ausschußantrag dem Wahlgesetze entnommen ist, nach wel¬
chem der Erfurter Reichstag gewählt ist, was hier freilich
keine besondere Empfehlung sein wird. Dann aber glaube
ich, daß eben der Standort etwas Anderes ausdrückt, als der
Abg. Stackerjan  hier ausgesprochen hat. Ich möchte der
Ansicht sein, daß der Standort da ist, wo der Soldat sta-
lionirt ist, und da will ich auch, daß der Soldat, bcz. Dra¬
goner, wähle. So fasse ich die Sache auf und so sehe ich
den Standort der Soldaten als den Ort an, wo sie wohnen.
Haben sie zu wohnen auf der Osternburg, so haben sie auch
da ihren Standort. Wenn ferner der Abg. Strackerjan
die nicht bei der Fahne Befindlichen und auf unbestimmte
Beurlaubten anführte, so glaube ich nicht, daß die ihren
Zeit Standort hier haben. Ich glaube, sie haben gar
keinen. Deshalb glaube ich, daß es nicht zweckmäßig ist,
daß der Antrag von Strackerjan noch beigefügt werde, und
daß cs am allerbesten ist, den Antrag deö Ausschusses so
anzuuehmen, wie er gestellt ist.

Abg. Wiel : Ich, meine Herren, halte den Antrag des



Abg . St -r ackricj -a n durchaus Wr nöthig . Ichnglaube , der
Berichterstatter irrt darin , wenn er glaubt , Per Standort sei
der , wo der Soldat für seine Person steht oder wohnt , wo
er seine Dienstpflicht zu erfüllen hat . Unter Standort wird
man nur verstehen den Ort , wo die nsilitärische Körperschaft

stch befindet , zu der er gehört . Auch der Abg . Strackerjan
hat sehr richtig bemerkt , daß z. B . die Soldaten des Infan¬
terie -Regiments hier im Stadtgebiete vor dem heiligen Geist-
thore ihren Standort haben . So bcurtheilen die Gerichte
das Berhältniß.

Wenn sich Militärpersonen verheirathen oder beerbfällt
werden , so müssen sie nach den Gesetzen beurtheilt werden,
die hier gelten , auf dem Grund und Boden , wo die Caserne
steht , dort steht das Regiment , dem sie angehören.

Präsident : Da sich Niemand weiter zum Worte ge¬
meldet hat , erkläre ich die Discussion über diesen Antrag für
geschlossen.

Es liegen 2 Anträge vor , der des Ausschusses und der
des Abg . Strackerjan.

Der des Abg . Strackerjan  geht dahin:
Statt des vom Ausschuß vorgeschlagenen Zusatzes soll

es heißen:
„Als Wohnort der nicht auf unbestimmte Zeit beur¬
laubten Soldaten und Militärpersonen , mit Ausschluß
der Landdragoner , gilt deren Standort . Als der
Standort der zu der Garnison Oldenburg gehörigen
Truppen , so wie der aus der Ostcrnburg stativnnten
Truppen , ist das Stadtgebiet Oldenburg zu betrachten.

AlS Wohnort der Landdragoner gilt der Wahlbezirk,
in welchem sie zur Zeit der Wahl stationirt sind ."

und dann liegt der Antrag des Ausschusses vor:
„Der Standort der Soldaten und Militärpersoncn gilt
als Wohnsitz und berechtigt zur Wahl . "

Ich bringe zunächst den Anirag des Abg . Strackerjan
zur Abstimmung , wird er angenommen , so würde der AuS-
schußanlrag erledigt sein.

Abg . LLerry : Ich bitte , den Antrag nochmals zu ver¬
lesen.

Präsident : Ich habe ihn eben verlesen.
Er heißt:

„Als Wohnort der nicht auf unbestimmte Zeit beur¬
laubten Soldaten und Militärpersoncn , mit AuSsciluß
der Landdragoner , gilt deren Standort . Als de

Standort der zu der Garnison Oldenburg gehörigen
Truppen , so wie der auf der Osternburg stanomrten
Ti uppen , ist das Sladtgebiet Oldenburg zu betrachten.

Als Wohnort der Landdragoner gilt der Wahlbezirk,
in welchem sie zur Zeit der Wahl stationirt sind ."

Diejenigen Herren , welche diesem St rackerjanschen
Anträge beitrcten wollen , bitte ich aufzustthcn.

Der Antrag ist mit großer Stimmenmehrheit angenM-
men und damit der Aus chußantrag erledigt . ' ' ^ 2.

Abg . Niebour H . ( Berichterstatter , verliest ) :
Der Ausschuß , welcher sich noch über einige andere Zu¬

sätze Bericht Vorbehalt , wird demnächst ein VerMlchmß der
Wahlkreise zusammen zu stellen und überall schlüssig , zu be¬
richten habe».

Derselbe glaubt aber schon hier seine Ansicht - dahin aus - ,
sprechen zu dürfen , .

„daß demnächst aus dem alten Wahlgesetze , vom 1K,
Februar 1849 , der Beiordnung vom 17 . Derenchjv
v . I . und den Resultaten der jetzigen Revision die
künftig eintretenden bezeichnten in Kraft bleibenden
Bestimmungen zu einem  neuen Wahlgesetze vereinigt
und unter Aushebung der früheren Gesetze als neues
Wahlgesetz verkündigt werden müssen,

um dieA nwendung der gesetzlichen Bestimmungen den Wahl-
commissarien u . s. w . zu erleichtern und Verwirrung in der
Gesetzgebung zu verhüten.

Der Ausschuß bittet , daß der Landtag diese Ansicht bil¬
lige , um dann darnach demnächst bei seinen Arbeiten , na¬
mentlich bei der Rcdacrion , verfahren zu können ."

Präsident : Da sich Niemand zum Wort gemeldet hat,
so bitte ich unter Annahme des Schlusses diejenigen Herren,
welche der Ansicht des Ausschusses beitrcten wollen , auf¬
zustehen . —

Der Antrag ist angenommen und geht somit die Sache
an ben Ausschuß zurück.

ES ist mir folgender Antrag eingereicht worden:
„Zn Erwägung:

1 . Daß die Beförderung der Ausführung des Art . 99
des Staatsgrundgesetzes zur Evmpetenz des allgemei¬
nen Landtags gehört,

2 . Daß , neben der Gemcindcordnung auch das Schulge¬
setz von den bevorstehenden nächsten Provinzrallandta-
gen nvthwendig in Angriff genommen werden muß,
um dem Ausbau der innern Verhältnisse die nvlh-
wendige Grundlage zu geben,

3 . Daß Entwürfe zum Schulgesetze in allen drei Landek-
theilcn von dazu bestellten Commissionen ausgearbcilet
worden sind , welche sowohl von dem Landtage als der
Staatsregierung benutzt werden können,

beschließt der allgemeine Landtag:
cö sei unumgänglich nöthig zu erachten , daß den näch¬
sten Prooinziallandtagen das Schulgesetz unvorzüg¬
lich zur Bcrathung vorgelegt werde ."

Der Antrag ist unterschrieben von dem Abg . Werry
und unterstützt von den Abg . Niebour I ., Georg , Kay»
ser , Wibel , Mölling,  Böckel .' Hat also die genügende
Unterstützung gefunden . Sofern kein besonderer Antrag auf
Bestellung eines Ausjchuffcs gestellt wird , laß ich ihn an die
Abtheilung gehen.

Meine Herren , den nächsten Gegenstand der Tagesord¬
nung würde bilden , der Bericht des Ausschusses über das
Rekrutirungsgcsetz , Dieser Bericht ist zeitig erlheilt worden,

' aber °eS sind mehrere Abgeordnete erst gestern Abend hier ein-
gctrvffen , der Bericht ist sehr umfangreich und es ist gewünscht
worden , ihn morgen noch nicht auf die Tagesordnung zu
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bringen . Es scheint mir auch bedenklich , ob wir morgen schon
diesen Bericht auf die Tagesordnung setzen könnten.
Außerdem ist von Seiten des Herrn Regierungs - CommissarS
mir erklärt worden , daß es auch dem Militärdepartement an¬
genehm sei, wenn erst übermorgen dieser Gegenstand in Be-
rathung käme . Es würde auch , vorausgesetzt , daß wir an ei¬
nem Tage damit fertig werden , kein Zeitverlust dadurch ent¬

stehen , da dann ohnehin zu übermorgen kein Stoff zur Ver¬
handlung vorläge . Daher würde ich die nächste Sitzung auf
den Sonnabend und dann diesen Bericht auf die Tagesord¬
nung setzen.

Demnach Sitzung , Sonnabend 10 Uhr . Die heutige Sitzung
ist geschlossen.

(Schluß der Sitzung */ § 3 Uhr .)

Namens der Redactions - Commission.

Böckel.

»

Schnellpreffendruck von Gerhard Stalling in Oldenburg.
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